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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. März 1958 

8 — 92100 — 1560/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung 
beschlossenen 

Entwurf eines Personenbeförderungsgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 188. Sitzung am 14. Februar 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetz- 
entwurf die aus der Anlage 2 ersichtliche Stellungnahme be- 
schlossen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Anlage 1 


Entwurf eines Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


I. Allgemeine Vorschriften 
§ 1 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Den Vorschriften dieses Gesetzes unterliegt 
die entgeltliche oder geschäftsmäßige Beförderung 
von Personen mit Straßenbahnen, mit Oberleitungs- 
omnibussen (Obussen) und mit Kraftfahrzeugen. 
Als Entgelt sind auch wirtschaftliche Vorteile anzu- 
sehen, die mittelbar für die Wirtschaftlichkeit einer 
auf diese Weise geförderten Erwerbstätigkeit er- 
strebt werden. 

(2) Diesem Gesetz unterliegen nicht 

1. Beförderungen mit Personenkraftwagen 
(§ 4), wenn das Gesamtentgelt die Selbst- 
kosten der Fahrt nicht übersteigt; 

2. Beförderungen, die im Zubringer- und Ab- 
holdienst durchgeführt werden 

a) von Fluggesellschaften und Flughäfen 
für ihr Personal und die Fluggäste, 

b) von Krankenhäusern, Heilstätten und j 
ähnlichen Einrichtungen für ihr Per- | 
sonal, die Kranken und deren Besucher, j 
soweit die Beförderungen nicht nach 

§ 59 Abs. 1 Nr. 2 geregelt werden, 

c) vom Beherbergungsgewerbe für seine 
Wohngäste mit Personenkraftwagen 

(§ 4); 

3. Beförderungen mit Landkraftposten der 
Deutschen Bundespost (§ 5). 

§ 2 

Genehmigungspflicht 

(1) Wer im Sinne des § 1 Abs. 1 

1. mit Straßenbahnen, 

2. mit Obussen, 

3. mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr 
(§§ 42 und 43) oder 

4. mit Kraftfahrzeugen im Gelegenheitsver- 
kehr (§ 46) 

Personen befördert, muß im Besitz einer Genehmi- 
gung sein. Er ist Unternehmer im Sinne dieses 
Gesetzes. 

(2) Der Genehmigung bedarf ferner jede Erweite- 
rung oder wesentliche Änderung des Unternehmens 
sowie die Übernahme der aus der Genehmigung 
erwachsenden Rechte und Pflichten (Übertragung 
der Genehmigung, § 3 Abs. 1 Satz 2). 


(3) Der Genehmigung bedarf der Arbeitgeber 
nicht für die Beförderung der Arbeitnehmer zwi- 
schen Arbeitsstätten desselben Betriebes zu betrieb- 
lichen Zwecken. 

(4) Der Genehmigung bedarf ferner nicht der Ar- 
beitgeber, der, ohne von den Beförderten ein un- 

| mittelbares Entgelt dafür zu erheben, die Arbeit- 
nehmer seines Betriebs mit werkeigenen Fahr- 
zeugen zwischen Wohnung oder Gemeinschafts- 
unterkünften und Arbeitsstelle regelmäßig beför- 
dert. Vor Inbetriebnahme ist dieser Verkehr, wenn 
er mit Kraftomnibussen durchgeführt wird, der Ge- 
nehmigungsbehörde anzuzeigen, über die erfolgte 
Anzeige wird eine Bescheinigung ausgehändigt, die 
vom Kraftfahrzeugführer mitzuführen und auf Ver- 
langen den zuständigen Beamten vorzuzeigen ist. 

(5) Werden die nach Absatz 4 von der Genehmi- 
gung befreiten Beförderungen mit werkeigenen 
Kraftomnibussen ausgeführt, so kann die Genehmi- 
gungsbehörde, wenn die öffentlichen Verkehrs- 
interessen (§ 13) nachhaltig beeinträchtigt werden, 
Bedingungen und Auflagen festsetzen oder die Be- 
förderungen allgemein untersagen. 

(6) Einer Genehmigung bedarf es nicht zum vor- 
übergehenden Einsatz von Kraftfahrzeugen bei Not- 
ständen und Betriebsstörungen im öffentlichen Ver- 
kehr, insbesondere im Schienen-, Bergbahn- oder 
Obusverkehr. Wenn die Störungen länger als 
72 Stunden dauern, haben die Unternehmer der von 
der Störung betroffenen Betriebe der Genehmi- 
gungsbehörde (§ 11) Art, Umfang und voraussicht- 
liche Dauer eines solchen vorübergehenden Ein- 
satzes von Kraftfahrzeugen unverzüglich mitzu- 
teilen. 

§ 3 

Unternehmer 

(1) Die Genehmigung wird dem Unternehmer für 
einen bestimmten Verkehr (§ 9) und für seine Per- 
son (natürliche oder juristische Person) erteilt. Die 
Genehmigung ist nicht übertragbar, es sei denn, 
daß der Unternehmer das Alter von 60 Jahren er- 
reicht hat oder infolge amtsärztlich festgestellter 
Gebrechlichkeit zur Fortführung des Unternehmens 
auf die Dauer nicht imstande ist. 

(2) Der Unternehmer muß den Verkehr im 
eigenen Namen, unter eigener Verantwortung und 
für eigene Rechnung betreiben. Die oberste Landes- 
verkehrsbehörde oder die von ihr bestimmte Be- 
hörde kann in besonders gelagerten Einzelfällen 
Ausnahmen zulassen. 

§ 4 

Straßenbahnen; Obusse; Kraftfahrzeuge 

(1) Straßenbahnen sind Schienenbahnen, die 

1. den Verkehrsraum öffentlicher Straßen 
benutzen und sich mit ihren baulichen und 
betrieblichen Einrichtungen sowie in ihrer 
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Betriebsweise der Eigenart des Straßen- ! 
Verkehrs anpassen oder [ 

2. einen besonderen Bahnkörper haben und j 
in der Betriebsweise den unter Nummer 1 1 
bezeichneten Bahnen gleichen oder ähneln 

und ausschließlich oder überwiegend der Beförde- 
rung von Personen im Orts- oder Nachbarschafts- 
bereich dienen. 

(2) Als Straßenbahnen gelten auch Bahnen, die 
als Hoch- oder Untergrundbahnen, Schwebebahnen 
oder ähnliche Bahnen besonderer Bauart angelegt 
sind oder angelegt werden, ausschließlich oder 
überwiegend der Beförderung von Personen im 
Orts- oder Nachbarschaftsbereich dienen und nicht 
Bergbahnen sind. 

(3) Obusse im Sinne dieses Gesetzes sind elek- 
trisch angetriebene, nicht an Schienen gebundene 
Straßenfahrzeuge, die ihre Antriebsenergie einer 
Fahrleitung entnehmen. 

(4) Kraftfahrzeuge im Sinne dieses Gesetzes sind 
Straßenfahrzeuge, die durch eigene Maschinenkraft j 
bewegt werden, ohne an Schienen oder eine Fahr- | 
leitung gebunden zu sein, und zwar sind 

1. Personenkraftwagen: Kraftfahrzeuge, die 

nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Be- 
förderung von nicht mehr als sieben Per- 
sonen (einschließlich Führer) geeignet und j 
bestimmt sind; j 

2. Kraftomnibusse: Kraftfahrzeuge, die nach 
ihrer Bauart und Ausstattung zur Beför- 
derung von mehr als sieben Personen 
(einschließlich Führer) geeignet und be- 
stimmt sind; 

3. Lastkraftwagen: Kraftfahrzeuge, die nach 
ihrer Bauart und Einrichtung zur Beförde- 
rung von Gütern bestimmt sind. 

(5) Anhänger, die von den in Absatz 1 bis 4 
genannten Fahrzeugen zur Personenbeförderung 
mitgeführt werden, sind den sie bewegenden Fahr- 
zeugen gleichgestellt. 

§ 5 

Landkraftposten 

Landkraftposten sind Kraftwagenverbindungen 
der Deutschen Bundespost, die mit posteigenen 
Kraftfahrzeugen von nicht mehr als 1,75 Tonnen 
Nutzlast betrieben werden, die der Postsachenbeför- 
derung über Land dienen und zusätzlich für die Be- 
förderung von nicht mehr als fünf Personen (ein- 
schließlich Führer) bestimmt sind. 


§ 6 

Umgehungsverbot 

Die Verpflichtungen des Unternehmers nach die- 
sem Gesetz werden durch rechtsgeschäftliche oder 
firmenrechtliche Gestaltungen oder Scheintatbe- 
stände, die zur Umgehung der Bestimmungen des 
Gesetzes geeignet sind, nicht berührt. 


§ 7 

Beförderung von Personen auf Lastkraftwagen 
und auf Anhängern hinter Lastkraftwagen 
und Zugmaschinen 

Zu einer Personenbeförderung, die nach diesem 
Gesetz genehmigungspflichtig ist, dürfen Lastkraft- 
wagen sowie Anhänger jeder Art hinter Lastkraft- 
wagen oder hinter Zugmaschinen nicht verwendet 
werden. Als Lastkraftwagen im Sinne dieser Be- 
stimmung gelten auch Kraftfahrzeuge, die zur 
gleichzeitigen oder wahlweisen Beförderung von 
Personen und Gütern als Kombinationskraftwagen 
nach der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung zu- 
gelassen sind, wenn sie weniger als vier feste Sitz- 
plätze haben und ihr zulässiges Gesamtgewicht 
2 Tonnen übersteigt. 

§ B 

Ausgleich der Verkehrsinteressen 

(1) Mit dem Ziel bester Förderung des Verkehrs 
hat der Bundesminister für Verkehr darauf hinzu- 
wirken, daß die Interessen der verschiedenen Ver- 
kehrsträger im Personenverkehr ausgeglichen und 
ihre Leistungen und ihre Entgelte aufeinander ab- 
gestimmt werden. 

(2) Zur. Sicherung der Ordnung im Personenver- 
kehr und zum Ausgleich der Interessen der Ver- 
kehrsträger, die Personenverkehr auf der Straße 
betreiben, sollen sich die Genehmigungsbehörden 
bei Entscheidung über Genehmigungsanträge nach 
ihrem pflichtgemäßen Ermessen und unbeschadet 
der Vorschriften des § 13 Abs. 2 bis 5 von folgen- 
den Grundsätzen leiten lassen: 

1. Im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
(§§ 42 ff.), der parallel zur Schiene ver- 
läuft, sollen die Schienenunternehmen den 
Vorrang haben. Schienenparallelverkehr 
ist der Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
auf den nächsten neben der Schiene ver- 
laufenden und für diesen Verkehr geeig- 
neten Straßen, bei dem die Mehrzahl der 
zu bedienenden Orte Haltepunkte dieser 
Schienenverbindung sind oder bei dem 
das Verkehrsaufkommen der zu bedienen- 
den Orte überwiegend im engeren Ein- 
zugsgebiet der Schienenverbindung liegt. 
Unter denselben Voraussetzungen sollen 
die Schienenunternehmen, wenn der Per- 
sonenverkehr auf einer Schienenverbin- 
dung stillgelegt wird, den Vorrang für 
einen Schienenersatzverkehr haben. 

2. Im Orts- und Nachbarortslinienverkehr 
mit Kraftfahrzeugen und Obussen sollen 
die örtlichen kommunalen Verkehrs- 
betriebe den Vorrang haben. Nachbar- 
ortslinienverkehr ist der Verkehr zwi- 
schen Nachbarorten oder Teilen von ihnen, 
wenn diese wirtschaftlich und verkehrs- 
mäßig so miteinander verbunden sind, daß 
der Verkehr nach der Tarifgestaltung und 
nach gegenwärtiger oder in naher Zukunft 
zu erwartender Häufigkeit einem Orts- 
linienverkehr vergleichbar ist. Die Ver- 
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bindung mehrerer Nachbarortslinien fällt j 
nicht unter den Begriff „Nachbarortslinien- j 
verkehr". 

3. Im Schnellinienverkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen zwischen Nachbarorten, die durch 
Eisenbahn und Straßenbahn oder durch 
Eisenbahn und Obusverkehr verbunden 
sind, sollen die Eisenbahnen und die ört- 
lichen kommunalen Verkehrsbetriebe glei- | 
eben Rang haben. 

4. Im Gelegenheitsverkehr (§§ 47 bis 50} 
sollen die privaten Unternehmer den Vor- 
rang haben. 

5. Die kommunalen Verkehrsbetriebe sollen 
Ausflugsfahrten und Verkehr mit Miet- 
omnibussen nur in dem Gebiet betreiben, 
das in einer Tagesfahrt bedient werden 
kann. 

6. Für die Ausführung von Ferienziel-Reisen 
(§ 49) teilt die Deutsche Bundesbahn den 
Vorrang nach Nummer 4 mit den privaten 
Unternehmern. Die Ausführung von 
Ferienziel-Reisen ist nicht Aufgabe der 
kommunalen Verkehrsbetriebe. 

7. Die Deutsche Bundespost, die Eisenbahnen j 
sowie die kommunalen Verkehrsbetriebe ! 
sollen Verkehr mit Mietautobussen (§ 50) i 
nur mit solchen Kraftomnibussen betrei- l 
ben, die ihnen hierfür nach § 9 Abs. 1 j 
Nr. 4 und Abs. 3 genehmigt sind. 

8. Als kommunale Verkehrsbetriebe im Sinne . 
dieses Absatzes gelten Betriebe, die im 
Eigentum von Gemeinden oder Gemeinde- 
verbänden stehen, oder an denen diese 
unmittelbar oder mittelbar mit Mehrheit 
beteiligt sind. 

(3) Bei der Erneuerung ablaufender Genehmi- 
gungen soll auch berücksichtigt werden, daß die 
Linie von dem Unternehmer jahrelang in einer das 
öffentliche Verkehrsbedürfnis befriedigenden Weise 
betrieben worden ist; beim Linienverkehr der Deut- 
schen Bundespost soll auch der Umstand berück- 
sichtigt werden, daß sich die Verbindung von Per- 
sonen- und Postsachenbeförderung im öffentlichen 
Interesse bewährt hat. 


II. Genehmigung 


Umfang der Genehmigung 

(1) Die Genehmigung wird erteilt 

1. bei einem Verkehr mit Straßenbahnen für j 
den Bau, den Betrieb und die Linienfüh- 
rung, 

2. bei einem Verkehr mit Obussen für den 
Bau, den Betrieb und die Linienführung, 

3. bei einem Linienverkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen für die Einrichtung und den Betrieb 
der Linie sowie für die Zahl, die Art und 
das Fassungsvermögen (Sitz- und Steh- ' 


plätze) der auf ihr einzusetzenden Kraft- 
fahrzeuge und Anhänger, 

4. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen für die Ausübung und die 
Form des Gelegenheitsverkehrs sowie für 
die Art und das Fassungsvermögen (Sitz- 
plätze) der einzelnen Kraftfahrzeuge un- 
ter Angabe ihrer amtlichen Kennzeichen. 

Für jedes einzelne Kraftfahrzeug wird die Genehmi- 
gung entweder nach Nummer 3 oder Nummer 4 er- 
teilt. 

(2) Bei Erweiterungen oder wesentlichen Ände- 
rungen (§ 2 Abs, 2) eines Unternehmens der in Ab- 
satz 1 genannten Verkehrsarten ist die Genehmi- 
gung für die Erweiterungen oder wesentlichen Än- 
derungen zusätzlich erforderlich. Bei einem Aus- 
tausch von Kraftfahrzeugen gleichen oder annähernd 
gleichen Fassungsvermögens soll die Genehmigung 
ohne nochmaliges Anhörverfahren erteilt werden. 

(3) Für den Linienverkehr desselben Unterneh- 
mers können in begründeten Einzelfällen nach Ab- 
satz 1 Nr. 3 genehmigte Fahrzeuge auch für den 
Gelegenheitsverkehr nach Absatz 1 Nr. 4 geneh- 
migt werden, sofern dadurch die ordnungsmäßige 
Durchführung des Linienverkehrs nicht beeinträch- 
tigt wird. Der Deutschen Bundespost, der Deutschen 
Bundesbahn und Betrieben von erprobter Zuver- 
lässigkeit und mit ausreichender Fahrzeugreserve 
kann die Genehmigungsbehörde gestatten, daß ein 
nach Zahl bestimmter Teil der ihnen für den Linien- 
verkehr genehmigten Fahrzeuge auch im Gelegen- 
heitsverkehr verwendet werden darf. Zur Sicher- 
stellung der behördlichen Überwachung des Einsat- 
zes dieser Fahrzeuge kann die Genehmigungsbe- 
hörde die Führung von Nachweisen (Kontrollisten) 
und ihre Vorlage in regelmäßigen Zeitabschnitten 
vorschreiben. 

§ 10 

Entscheidung in Zweifelsfällen 

Entstehen Zweifel darüber, ob eine Personenbe- 
förderung einer Genehmigung unterliegt oder wel- 
cher Verkehrsart oder Verkehrsform ein Verkehr 
zugehört oder wer Unternehmer im Sinne des § 3 
Abs. 1 und 2 ist, so entscheidet die für den Sitz des 
Unternehmens zuständige oberste Landesverkehrs- 
behörde oder die von ihr bestimmte Behörde. Die 
Entscheidung ist zu begründen, mit einer Rechtsmit- 
telbelehrung zu versehen und den Betroffenen zu- 
zustellen. 

§ 11 

Genehmigungsbehörden 

(1) Die Genehmigung erteilt die oberste Landes- 
verkehrsbehörde oder die von ihr bestimmte Be- 
hörde. 

(2) Zuständig ist 

1. bei einem Straßenbahn-, Obus- oder 
einem Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
die Genehmigungsbehörde, in deren Be- 
zirk der Verkehr ausschließlich betrieben 
werden soll, 
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2. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen die Genehmigungsbehörde, in 
deren Bezirk der Unternehmer seinen Sitz j 
oder seine Niederlassung im Sinne des ! 
Handelsrechts hat, 

3. bei einem Gelegenheitsverkehr der Deut- 
schen Bundespost oder der Deutschen Bun- 
desbahn die Genehmigungsbehörde, in de- 
ren Bezirk sich der Sitz der betriebsleiten- 
den Einsatzstelle befindet. 

(3) Soll ein Straßenbahn-, Obus- oder ein Linien- 
verkehr mit Kraftfahrzeugen in den Bezirken meh- 
rerer Genehmigungsbehörden desselben Landes be- 
trieben werden, so ist die Genehmigungsbehörde zu- 
ständig, in deren Bezirk die Linie ihren Ausgangs- 
punkt hat. Bestehen Zweifel über die Zuständigkeit, 
so wird die zuständige Genehmigungsbehörde von 
der obersten Landesverkehrsbehörde bestimmt. Die 
zuständige Genehmigungsbehörde trifft ihre Ent- 
scheidung im Einvernehmen mit den an der Linien- 
führung beteiligten Genehmigungsbehörden. Kommt 
ein Einvernehmen nicht zustande, so entscheidet die 
oberste Landesverkehrsbehörde. 

(4) Soll ein Straßenbahn-, Obus- oder Linienver- 
kehr mit Kraftfahrzeugen in mehreren Ländern be- j 
trieben werden, so ist Absatz 3 Satz 1 entsprechend ! 
anzuwenden. Bestehen zwischen den beteiligten 
Ländern Zweifel über die Zuständigkeit und kommt 
eine Einigung der obersten Landesverkehrsbehörden 
darüber nicht zustande, so entscheidet auf Antrag ; 
einer beteiligten obersten Landesverkehrsbehörde 1 
der Bundesminister für Verkehr. Das gleiche gilt, 
wenn über die Entscheidung eines Genehmigungs- 
antrages zwischen den Genehmigungsbehörden der I 
beteiligten Länder ein Einvernehmen nicht herge- 
stellt und auch ein Einvernehmen zwischen den 
obersten Landesverkehrsbehörden darüber nicht er- ! 
zielt werden kann. 

§ 12 

Antragstellung 

(1) Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung 
soll enthalten 

1. in allen Fällen 

a) Name sowie Wohn- und Betriebssitz 
des Antragstellers, 

b) Angaben darüber, ob der Antragsteller 
bereits eine Genehmigung für eine 
Verkehrsart besitzt oder besessen hat; 

2. bei einem Straßenbahn- oder Obusverkehr 

a) eine Übersichtskarte, in der die bean- 
tragte Strecke mit Haltestellen und alle 
in dem Verkehrsgebiet bereits vorhan- 
denen öffentlichen Verkehrsunterneh- 
men (Schienenbahnen, Obuslinien, 
Kraftfahrzeuglinien und Schiffahrts- 
linien, letztere soweit sie dem Berufs- j 
verkehr dienen) eingezeichnet sind, 

b) Beförderungsentgelte und Fahrplan, 

c) auf Verlangen der Genehmigungsbe- 
hörde einen Bauplan mit Kostenan- ; 
schlag sowie Beschreibung der Anlage, i 


Angaben über die höchste und tiefste 
Lage des Fahrdrahts, Längs- und Quer- 
schnitte sowie Pläne für notwendige 
Änderungen an öffentlichen Straßen, 
Beschreibung der Fahrzeuge einschließ- 
lich der Schaltpläne und der Betriebs- 
weise; 

3. bei einem Linienverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen 

a) eine Übersichtskarte in der unter 
Nummer 2 Buchstabe a beschriebenen 
Form, 

b) die Länge der Linie, bei Unterwegsbe- 
dienung auch der Teilstrecken, in Kilo- 
metern, 

c) Angaben über die Zahl, die Art und 
das Fassungsvermögen (Sitz- und Steh- 
plätze) der zu verwendenden Fahr- 
zeuge, 

d) Beförderungsentgelte und Fahrplan; 

4. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen 

a) Verkehrsform des Gelegenheitsver- 
kehrs (§ 46), 

b) Angaben über die Zahl, die Art und 
das Fassungsvermögen (Sitzplätze) der 
zu verwendenden Fahrzeuge. 

(2) Dem Antrag sind Unterlagen beizufügen, die 
ein Urteil über die Zuverlässigkeit des Antragstel- 
lers und die Sicherheit und Leistungsfähigkeit des 
Betriebs ermöglichen. 

(3) Die Genehmigungsbehörde kann weitere An- 
gaben und Unterlagen, insbesondere Vorlage eines 
polizeilichen Führungszeugnisses, verlangen. Sie hat 
bei einen Antrag auf Erteilung der Genehmigung 
von Linien- oder Gelegenheitsverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen das Kraftfahrt-Bundesamt um Auskunft 
über den Antragsteller zu ersuchen. 

§ 13 

Voraussetzung der Genehmigung 

(1) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn 

1. die Sicherheit und die Leistungsfähigkeit 
des Betriebs gewährleistet sind und 

2. keine Tatsachen vorliegen, die die Unzu- 
verlässigkeit des Antragstellers als Unter- 
nehmer dartun. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 

1. durch den beantragten Verkehr die öffent- 
lichen Verkehrsinteressen beeinträchtigt 
werden oder 

2. der beantragte Straßenbahn- oder Obus- 
verkehr oder Linienverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen auf Straßen durchgeführt werden 
soll, die sich aus Gründen der Verkehrs- 
sicherheit oder wegen ihres Bauzustandes 
für diesen Verkehr nicht eignen. 

(3) Eine Beeinträchtigung der öffentlichen Ver- 
kehrsinteressen ist insbesondere gegeben, wenn für 
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den beantragten Verkehr kein Öffentliches Verkehrs- j 
bedürfnis vorliegt. Ein öffentliches Verkehrsbedürf- j 
nis ist nicht gegeben, wenn der Verkehr mit den 
vorhandenen Verkehrsmitteln befriedigend bedient J 
werden kann,- hierüber hat die Genehmigungs- j 
behörde nach pflichtgemäßem Ermessen zu entschei- 
den, sie hat hierbei das Ergebnis des Anhörverfah- | 
rens (§ 14) gebührend zu berücksichtigen. 

(4) Eine Beeinträchtigung der Öffentlichen Ver- 
kehrsinteressen ist beim Straßenbahn-, Obusverkehr 
und Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen auch dann 
gegeben, wenn der beantragte Verkehr 

a) ohne eine wesentliche Verbesserung der 
Verkehrsbedienung Verkehrsaufgaben 
übernehmen will, die bereits vorhandene 
Unternehmer oder Eisenbahnen sachge- 
mäß und entsprechend dem öffentlichen 
Verkehrsbedürfnis wahrnehmen, oder 

b) einer dem öffentlichen Verkehrsbedürfnis 
entsprechenden Ausgestaltung des Ver- 
kehrs insoweit vorgreift, als die für die 
Bedienung dieses Verkehrs bereits vor- 
handenen Unternehmer oder Eisenbahnen 
die notwendige Verbesserung der Ver- 
kehrsbedienung innerhalb einer von der 
Genehmigungsbehörde festzusetzenden ! 
angemessenen Frist selbst durchzuführen 
bereit sind. 

(5) Beförderungsentgelte, die nicht den Grundsät- 
zen des § 39 Abs. 2 entsprechen, oder unwesentliche 
Abweichungen in der Fahrplangestaltung oder 
Linienführung begründen kein neues öffentliches j 
Verkehrsbedürfnis. 

(6) Bei der Deutschen Bundespost, der Deutschen 
Bundesbahn sowie juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts gelten die Genehmigungsvorausset- 
zungen nach Absatz 1 als gegeben. 

(7) Bei der Übertragung von Genehmigungen (§ 3 
Abs. 1 Satz 2) ist Absatz 2 nicht anzuwenden. 

(8) Im Gelegenheitsverkehr entscheidet das 
öffentliche Verkehrsbedürfnis an dem Ort, an dem 
der Unternehmer seinen Sitz oder eine Niederlas- 
sung im Sinne des Handelsrechts hat; demgemäß ist 
auch die verk ehrliche Verflechtung des Ortes mit 
seiner Umgebung und deren ungedecktes Verkehrs- 
bedürfnis zu berücksichtigen. 

(9) Liegen der Genehmigungsbehörde mehrere 
Anträge vor, die die Genehmigungsvoraussetzungen 
erfüllen, so entscheidet sie nach pflichtgemäßem Er- 
messen, wem die Genehmigung zu erteilen ist. 

§ 14 

Anhörverfahren 

(1) Vor der Entscheidung über den Antrag auf 
Erteilung der Genehmigung sind zu hören 

1. bei Straßenbahn- oder Obusverkehr 

a) die Träger der Straßenbaulast (Wege- 
unterhaltungspflichtige) , 

b) die beteiligten Gemeinden, bei kreis- 
angehörigen Gemeinden auch der Land- 
kreis, 


c) diejenigen, die im Verkehrsgebiet des 
beantragten Unternehmens bereits 
Schienenbahnen des öffentlichen Per- 
sonenverkehrs, Obusverkehr, Kraft- 
fahrlinien oder dem Berufsverkehr die- 
nende Schiffahrtslinien betreiben; so- 
weit die Deutsche Bundespost oder die 
Deutsche Bundesbahn solchen Verkehr 
betreiben, sind die Oberpostdirektion 
oder die Bundesbahndirektion zu hören, 
in deren Bezirk das beantragte Unter- 
nehmen betrieben werden soll, 

d) die nach Landesrecht zuständige Pla- 
nungsbehörde, 

e) gutachtlich die Industrie- und Handels- 
kammer, die zuständigen Fachgewerk- 
schaften und die Fachverbände der Ver- 
kehrtreibenden; 

2. bei Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 

a) diejenigen, die im Verkehrsgebiet des 
beantragten Unternehmens bereits 
Schienenbahnen des öffentlichen Per- 
sonenverkehrs, Obusverkehr, Kraft- 
fahrlinien oder dem Berufsverkehr 
dienende Schiffahrtslinien betreiben, 

b) die Oberpostdirektion und die Bundes- 
bahndirektion, in deren Bezirk das be- 
antragte Unternehmen betrieben wer- 
den soll, 

c) die beteiligten Landkreise und kreis- 
freien Städte und, wenn an der Eig- 
nung der benutzten Straßen Zweifel 
nach § 13 Abs. 2 Nr. 2 bestehen, auch 
die Träger der Straßenbaulast (Wege- 
unterhaltungspflichtige) , 

d) gutachtlich die Industrie- und Handels- 
kammer, die zuständigen Fachgewerk- 
schaften und die Fachverbände der 
Verkehrtreibenden; 

3. bei Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen in- 
nerhalb der Grenzen einer Gemeinde 

a) die in Nummer 1 Buchstaben a bis c 
genannten Stellen, 

b) gutachtlich die Industrie- und Handels- 
kammer, die zuständigen Fachgewerk- 
schaften und die Fachverbände der 
Verkehrtreibenden; 

4. bei Gelegenheitsverkehr mit Kraftomni- 
bussen nach den §§ 48, 49 und 50 gutacht- 
lich die für den Betriebssitz des Unterneh- 
mers zuständige Oberpostdirektion und 
Bundesbahndirektion, die für den Betriebs- 
sitz des Unternehmers zuständige Gemein- 
debehörde, die Industrie- und Handels- 
kammer, die zuständigen Fachgewerk- 
schaften und die Fachverbände der Ver- 
kehrtreibenden, bei Gelegenheitsverkehr 
mit Kraftomnibussen nach den §§ 48 und 
49 auch der Landes-Fremdenverkehrsver- 
band; 

5. bei Gelegenheitsverkehr mit Personen- 
kraftwagen nach den §§ 47, 48 Abs. 2 und 
§ 50 Abs. 5 gutachtlich die für den Be- 
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triebssitz des Unternehmers zuständige 
Gemeindebehörde, die Industrie- und Han- 
delskammer, die zuständigen Fachgewerk- 
schaften und die Fachverbände der Ver- 
kehrtreibenden. 

(2) Die Genehmigungsbehörde kann außer den in 
Absatz 1 genannten Stellen weitere Stellen gutacht- 
lich hören. 

(3) Die Genehmigungsbehörde kann von der 
Durchführung des Anhörverfahrens absehen, wenn 
sie aus eigener Kenntnis der Sachlage dem Antrag 
nicht entsprechen will. 

(4) Der Anhörung der in Absatz 1 genannten 
Stellen bedarf es nicht, wenn durch denselben Un- 
ternehmer an Stelle eines bestehenden Straßenbahn- 
verkehrs ein Obusverkehr eingerichtet werden soll. 

(5) Die unter Absatz 1 genannten Stellen können 
sich binnen zwei Wochen, nachdem sie von dem An- 
trag in Kenntnis gesetzt worden sind, schriftlich ge- 
genüber der Genehmigungsbehörde äußern. Einwen- 
dungen sollen zur Beschleunigung des Genehmi- 
gungsverfahrens mit dem Antragsteller und den Be- 
teiligten mündlich erörtert werden. 


§ 15 

Erteilung und Versagung der Genehmigung 


(1) Die Entscheidung über den Antrag ist zu be- 
gründen, mit einer Rechtsmittelbelehrung zu ver- 
sehen und dem Antragsteller zuzustellen. In der Be- 
gründung sind auch die Einwendungen, soweit sie 
nicht zurückgenommen sind, zu würdigen. Die Ent- 
scheidung ist auch den nach § 14 Abs. 1 unter Nr. 1 
Buchstaben a bis d, unter Nr. 2 Buchstaben a und b 
und unter Nr. 3 Buchstabe a genannten Stellen zu- 
zustellen, soweit diese Stellen Einwendungen er- 
hoben und nicht zurückgenommen haben. 


(2) Die Erteilung einer vorläufigen oder wider- 
ruflichen Genehmigung ist unzulässig. 

(3) Die Genehmigungsbehörde hat die Genehmi- 
gung dem zuständigen Versicherungsamt wegen der 
Anmeldung des Betriebs zur Berufsgenossenschaft 
mitzuteilen. Die Anzeigepflicht des Unternehmers 
nach § 653 der Reichsversicherungsordnung bleibt 
unberührt. 


(4) Ist die Genehmigung wegen mangelnder 
Sicherheit oder Leistungsfähigkeit des Betriebs oder 
wegen Unzuverlässigkeit des Antragstellers (§ 13 
Abs. 1) versagt worden, so hat die Genehmigungs- 
behörde dem Kraftfahrt-Bundesamt die Versagung 
unter Angabe der Gründe mit Namen sowie Wohn- 
und Betriebssitz des Antragstellers mitzuteilen. 


§ 16 

Bedingungen, Auflagen und zeitliche Beschränkung 
der Genehmigung 

(1) Die Genehmigung (§ 9) kann unter Bedin- 
gungen und Auflagen erteilt werden, die sich im 
Rahmen dieses Gesetzes und der zu seiner Durch- 
führung erlassenen Vorschriften halten müssen. 


(2) Die Genehmigung wird dem Unternehmer auf 
bestimmte Zeit erteilt (§§ 38, 44, 51); sie kann auf 
bestimmte Zeitabschnitte im Jahr beschränkt wer- 
den. 

(3) Bei der Übertragung von Genehmigungen (§ 3 
Abs. 1 Satz 2) bleibt der Zeitpunkt des Ablaufs der 
Genehmigung unverändert. 

§ 17 

Genehmigungsurkunde 

(1) Die Genehmigung wird durch Aushändigung 
der Genehmigungsurkunde erteilt. 

(2) Die Genehmigungsurkunde muß enthalten 

1. einen Hinweis auf dieses Gesetz, 

2. den Namen sowie Wohn- und Betriebs- 
sitz des Unternehmers, 

3. die Bezeichnung der Verkehrsart, für die 
die Genehmigung erteilt wird, im Gele- 
genheitsverkehr auch der Verkehrsform 
des Gelegenheitsverkehrs (§§ 47 bis 50), 

4. die Dauer der Genehmigung, 

5. die Bedingungen und Auflagen, 

6. die Bezeichnung der Aufsichtsbehörde, 

7. bei einem Straßenbahn- oder Obusverkehr 
die Streckenführung und im Falle des § 28 
Abs. 4 einen Hinweis auf den Vorbehalt, 

8. bei Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen die 
Linienführung, die Zahl, die Art und das 
Fassungsvermögen (Sitz- und Stehplätze) 
der genehmigten Kraftfahrzeuge und An- 
hänger? der Genehmigungsurkunde ist ein 
Verzeichnis der dem Unternehmer insge- 
samt genehmigten Kraftfahrzeuge und An- 
hänger unter Angabe ihrer amtlichen 
Kennzeichen beizufügen, 

9. bei Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen die einzelnen Kraftfahrzeuge unter 
Angabe ihrer amtlichen Kennzeichen. 

(3) Im Falle eines Austausches von Kraftfahrzeu- 
gen nach § 9 Abs. 2 Satz 2 hat der Unternehmer die 
Genehmigungsurkunde der Genehmigungsbehörde 
zur Ergänzung vorzulegen. Das gleiche gilt, wenn 
ein Unternehmer ein Kraftfahrzeug des Gelegen- 
heitsverkehrs nicht mehr verwendet. 

(4) Die Genehmigungsurkunde für Straßenbah- 
nen, für Obusverkehr, der für die Öffentlichkeit 
wesentliche Inhalt der Genehmigung für den Linien- 
verkehr mit Kraftfahrzeugen und deren Änderun- 
gen sind auf Kosten des Unternehmers im amtlichen 
Verkündungsblatt der Genehmigungsbehörde be- 
kanntzumachen. 

(5) Die erteilte Genehmigung kann nur durch die 
Genehmigungsurkunde oder eine amtliche Ausfer- 
tigung nachgewiesen werden. 

(6) Im Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen 
ist die Genehmigungsurkunde oder eine gekürzte 
Ausfertigung auf der Fahrt mitzuführen und auf 
Verlangen Polizeibeamten oder sonst zuständigen 
Kontrollorganen zur Prüfung vorzuzeigen. 
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(7) Hat eine Genehmigungsurkunde oder eine 
einstweilige Erlaubnis (§ 20) ihre Gültigkeit ver- 
loren, so ist sie unverzüglich einzuziehen oder, falls 
dies nicht möglich ist, auf Kosten des Unterneh- 
mers für kraftlos zu erklären. 

(8) Von den Vorschriften des Absatzes 2 Nr. 8 
zweiter Halbsatz und Nr. 9 kann die Genehmigungs- 
behörde für die Deutsche Bundespost und die Deut- : 
sehe Bundesbahn sowie für Betriebe von erprobter i 
Zuverlässigkeit und mit ausreichender Fahrzeug- j 
reserve Ausnahmen zulassen. 

| 

§ 18 

Aushändigung der Genehmigungsurkunde an 

juristische Personen | 

Einer Aktiengesellschaft, einer Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien, einer Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftung oder einer Genossenschaft darf die Ge- 
nehmigungsurkunde erst ausgehändigt werden, 
wenn die Eintragung in das Register nachgewiesen i 
ist. 

j 

§ 19 

Tod des Unternehmers 

(1) Nach dem Tode des Unternehmers kann der j 
Erbe den Betrieb vorläufig weiterführen oder diese ! 
Befugnis auf einen Dritten übertragen; das gleiche i 
gilt für den Testamentsvollstrecker, Nachlaßpfleger j 
oder Nachlaßverwalter während einer Testaments- 
vollstreckung, Nachlaßpflegeschaft oder Nachlaß- 
verwaltung. 

(2) Die Befugnis erlischt, wenn nicht der Erbe j 
oder der Dritte binnen drei Monaten nach Ablauf , 
der für die Ausschlagung der Erbschaft vorgesehe- 
nen Frist oder die in Absatz 1 zweiter Halbsatz ge- j 
nannten Personen binnen drei Monaten nach der j 
Annahme ihres Amtes oder ihrer Bestellung die 
Genehmigung beantragt haben; ein in der Person 
des Erben wirksam gewordener Fristablauf wirkt 
auch gegen den Nachlaßverwalter. Bei der Prüfung 
des Genehmigungsantrages ist § 13 Abs. 2 nicht an- 
zuwenden. Wird dem Antrag stattgegeben, so ist als 
Zeitpunkt des Ablaufs der Genehmigung der Tag 
zu bestimmen, an dem die Genehmigung des Rechts- 
vorgängers abgelaufen sein würde. 

(3) Bei Unternehmern mit Betriebspflicht nach 
§ 21 hat die Genehmigungsbehörde dafür zu sorgen, 
daß der Betrieb keine Unterbrechung erfährt. Wird 
der Betrieb von den in Absatz 1 genannten Personen | 
nicht vorläufig weitergeführt, so kann die Geneh- 
migungsbehörde für die Übergangszeit zur Aufrecht- j 
erhaltung des Betriebs eine einstweilige Erlaubnis : 
nach § 20 an einen anderen erteilen. 

§ 20 

Einstweilige Erlaubnis 

(1) Duldet die Einrichtung, Erweiterung oder 
wesentliche Änderung eines Linienverkehrs mit 
Kraftfahrzeugen keinen Aufschub, so kann, wenn 


1. die sofortige Einrichtung des Verkehrs im 
öffentlichen Verkehrsinteresse geboten ist 
und 

2. in den betreffenden Verkehrsbeziehungen 
andere Verkehrseinrichtungen nicht vor- 
handen sind oder die vorhandenen Ver- 
kehrsunternehmen nicht bereit oder nicht 
in der Lage sind, das Verkehrsbedürfnis 
zu befriedigen, 

die oberste Landesverkehrsbehörde oder die von 
ihr bestimmte Behörde, in deren Gebiet der Verkehr 
betrieben werden soll, eine jederzeit widerrufliche 
einstweilige Erlaubnis zur Einrichtung eines solchen 
Verkehrs erteilen, wobei die Voraussetzungen für die 
Erteilung der Genehmigung (§ 13 Abs. 1) gegeben 
sein müssen. 

(2) Die einstweilige Erlaubnis erlischt nach sechs 
Monaten, soweit sie nicht vorher widerrufen wird. 
Sie begründet keinen Anspruch auf Erteilung einer 
Genehmigung. 

(3) über die einstweilige Erlaubnis ist für jedes 
verwendete Fahrzeug eine Bescheinigung zu ertei- 
len. Diese ist auf der Fahrt mitzuführen und auf 
Verlangen Polizeibeamten oder sonst zuständigen 
Kontrollorganen zur Prüfung vorzuzeigen. 

(4) Die Bescheinigung hat zu enthalten 

1. den Hinweis auf diese Vorschrift mit 
einem Zusatz, daß aus der einstweiligen 
Erlaubnis ein Anspruch auf die Erteilung 
einer Genehmigung nicht hergeleitet wer- 
den kann, 

2. Begründung der Dringlichkeit der Einrich- 
tung des Verkehrs im Sinne des Absat- 
zes 1, 

3. Name sowie Wohn- und Betriebssitz des 
Unternehmers, 

4. die Bezeichnung der Fahrzeuge und ihrer 
amtlichen Kennzeichen, 

5. die Dauer der einstweiligen Erlaubnis, 

6. die Bezeichnung der Punkte, zwischen 
denen der Verkehr betrieben werden soll, 
gegebenenfalls auch der Wegstrecke, 

7. Beförderungsentgelte und Fahrplan, 

8. Bedingungen und Auflagen. 

(5) Die Voraussetzungen für die Erteilung einer 
einstweiligen Erlaubnis gelten im Falle des § 19 
Abs. 3 Satz 2 als gegeben. 


§ 21 

Betriebspflicht 

(1) Der Unternehmer ist verpflichtet, den Betrieb 
ordnungsmäßig einzurichten und während der 
Dauer der Genehmigung nach den Bedürfnissen des 
Verkehrs und dem Stande der Technik ordnungs- 
mäßig aufrechtzuerhalten. 

(2) Die Genehmigungsbehörde kann dem Unter- 
nehmer für die Aufnahme des Betriebs eine Frist 
setzen. 
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§ 22 

Beförderungspflicht 

Der Unternehmer ist zur Beförderung verpflichtet, 
wenn 

1. den geltenden Beförderungsbedingungen und 
den behördlichen Anordnungen entsprochen 
wird, 

2. die Beförderung mit den regelmäßigen Beför- 
derungsmitteln möglich ist und 

3. die Beförderung nicht durch Umstände ver- 
hindert wird, die der Unternehmer nicht ab- 
wenden konnte und deren Auswirkung er auch 
nicht abzuhelfen vermochte. 

§ 23 

Haftung; Versicherungsnachweis 

(1) Der Unternehmer kann die ihm den beförder- 
ten Personen gegenüber obliegende Haftung für 
Personenschäden nicht ausschließen; für Sachscha- 
den darf die Haftung nur über 1000 Deutsche Mark 
hinaus ausgeschlossen werden. Entgegenstehende | 
Vereinbarungen sind nichtig. 

(2) Die Genehmigungsbehörde kann von dem 

Unternehmer jederzeit den Nachweis der Versiehe- * 
rung verlangen. i 

§ 24 

Einstellung des Betriebs 

(1) Die Genehmigungsbehörde kann den Unter- 
nehmer auf seinen Antrag von der Verpflichtung 
zur Aufrechterhaltung des Betriebs vorübergehend 
oder dauernd, und zwar für den Betrieb im ganzen 
oder für einen Teil, entbinden, wenn ihm die Wei- 
terführung des Betriebs nicht mehr zugemutet wer- 
den kann oder für das Unternehmen kein öffent- 
liches Verkehrsbedürfnis mehr besteht. Bis zur Ent- 
scheidung über den Antrag hat der Unternehmer 
den Betrieb weiterzuführen. 

(2) Wird der Unternehmer von der Verpflichtung 
zur Aufrechterhaltung des Betriebs im ganzen dau- 
ernd entbunden, so erlischt damit die Genehmigung. 

§ 25 ! 

Rücknahme der Genehmigung 

i 

(1) Die Genehmigungsbehörde hat die Genehmi- 
gung zurückzunehmen, wenn nicht mehr alle Vor- 
aussetzungen des § 13 Abs. 1 vorliegen. Die erfor- 
derliche Zuverlässigkeit des Unternehmers (§ 13 
Abs. 1 Nr. 2) ist insbesondere nicht mehr gegeben, 
wenn in seinem Verkehrsunternehmen trotz schrift- 
licher Mahnung 

1. die im Interesse der öffentlichen Sicher- 
heit erlassenen Vorschriften nicht befolgt 
werden oder 

2. den Verpflichtungen zuwidergehandelt 
wird, die dem Unternehmer nach diesem 
Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsvorschriften obliegen. 


(2) Die Genehmigungsbehörde kann die Geneh- 
migung zurücknehmen, wenn 

1. die Genehmigung auf Grund unrichtiger 
Angaben erteilt worden ist, die der Un- 
ternehmer oder sein Beauftragter wissent- 
lich oder grob fahrlässig gemacht hat, oder 

2. gegen die Bedingungen oder Auflagen der 
Genehmigung verstoßen wird oder 

3. der Unternehmer die ihm gesetzlich ob- 
liegenden arbeitsrechtlichen, sozialgesetz- 
lichen oder die sich aus seinem Unter- 
nehmen ergebenden steuergesetzlichen 
Verpflichtungen wiederholt nicht erfüllt 
hat, oder 

4. der Unternehmer den Gelegenheitsver- 
kehr ohne zwingende Gründe während 
eines Zeitraumes von neun Monaten nicht 
ausgeübt hat. 

(3) Auf Verlangen der Genehmigungsbehörde 
hat der Unternehmer den Nachweis der Erfüllung 
der in Absatz 2 Nr. 3 erwähnten Verpflichtungen zu 
führen; die Finanzbehörden dürfen den Genehmi- 
gungsbehörden Mitteilung über die wiederholte 
Nichterfüllung der steuergesetzlichen Verpflichtun- 
gen oder die Ableistung des Offenbarungseides 
nach § 325 der Reichsabgabenordnung machen. 

(4) Die Rücknahme der Genehmigung wird durch 
schriftlichen Bescheid ausgesprochen, der zu begrün- 
den, mit Rechtsmittelbelehrung zu versehen und 
dem Unternehmer zuzustellen ist. Die Rücknahme 
der Genehmigung ist nach endgültiger Entscheidung 
hierüber auf Kosten des Unternehmers im amtlichen 
Verkündungsblatt der Genehmigungsbehörde zu 
veröffentlichen. 

(5) Die Rücknahme der Genehmigung für den 
Linien- und Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen hat die Genehmigungsbehörde dem Kraft- 
fahrt-Bundesamt unter Angabe der Gründe mit 
Namen sowie Wohn- und Betriebssitz des Unter- 
nehmers mitzuteilen. 

§ 26 

Erlöschen der Genehmigung 

(1) Die Genehmigungsbehörde kann die Geneh- 
migung für eine Straßenbahn oder für einen Obus- 
verkehr für erloschen erklären, wenn der Betrieb 
nicht innerhalb der in der Genehmigung bestimmten 
Frist eröffnet wird. 

(2) Im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen er- 
lischt die Genehmigung, wenn der Unternehmer die 
nach § 21 Abs. 2 von der Genehmigungsbehörde 
gestellte Frist nicht einhält. 

(3) Im Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen 
erlischt die Genehmigung, wenn der Uniernehmer 
seinen Betriebssitz in eine andere Gemeinde ver- 
legt; das gleiche gilt für die Verlegung des Betriebs- 
sitzes von einem Stadtteil in einen anderen bei 
Orten mit mehr als 100 000 Einwohnern, wenn das 
öffentliche Verkehrsbedürfnis ausdrücklich füi 
einen bestimmten Stadtteil anerkannt worden ist. 

(4) § 24 Abs. 2 bleibt unberührt. 
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§ 27 

Zwangsmaßnahmen 

Das Verwaltungszwangsverfahren bestimmt sich 
nach den landesrechtlichen Vorschriften. 

III. Sonderbestimmungen 
für die einzelnen Verkehrsarten 

A. Straßenbahnen 

§ 28 

Planfeststellung 

(1) Neue Straßenbahnanlagen dürfen nur gebaut, 
bestehende nur geändert werden, wenn der Plan 
vorher festgestellt ist. 

(2) Bei Änderungen oder Erweiterungen von un- 
wesentlicher Bedeutung kann eine Planfeststellung 
unterbleiben. Fälle von unwesentlicher Bedeutung 
liegen insbesondere vor, wenn Rechte anderer nicht 
beeinflußt werden, oder wenn der Kreis der Betei- 
ligten bekannt ist oder ohne ein förmliches Aus- 
legungsverfahren ermittelt werden kann und mit 
den Beteiligten entsprechende Vereinbarungen ge- 
troffen werden. Die Entscheidung hierüber trifft die 
Genehmigungsbehörde. 

(3) Sind Straßenbahnanlagen in Fluchtlinien-, 
Bebauungs- oder anderen gleichartigen, förmlich 
festgestellten städtebaulichen Plänen unter Mitwir- 
kung der Genehmigungsbehörden ausgewiesen, so 
ersetzen diese die Planfeststellung nach Absatz 1. 
Sofern eine Ergänzung nötig ist, ist die Planfest- 
stellung insoweit zusätzlich durchzuführen. 

(4) Ist nach den Absätzen 1 bis 3 eine Planfest- 
stellung notwendig, so darf eine Genehmigung nach 
§ 9 nur vorbehaltlich der Planfeststellung oder vor- 
behaltlich der nach Absatz 2 zu treffenden Verein- 
barungen erteilt werden. Das Planfeststellungsver- 
fahren kann gleichzeitig mit dem Genehmigungs- 
verfahren durchgeführt werden. 


§ 29 

Inhalt der Planfeststellung 

(1) Die Planfeststellung ersetzt alle nach anderen 
Rechtsvorschriften notwendigen öffentlich-recht- 
lichen Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse 
und Zustimmungen. Durch sie werden alle öffent- 
lich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem Unter- 
nehmer und den durch den Plan Betroffenen rechts- 
gestaltend geregelt. 

(2) Im Planfeststellungsbeschluß sind dem Unter- 
nehmer die Errichtung und Unterhaltung der An- 
lagen aufzuerlegen, die für das öffentliche Wohl 
oder zur Sicherung der Benutzung der benachbarten 
Grundstücke gegen Gefahren oder Nachteile not- 
wendig sind. 

(3) Werden Anlagen zur Sicherung der baulichen 
oder betrieblichen Einrichtungen der Straßenbahn 
infolge Änderungen der benachbarten Grundstücke, 


l von denen Gefährdungen dieser Einrichtungen aus- 
i gehen, nachträglich notwendig, so kann der Unter- 
nehmer durch Beschluß der Planfeststellungs- 
behörde zu ihrer Errichtung und Unterhaltung ver- 
pflichtet werden; die hierdurch entstehenden 
Kosten haben jedoch die Eigentümer der benach- 
barten Grundstücke zu tragen, es sei denn, daß die 
Änderungen durch natürliche Ereignisse oder 
höhere Gewalt verursacht worden sind. 

(4) Ist der Plan rechtskräftig festgestellt, so sind 
Beseitigungs- und Änderungsansprüche gegenüber 
festgestellten Anlagen ausgeschlossen. 

(5) Wird der Plan nicht innerhalb von fünf Jah- 
ren nach Rechtskraft durchgeführt, so tritt er außer 
Kraft, wenn er nicht von der Planfeststellungs- 
behörde im Benehmen mit der höheren Verwal- 
tungsbehörde auf weitere fünf Jahre verlängert 
wird. Bei Verlängerung können die vom Plan be- 
troffenen Grundstückseigentümer verlangen, daß 
der Unternehmer ihre Grundstücke und Rechte in- 
soweit erwirbt, als nach § 31 die Enteignung zu- 
lässig ist. Kommt keine Einigung zustande, so kön- 
nen sie die Durchführung des Enteignungsverfah- 
rens bei der Enteignungsbehörde beantragen. Im 
übrigen gilt § 31. 

§ 30 

Planfeststellungsverfahren 

i (1) Die Genehmigungsbehörde stellt den Plan 
; fest. 

j (2) Die Pläne sind der höheren Verwaltungs- 
behörde des Landes zur Stellungnahme zuzuleiten, 
j Diese führt die Stellungnahmen aller beteiligten Be- 
I hörden des Bundes, der Länder, der Gemeinden und 
; der übrigen Beteiligten herbei und leitet sie nach 
Abschluß des Anhörungsverfahrens der Planfest- 
stellungsbehörde zu. 

(3) Die Pläne mit Beilagen sind in den Gemein- 
den, durch deren Bereich die Straßenbahn führen 
soll, zwei Wochen zur Einsicht auszulegen. Zeit und 
Ort der Auslegung sind ortsüblich bekannt- 
zumachen, um jedermann, dessen Belange durch den 
Bau der Straßenbahn berührt werden, Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben. 

(4) Einwendungen gegen den Plan sind bei der 
höheren Verwaltungsbehörde des Landes oder bei 
der von dieser bezeichneten Stelle spätestens inner- 
halb von zwei Wochen nach Beendigung der Aus- 
legung schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben. 

(5) Nach Ablauf der Frist des Absatzes 4 sind die 
Einwendungen gegen den Plan von der höheren 
Verwaltungsbehörde mit allen Beteiligten zu er- 
örtern. Kommt eine Einigung nicht zustande, so 
wird über die Einwendungen in der Planfeststellung 
entschieden. 

(6) Werden öffentliche Interessen berührt, für 
die die Zuständigkeit von Bundesbehörden oder 

j von Behörden, die im Auftrag des Bundes tätig 
werden, gegeben ist, und kommt eine Verständigung 
zwischen der Planfeststellungsbehörde und den ge- 
nannten Behörden nicht zustande, so hat die Plan- 
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feststellungsbehörde im Benehmen mit dem Bun- 
desminister für Verkehr zu entscheiden. 

(7) Kommt eine Verständigung über Einwendun- 
gen von Unternehmern nichtbundeseigener Eisen- 
bahnen oder Bergbahnen nicht zustande, so ist die 
Entscheidung der obersten Landesverkehrsbehörde 
einzuholen und der Planfeststellung zugrunde zu 
legen. 

(8) Die Feststellung des Planes und die Entschei- 
dungen über die Einwendungen sind zu begründen 
und den durch den Plan Betroffenen und den sonst 
am Verfahren Beteiligten mit Rechtsmittelbelehrung 
zuzustellen. 

§ 31 

Enteignung 

(1) Zur Errichtung der Straßenbahnanlagen eines 
Unternehmens ist die Enteignung zulässig, soweit 
sie zur Durchführung eines nach den §§28 bis 30 
festgestellten Bauvorhabens notwendig ist. Einer 
weiteren Feststellung der Zulässigkeit der Enteig- 
nung bedarf es nicht. 

(2) Der nach den §§ 28 bis 30 festgestellte Plan 
ist dem Enteignungsverfahren zugrunde zu legen 
und für die Enteignungsbehörde bindend. 

(3) Im übrigen gelten die Enteignungsvorschrif- 
ten der Länder. 

§ 32 

Benutzung öffentlicher Straßen 

(1) Soll von der Straßenbahn eine öffentliche 
Straße benutzt werden, so hat der Unternehmer die 
Zustimmung des Trägers der Straßenbaulast (Wege- 
unterhaltungspflichtigen) beizubringen. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß auch für höhen- 
gleiche Kreuzungen von öffentlichen Straßen mit 
Straßenbahnen. 

(3) Wird eine Straße wegen der Mitbenutzung 
durch die Straßenbahn aus Gründen des Verkehrs 
erweitert oder verlegt, so kann von dem Unter- 
nehmer ein angemessener Kostenbeitrag verlangt 
werden, unabhängig davon, ob die Linienführung 
der Straßenbahn davon betroffen wird. 

(4) Auf Verlangen des Trägers der Straßenbau- 
last hat der Unternehmer bei Ablauf der Genehmi- 
gung die Straßenbahnanlagen zu beseitigen und den 
benutzten Teil der Straße wieder ordnungsgemäß 
herzustellen. Für die Erfüllung dieser Verpflich- 
tungen kann die Genehmigungsbehörde die Stel- 
lung einer Sicherheit verlangen. 

(5) Vereinbarungen über die Höhe des Entgeltes 
für die Benutzung einer Straße bedürfen der Zu- 
stimmung der Genehmigungsbehörde. 

(6) Vereinbarungen des Unternehmers mit dem 
Träger der Straßenbaulast über die Benutzung 
öffentlicher Straßen sind im Planfeststellungs- 
beschluß aufzunehmen. 


§ 33 

Entscheidung bei fehlender Einigung 

Kommt in den Fällen des § 32 Abs. 1 bis 3 keine 
Einigung zustande, so entscheiden die zuständigen 
obersten Landesbehörden. 

§ 34 

Vorarbeiten 

(1) Die Genehmigungsbehörde kann dem Antrag- 
steller die zur Planung erforderlichen Vorarbeiten 
gestatten, wenn im Wege einer vorläufigen Prüfung 
festgestellt ist, daß die Voraussetzungen für die 
Erteilung der Genehmigung gemäß § 13 vorliegen. 
Die Dauer der Erlaubnis beträgt höchstens zwei 
Jahre. Bei der Durchführung der Vorarbeiten sind 
die Interessen Dritter möglichst zu schonen. Das 
Betreten von Wohnungen kann nicht verlangt wer- 
den. Der Eigentümer und der Nutzungsberechtigte 
sind vor Betreten von Gebäuden oder Grundstücken 
oder vor Beseitigung von Hindernissen zu benach- 
richtigen. Die Benachrichtigung unterbleibt, wenn 
sie undurchführbar ist. Die Gestattung der Vor- 
arbeiten gibt keinen Anspruch auf die Erteilung 
der Genehmigung nach § 9. 

(2) Wird dem Unternehmer das Betreten von Ge- 
bäuden oder Grundstücken oder die Beseitigung 
von Hindernissen verwehrt, so entscheidet die Ge- 
nehmigungsbehörde mit Wirkung für und gegen die 
Beteiligten über die Zulässigkeit der beabsichtigten 
Handlung. 

(3) Für einen durch die Vorarbeiten verursachten 
Schaden ist vom Antragsteller Entschädigung zu 
leisten. Über die Höhe der Entschädigung entschei- 
den im Streitfälle die ordentlichen Gerichte. 

§ 35 

Duldung technischer Einrichtungen 

Die Anlieger von Öffentlichen Straßen sind ver- 
pflichtet, das Anbringen oder Errichten von Halte- 
vorrichtungen für elektrische Leitungen, von Si- 
gnalen und Haltestellenzeichen zu dulden. Für Schä- 
den, die den Betroffenen durch Maßnahmen nach 
Satz 1 oder durch das Entfernen der in Satz 1 be- 
zeichneten Gegenstände entstehen, ist ihm vom 
Unternehmer eine Entschädigung in Geld zu leisten. 
Uber die Verpflichtung zur Duldung der Anbrin- 
gung oder Errichtung ist bei Einrichtung neuer 
Unternehmen im Planfeststellungsverfahren zu 
entscheiden; im übrigen entscheidet die Genehmi- 
gungsbehörde. Über die Höhe der Entschädigung 
entscheiden im Streitfälle die ordentlichen Gerichte, 

§ 36 

Bau- und Unterhaltungspflicht 

Der Unternehmer ist verpflichtet, auf Grund der 
Genehmigung innerhalb einer von der Genehmi- 
gungsbehörde festzusetzenden Frist die Straßen- 
bahn zu bauen und während der Dauer der Ge- 
nehmigung ordnungsgemäß zu unterhalten. Auf 
Verlangen der Genehmigungsbehörde ist Sicherheit 
zu stellen. Werden die Verpflichtungen nach Satz 1 
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nicht erfüllt, so kann die Genehmigungsbehörde die 
gestellte Sicherheit oder einen Teil derselben als 
verfallen erklären. 

§ 37 

Abnahme 

Die Genehmigungsbehörde erteilt ihre Zustim- 
mung zur Eröffnung des Betriebs auf Grund einer 
örtlichen Prüfung der Straßenbahn und ihrer Ein- 
richtungen. über das Ergebnis der Prüfung ist eine 
Niederschrift aufzunehmen. 

§ 38 

Dauer der Genehmigung 

Die Dauer der Genehmigung ist so ausreichend 
zu bemessen, daß der Unternehmer das Anlage- 
kapital tilgen kann. Bei Erneuerung der Genehmi- 
gung soll die Dauer in der Regel auf fünfundzwan- 
zig Jahre festgesetzt werden, wenn die bisherige 
Verkehrsart beibehalten werden soll. Die Verein- 
barungen (§ 32) und die Entscheidungen (§ 33) über 
die Benutzung öffentlicher Straßen sind hinsichtlich 
ihrer Dauer mit der Genehmigungsdauer in Ein- 
klang zu bringen. 

§ 39 

Beförderungsentgelte ; Beförderungsbedingungen 

(1) Beförderungsentgelte und deren Änderung be- 
dürfen der Zustimmung der Genehmigungsbehörde. 
Mit der Zustimmung sind die Beförderungsentgelte 
allgemein verbindlich. 

(2) Die Genehmigungsbehörde hat die Beförde- 
rungsentgelte insbesondere daraufhin zu prüfen, ob 
sie unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage 
des Unternehmers, einer ausreichenden Verzinsung 
und Tilgung des Anlagekapitals und der notwendi- 
gen technischen Entwicklung angemessen sind und 
mit den öffentlichen Verkehrsinteressen und dem 
Gemeinwohl in Einklang stehen. 

(3) Die nach Absatz 1 festgestellten Beförderungs- 
entgelte dürfen nicht über- oder unterschritten wer- 
den; sie sind gleichmäßig anzuwenden. Ermäßigun- 
gen, die nicht unter gleichen Bedingungen jeder- 
mann zugute kommen, sind verboten und nichtig. 

(4) Die Zustimmung zu den Beförderungsentgel- 
ten kann von der Genehmigungsbehörde nach An- 
hörung des Unternehmers widerrufen werden, 
wenn die für die Bildung der Beförderungsentgelte 
maßgebenden Umstände sich wesentlich geändert 
haben; in diesem Falle kann die Genehmigungs- 
behörde nach Anhörung des Unternehmers die Be- 
förderungsentgelte anderweitig festsetzen. 

(5) Eine Erhöhung der Beförderungsentgelte tritt 
frühestens am siebenten Tage nach der Veröffent- 
lichung in Kraft 

(6) Die Beförderungsbedingungen sind vor ihrer 
Einführung der Genehmigungsbehörde zur Zustim- 
mung vorzulegen, soweit sie von den Allgemeinen 
Beförderungsbedingungen (§ 59 Abs. 1 Nr. 5) für 
das Unternehmen im Einzelfalle abweichen (Beson- 


dere Beförderungsbedingungen). Das gleiche gilt 
für Änderungen der Besonderen Beförderungsbedin- 
gungen. Die Genehmigungsbehörde kann eine 
Änderung der Beförderungsbedingungen verlangen, 
wenn die für ihre Festsetzung maßgebenden Um- 
stände sich wesentlich geändert haben oder sich für 
die bessere Ausgestaltung des Verkehrs in einem 
Gebiet neue Gesichtspunkte ergeben, denen durch 
eine Änderung der Besonderen Beförderungsbedin- 
gungen Rechnung getragen werden kann. 

(7) Die Beförderungsentgelte und die Besonderen 
Beförderungsbedingungen sind vom Unternehmer 
vor ihrer Einführung ortsüblich bekanntzumachen; 
die Bekanntmachung ist in den zum Aufenthalt der 
Fahrgäste bestimmten Räumen auszuhängen. 

(8) Die Genehmigungsbehörde hat vor Erteilung 
der Zustimmung oder Festsetzung der Beförde- 
rungsentgelte das Einvernehmen der für die Preis- 
bildung zuständigen obersten Landesbehörde oder 
der von ihr bestimmten Behörde einzuholen. 

§ 40 

Fahrpläne 

(1) Der Fahrplan muß die Führung der Linie, 
ihren Ausgangs- und Endpunkt sowie die Halte- 
stellen und Fahrzeiten enthalten. 

(2) Fahrpläne und deren Änderungen bedürfen 
der Zustimmung der Genehmigungsbehörde. Wer- 
den durch Fahrplanänderungen die Interessen ande- 
rer Verkehrsunternehmen berührt, so sind diese 
vor der Zustimmung zu hören; § 9 Abs. 2 Satz 1 
bleibt unberührt. Bei geringfügigen Fahrplanände- 
rungen kann die Genehmigungsbehörde auf aus- 
drückliche Zustimmung zu der ihr anzuzeigenden 
Änderung verzichten. In diesem Falle gilt die Zu- 
stimmung als erteilt, wenn die Genehmigungs- 
behörde nicht innerhalb einer von ihr allgemein 
zu bestimmenden Frist widerspricht. 

(3) Die Genehmigungsbehörde kann Änderungen 
des Fahrplans verlangen, wenn die maßgebenden 
Umstände sich wesentlich geändert haben oder sich 
für die bessere Ausgestaltung des Verkehrs in 
einem Gebiet neue Gesichtspunkte ergeben, denen 
durch eine Änderung des Fahrplans Rechnung ge- 
tragen werden kann. 

(4) Fahrpläne und Fahrplanänderungen sind vom 
Unternehmer ortsüblich bekanntzumachen. Ferner 
sind die gültigen Fahrpläne in den zum Aufenthalt 
der Fahrgäste bestimmten Räumen anzubringen. An 
den Haltestellen sollen mindestens die Abfahrtzei- 
ten angezeigt werden. 

B. Verkehr mit Obussen 

§ 41 

(1) Die Vorschriften der §§ 28 bis 31 und der 
§§34 bis 37 sind auf die Errichtung von Bau- und 
Betriebsanlagen für den Obusverkehr entsprechend 
anzuwenden. 

(2) Zur Errichtung von Bau- und Betriebsanlagen 
auf öffentlichen Straßen bedarf der Unternehmer 
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der Zustimmung des Trägers der Straßenbaulast; | 
die §§ 32 und 33 gelten insoweit entsprechend. 

(3) Im übrigen sind auf den Obusverkehr die j 
Vorschriften der §§ 38 bis 40 entsprechend anzu- 
wenden. Die Dauer der Genehmigung (§ 38) soll in 
der Regel fünfundzwanzig Jahre betragen. Ist 
jedoch bei Umstellung eines Straßenbahnverkehrs 
auf Obusverkehr (§ 14 Abs. 4) die für die Straßen- 
bahn geltende, noch nicht abgelaufene Genehmi- 
gungsdauer länger als dieser Zeitraum, so kann die 
Genehmigung für den Obusverkehr bis zu der für 
die Straßenbahn geltenden Genehmigungsdauer er- 
streckt werden. 

C. Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
§ 42 

Begriffsbestimmung Linienverkehr 

Linienverkehr ist eine zwischen bestimmten Aus- 
gangs- und Endpunkten eingerichtete regelmäßige 
Verkehrsverbindung, auf der die Fahrgäste an be- 
stimmten Punkten ein- und aussteigen können. Er 
setzt nicht voraus, daß ein Fahrplan mit bestimm- 
ten Abfahrts- und Ankunftszeiten besteht oder 
Zwischenhaltestellen eingerichtet sind. 

§ 43 

Besondere Formen des Linienverkehrs 

(1) Als Linienverkehr im Sinne des § 42 gilt auch j 
der Verkehr, der unter Ausschluß anderer Fahr- 
gäste der regelmäßigen Beförderung insbesondere ! 

1. von Berufstätigen zwischen Wohnung und 

Arbeitsstelle (Berufsverkehr), ; 

2. von Arbeitnehmern zu Erholungsheimen, 
Ferienheimen und ähnlichen Einrichtungen 
(Werkferienverkehr), 

3. von Schülern zwischen Wohnung und 
Schule (Schülerfahrten), 

4. von Personen zum Besuch von Märkten 
(Marktfahrten), 

5. von Theaterbesuchern 

dient 

(2) Linienverkehr liegt ferner vor, wenn durch 
Zusammenwirken mehrerer Unternehmer von Ge- 
legenheitsverkehr oder durch Fahrkartenverkauf 
oder Werbung einer dritten Stelle eine regelmäßige 
Verbindung zwischen bestimmten Ausgangs- und 
Endpunkten geschaffen wird. 

(3) Zum Besuch von Veranstaltungen, die nur in 
größeren Zeitabständen oder gelegentlich stattfin- 
den (Ausstellungen, Messen, kulturelle Veranstal- 
tungen und dgl.), kann die Genehmigungsbehörde 
zwischen verschiedenen Orten einen regelmäßigen 
Verkehr mit Kraftomnibussen als Sonderform des 
Linienverkehrs ohne Anhörverfahren (§ 14) für die 
Dauer der Veranstaltung genehmigen, sofern die 
Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 bis 5 erfüllt sind 
und die bestehenden Verkehrseinrichtungen auch 
bei verstärktem Einsatz ihrer Fahrzeuge nicht aus- : 
reichen. 


§ 44 

Dauer der Genehmigung 

Die Geltungsdauer der Genehmigung ist nach der 
voraussichtlichen Dauer des öffentlichen Verkehrs- 
bedürfnisses zu bemessen. Im Höchstfälle beträgt 
sie acht Jahre. 

§ 45 

Sonstige Vorschriften 

(1) Auf den Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
ist § 35, soweit diese Vorschrift sich auf das An- 
bringen oder Errichten von Haltestellenzeichen be- 
zieht, entsprechend anzuwenden; über die Ver- 
pflichtung zur Duldung entscheidet die Genehmi- 
gungsbehörde ohne Planfeststellungsverfahren. Die 
§§39 und 40 sind entsprechend anzuwenden; jedoch 
sind die Beförderungsentgelte und Beförderungs- 
bedingungen der Deutschen Bundesbahn vom Bun- 
desminister für Verkehr zu genehmigen und die 
Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen 
der Deutschen Bundespost nach § 14 des Postver- 
waltungsgesetzes festzusetzen. Genehmigung und 
Festsetzung der Beförderungsentgelte erfolgen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft. Die Beförderungsentgelte und Beförderungs- 
bedingungen der Deutschen Bundesbahn und die 
Fahrpläne und Fahrplanänderungen der Deutschen 
Bundespost und der Deutschen Bundesbahn sind in 
ihren amtlichen Mitteilungsblättern zu veröffent- 
lichen; als amtliche Mitteilungsblätter gelten auch 
die Kursbücher. 

(2) Die Genehmigungsbehörde kann bei den Ver- 
kehrsformen nach § 43 Abs. 1 und 3 auf die Ein- 
haltung der Vorschriften über Beförderungsentgelte 
(§ 39) und Fahrpläne (§ 40) ganz oder teilweise ver- 
zichten. 

(3) Bei zeitweilig gesteigertem Verkehr kann der 
Unternehmer, soweit dadurch die Interessen an- 
derer Verkehrsunternehmer nicht berührt werden, 
weitere ihm für diese Verkehrsart genehmigte 
Fahrzeuge im Rahmen des bestehenden Fahrplans 
einsetzen. 

(4) Ist eine Genehmigung für den Linienverkehr 
mit Personenkraftwagen erteilt, so dürfen diese 
Fahrzeuge nur für den Linienverkehr verwendet 
werden. § 9 Abs. 3 bleibt unberührt. 

D. Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen 
§ 46 

Formen des Gelegenheitsverkehrs 

(1) Gelegenheitsverkehr ist die Beförderung von 
Personen mit Kraftfahrzeugen, die nicht Linienver- 
kehr nach den §§ 42 und 43 ist. 

(2) Als Formen des Gelegenheitsverkehrs sind 
nur zulässig 

1. Verkehr mit Kraftdroschken (Taxen) 
(§ 47), 

2. Ausflugsfahrten (§ 48), 

3. Ferienziel-Reisen (§ 49), 

4. Verkehr mit Mietomnibussen und mit 
Mietwagen (§ 50). 
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(3) In Orten mit mehr als 50 000 Einwohnern darf | 
eine Genehmigung für den Kraftdroschkenverkehr \ 
und den Mietwagenverkehr nicht für denselben 
Personenkraftwagen erteilt werden. 

§ 47 

Verkehr mit Kraftdroschken (Taxen) 

(1) Verkehr mit Kraftdroschken (Taxen) ist die 
Beförderung von Personen mit Personenkraftwagen, 
die der Unternehmer auf öffentlichen Straßen oder 
Plätzen bereitstellt und mit denen er Fahrten zu 
einem vom Fahrgast bestimmten Ziel ausführt. 

(2) Die Genehmigung für den Verkehr mit Kraft- 
droschken wird zur Ausführung von Fahrten inner- 
halb einer Gemeinde oder in einem größeren Be- 
zirk erteilt. Ein regelmäßiger Verkehr im Sinne des 
§ 42 ist verboten. 

(3) Kraftdroschken dürfen auf öffentlichen Straßen 
oder Plätzen nur in der Gemeinde bereitgestellt 
werden, in der sich der Betriebssitz des Unterneh- 
mers befindet, und nur an den behördlich zugelas- 
senen Stellen; das Nähere bestimmen die nach Lan- 
desrecht zu erlassenden Droschkenordnungen. In 
Ausnahmefällen kann die Genehmigungsbehörde 
die Bereitstellung auch auf Straßen und Plätzen 
außerhalb des Betriebssitzes des Unternehmers ge- 
statten. 

(4) Die Beförderungspflicht (§ 22) besteht nur für 
Fahrten innerhalb des Geltungsbereichs der von der 
Genehmigungsbehörde festgesetzten Beförderungs- 
entgelte (§ 52). 

(5) Die Vermietung von Kraftdroschken an Selbst- ; 
fahrer ist verboten. 

§ 48 

Ausflugsfahrten j 

(1) Ausflugsfahrten sind Fahrten, die der Unter- 
nehmer mit Kraftomnibussen nach einem bestimm- 
ten, von ihm aufgestellten Plan und zu einem für 
alle Teilnehmer gleichen und gemeinsam verfolg- 
ten Ausflugszweck anbietet und ausführt. Ein 
Wechsel der Fahrgäste (Unterwegsbedienung) ist 
unzulässig. Die Fahrt muß wieder an den Ausgangs- 
ort zurückführen. Die Fahrgäste müssen im Besitz 
eines für die gesamte Fahrt gültigen Fahrscheins 
sein, der die Beförderungsstrecke und das Beförde- 
rungsentgelt ausweist. Bei Ausflugsfahrten, die als 
Pauschalrundfahrten ausgeführt werden, ist für Be- 
förderung und Unterkunft sowie für sonstige Lei- 
stungen ein Gesamtentgelt zu erheben. 

(2) In Fremdenverkehrsgemeinden kann einem j 
ortsansässigen Unternehmer die Genehmigung für 
Ausflugsfahrten ausnahmsweise auch mit Personen- 
kraftwagen erteilt werden. 

(3) Die Genehmigung für Ausflugsfahrten mit 

Kraftomnibussen wird zur Veranstaltung von Fahr- | 
ten innerhalb einer Gemeinde oder in einem grö- ■ 
ßeren Bezirk, bei Pauschalrundfahrten auch für den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes erteilt. Die Ge- 
nehmt gungsbehörde kann für die einzelne Fahrt in 
besonders begründeten Einzelfällen Ausnahmen von 
der örtlichen Begrenzung zulassen. j 


(4) Kraftfahrzeuge für Ausflugsfahrten dürfen nur 
in der Gemeinde bereitgestellt werden, in der sich 
der Betriebssitz des Unternehmers befindet. Die 
Befugnis der Genehmigungsbehörde, in den Geneh- 
migungsbedingungen weitergehende Beschränkun- 
gen vorzusehen, bleibt unberührt. 

(5) Die Genehmigungsbehörde kann für benach- 
barte Orte oder für Einzelfälle Ausnahmen von den 
Bestimmungen des Absatzes 4 Satz 1 gestatten. 
Hierüber ist dem Unternehmer eine Bescheinigung 
auszustellen; auf die Bescheinigung ist § 17 Abs. 5 
und 6 entsprechend anzuwenden. 

(6) Reisebüros dürfen Ausflugsfahrten im Zusam- 
menwirken nur mit solche Unternehmern veranstal- 
ten, die die Genehmigung für diese Verkehrsform 
besitzen. Die Unternehmer müssen am Sitz des 
Reisebüros oder in seiner Umgebung ihren Betriebs- 
sitz haben; die Genehmigungsbehörde kann Aus- 
nahmen zulassen. Die Voraussetzungen des § 3 
Abs. 2 Satz 1 gelten als erfüllt, wenn der Unter- 
nehmer bei der Veranstaltung nach außen hin als 
Genehmigungsinhaber erkennbar ist. 

(7) Die Vorschriften der §§ 21 und 22 sind auf 
Ausflugsfahrten nicht anzuwenden. 

§ 49 

Ferienziel-Reisen 

(1) Ferienziel-Reisen sind Reisen zu Erholungs- 
aufenthalten, die der Unternehmer mit Kraftomni- 
bussen nach einem von ihm aufgestellten Plan an- 
bietet und durchführt. Eine Unterwegsbedienung ist 
nicht gestattet. 

(2) Bei Ferienziel-Reisen sind die Fahrgäste zu 
einem für alle Teilnehmer gleichen Reiseziel zu 
bringen. Für die Beförderung und für die Unter- 
kunft mit oder ohne Verpflegung ist ein Gesamt- 
entgelt zu erheben. Es dürfen nur Rückfahrscheine 
und diese nur auf den Namen des Reisenden aus- 
gegeben werden. Auf der Rückfahrt dürfen nur Rei- 
sende befördert werden, die der Unternehmer zum 
Reiseziel gebracht hat; in der Regel sollen die glei- 
chen Gruppen von Reisenden nach Ablauf der Er- 
holungszeit an den Ausgangsort zurückgebracht 
werden. Der Unternehmer hat vor Beginn der Reise 
eine Liste der Fahrgäste aufzustellen; die Liste ist 
auf der Hin- und Rückfahrt mitzuführen und ein 
Jahr aufzubewahren. Ausflugsfahrten (§ 48) dürfen 
am Reiseziel nur mit den an der Reise beteiligten 
Personen ausgeführt werden. 

(3) Die Genehmigung für Ferienziel-Reisen wird 
zur Veranstaltung von Reisen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes erteilt. Die Genehmigung darf nur 
solchen Unternehmern erteilt werden, die auf dem 
Gebiet des Reiseverkehrs über ausreichende Erfah- 
rungen verfügen. 

(4) Die Vorschriften des § 48 Abs. 4, 5 und 6 sind 
auf Ferienziel-Reisen entsprechend anzuwenden; 
die Vorschriften der §§ 21 und 22 sind auf Ferien- 
ziel-Reisen nicht anzuwenden. 

(5) Zur Überwachung der Ferienziel-Reisen hat 
der Unternehmer der Genehmigungsbehörde regel- 
mäßig Prospekte vorzulegen oder an deren Stelle 
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erschöpfende Angaben über alle von ihm geplan- 
ten Ferienziel-Reisen zu machen. Die Bundesbahn- 
direktionen haben außerdem den nach § 11 Abs. 2 
zuständigen Genehmigungsbehörden der Länder 
jeweils bis zum 10. Januar die Vorhaben der Deut- 
schen Bundesbahn auf dem Gebiet des Ferienreise- 
verkehrs auf der Schiene für das laufende Jahr mit- 
zuteilen. Diese Mitteilung muß Angaben über das 
Ziel, den Zeitpunkt und die Gestaltung der geplan- 
ten Ferienreisen enthalten; dabei sind die Orte an- 
zugeben, an denen Ferienreisende aufgenommen 
und abgesetzt werden sollen. 

(6) Die Genehmigungsbehörde hat Reisen, die als 
Ferienziel-Reisen geplant sind, zu untersagen, wenn 
eine Beeinträchtigung der öffentlichen Verkehrs- 
interessen im Sinne des § 13 Abs. 4 und 5 gegeben 
ist oder wenn die Merkmale einer Ferienziel-Reise 
nicht erfüllt sind. 

§ 50 

Verkehr mit Mietomnibussen und mit Mietwagen 

(1) Verkehr mit Mietomnibussen ist die Beförde- 
rung von Personen mit Kraftomnibussen, die nur 
im ganzen zur Beförderung angemietet werden und 
mit denen der Unternehmer Fahrten ausführt, deren 
Zweck, Ziel und Ablauf der Mieter bestimmt. Die 
Teilnehmer müssen ein zusammengehöriger Per- 
sonenkreis und über Ziel und Ablauf der Fahrt 
einig sein. 

(2) Die Genehmigung für den Verkehr mit Miet- 
omnibussen wird zur Ausführung von Fahrten in- 
nerhalb einer Gemeinde, in einem größeren Bezirk 
oder im Geltungsbereich dieses Gesetzes erteilt. 

(3) Mietomnibusse dürfen nicht durch Bereitstel- 
len auf öffentlichen Straßen oder Plätzen angeboten 
werden. 

(4) Die Vorschriften des § 21 sind auf den Ver- 
kehr mit Mietomnibussen nicht anzuwenden; die 
Vorschriften des § 22 finden mit der Maßgabe An- 
wendung, daß der Unternehmer eine Fahrt nur dann 
ablehnen darf, wenn zwingende betriebliche oder in 
seiner Person liegende Gründe die Ablehnung recht- 
fertigen. § 48 Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden. 

(5) Auf die Beförderung mit gemieteten Personen- 
kraftwagen (Mietwagen) sind die Vorschriften der 
Absätze 1 bis 3 entsprechend anzuwenden. Eine 
Bereitstellung von Mietwagen, durch die ein drosch- 
kenähnlicher Verkehr erreicht wird, ist verboten. 
Die Art der Werbung darf nicht zur Verwechslung 
mit dem Kraftdroschkenverkehr führen. Die Vor- 
schriften der §§ 21 und 22 sind auf den Verkehr 
mit Mietwagen nicht anzuwenden. 

§ 51 

Dauer der Genehmigung für den 
Gelegenheitsverkehr 

Die Genehmigung ist für die Dauer von höchstens 
vier Jahren zu erteilen. 

§ 52 

Beförderungsentgelte; Beförderungsbedingungen 

(1) Für den Gelegenheitsverkehr mit Kraftdrosch- 
ken setzt die Landesregierung Beförderungsentgelte 


und Beförderungsbedingungen durch Rechtsverord- 
nung fest; sie kann diese Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf die Genehmigungsbehörden 
übertragen. Ist die Genehmigungsbehörde ermäch- 
tigt, so hat sie vor der Festsetzung der Beförde- 
rungsentgelte der zuständigen Gemeindebehörde, 
den Fachverbänden des Verkehrsgewerbes und der 
zuständigen Industrie- und Handelskammer Gele- 
genheit zur Stellungnahme zu geben. Die Beförde- 
rungsentgelte und die Beförderungsbedingungen 
sind im amtlichen Verkündungsblatt oder in einer 
örtlichen Tageszeitung bekanntzumachen; die Be- 
kanntmachung ist außerdem in jeder Kraftdroschke 
mitzuführen und dem Fahrgast auf Verlangen vor- 
zulegen. § 39 Abs. 3 ist anzuwenden. 

(2) Die Landesregierung kann für den Gelegen- 
heitsverkehr mit Kraftomnibussen durch Rechtsver- 
ordnung Beförderungsentgelte und Beförderungs- 
bedingungen festsetzen, soweit nicht Rahmenvor- 
schriften für Beförderungsentgelte nach § 59 Abs. 1 
Nr. 6 entgegenstehen oder Beförderungsbedingun- 
gen nach § 59 Abs. 1 Nr. 5 festgesetzt sind; Absatz 3 
bleibt unberührt. Die Landesregierung kann diese 
Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Ge- 
nehmigungsbehörden übertragen. Ist die Genehmi- 
gungsbehörde ermächtigt, so hat sie vor der Fest- 
setzung der Beförderungsentgelte den in Absatz 1 
genannten Stellen sowie der zuständigen Oberpost- 
direktion und Bundesbahndirektion Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Die festgesetzten Beförde- 
rungsentgelte sind im amtlichen Verkündungsblatt 
oder in einer örtlichen Tageszeitung bekanntzu- 
machen. 

(3) Im Gelegenheitsverkehr der Deutschen Bun- 
despost und der Deutschen Bundesbahn setzen diese 
die Beförderungsentgelte unter Beachtung der er- 
lassenen Rahmenvorschriften und die Beförderungs- 
bedingungen selbst fest. Auf Verlangen des Bundes- 
ministers für Verkehr ist zu der Festsetzung sein 
Einvernehmen einzuholen; er hat bei Festsetzung 
der Beförderungsentgelte den Bundesminister für 
Wirtschaft zu beteiligen. 

(4) Setzt die Genehmigungsbehörde nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 die Beförderungsentgelte fest, so 
bedarf sie des Einvernehmens der für Fragen der 
Preisbildung zuständigen Landesbehörde. 


IV. Auslandsverkehr 

§ 53 

Grenzüberschreitender Verkehr 

(1) Für die Beförderung von Personen im grenz- 
überschreitenden Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
durch Unternehmer, die ihren Betriebssitz im 
Inland oder Ausland haben, gelten, soweit nichts 
anderes bestimmt ist, die Vorschriften dieses Ge- 
setzes und die hierzu erlassenen Rechtsverordnun- 
gen. 

(2) Die nach diesem Gesetz erforderliche Geneh- 
migung eines grenzüberschreitenden Linienverkehrs 
erteilt für die deutsche Teilstrecke der Bundes- 
minister für Verkehr nach Benehmen mit den betei- 


15 



Drucksache 255 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


ligten obersten Landesverkehrsbehörden, für An- 
träge der Deutschen Bundespost auch nach Beneh- 
men mit dem Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen. 

(3) Die zuständige oberste Landesverkehrs- 
behörde läßt das Anhörverfahren nach § 14 durch- 
führen und leitet das Ergebnis mit ihrer Stellung- 
nahme dem Bundesminister für Verkehr zu. In der 
Genehmigung ist die zuständige Aufsichtsbehörde 
zu bestimmen. 

(4) Einer Genehmigung für den grenzüberschrei- 
tenden Gelegenheitsverkehr von Unternehmern, die 
ihren Betriebssitz im Ausland haben, bedarf es nicht, 
soweit entsprechende Übereinkommen mit dem 
Ausland bestehen. Besteht ein solches Übereinkom- 
men nicht oder soll abweichend von den Bedingun- 
gen des Übereinkommens grenzüberschreitender 
Geegenheitsverkehr ausgeführt werden, so kann 
der Bundesminister für Verkehr entsprechenden 
Anträgen stattgeben. 

(5) Im kleinen Grenzverkehr (Zollgrenzbezirk) 
tritt an die Stelle des Bundesministers für Verkehr 
die zuständige oberste Landesverkehrsbehörde oder 
die von ihr bestimmte Behörde. 

§ 54 

Transit- (Durchgangs-) Verkehr 

(1) Für die Beförderung von Personen im Transit- 
(Durchgangs-)Verkehr mit Kraftfahrzeugen, der das 
Gebiet des Geltungsbereichs dieses Gesetzes unter 
Ausschluß innerdeutschen Zwischenverkehrs be- 
rührt, gelten, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
die Vorschriften dieses Gesetzes und die hierzu 
erlassenen Durchführungsbestimmungen. 

(2) Die Genehmigung erteilt der Bundesminister 
für Verkehr nach Benehmen mit den beteiligten 
obersten Landesverkehrsbehörden, für Anträge der 
Deutschen Bundespost auch nach Benehmen mit dem 
Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen. 

(3) § 14 ist nicht anzu wenden. In der Genehmi- 
gung ist. die zuständige Aufsichtsbehörde zu be- 
stimmen. 

(4) § 53 Abs. 4 ist auf den Gelegenheitsverkehr 
vom Ausland durch das Gebiet des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes entsprechend anzuwenden. 


V. Aufsicht 

§ 55 

(1) Der Unternehmer unterliegt hinsichtlich der 
Erfüllung der Vorschriften dieses Gesetzes sowie 
der hierzu erlassenen Rechtsverordnungen und der 
Einhaltung der durch die Genehmigung auferlegten 
Verpflichtungen (Bedingungen, Auflagen) der Auf- 
sicht der Genehmigungsbehörde. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich über alle ihrer 
Zuständigkeit unterliegenden Einrichtungen und 
Maßnahmen des Unternehmers unterrichten. Der 
Unternehmer hat der Aufsichtsbehörde alle wesent- 
lichen Veränderungen ohne Aufforderung unver- 
züglich anzuzeigen. 


(3) Die oberste Landesverkehrsbehörde kann die 
Genehmigungsbehörde ermächtigen, die Aufsicht 
über den Linien- und Gelegenheitsverkehr mit 
Kraftfahrzeugen auf ihre nachgeordneten Behörden 
zu übertragen. Die technische Aufsicht über Stra- 
ßenbahnen und Obusunternehmen wird von der 
obersten Landesverkehrsbehörde oder der von ihr 
bestimmten Behörde ausgeübt. 

(4) Die Deutsche Bundespost und die Deutsche 
Bundesbahn sind für die Erfüllung der technischen 
Vorschriften dieses Gesetzes und der hierzu erlas- 
senen Rechtsverordnungen für ihre Kraftfahrbetriebe 
selbst verantwortlich. 


VI. Rechtsmittelverfahren 

§ 56 

Rechtsmittel 

Für die Anfechtung von Bescheiden und Verfü- 
gungen der Genehmigungs- oder Aufsichtsbehörde 
gilt die Verwaltungsgerichtsordnung. Ist ein 
Verwaltungsakt von der obersten Landesverkehrs- 
behörde selbst erlassen, so ist nach den Vorschrif- 
ten der Verwaltungsgerichtsordnung das Vorver- 
fahren durchzuführen. 

§ 57 

Verfahren in besonderen Fällen 

Werden die Interessen der Deutschen Bundespost 
oder der Deutschen Bundesbahn in erheblichem Um- 
fang betroffen und kommt vor der Genehmigungs- 
behörde keine Einigung zustande, so soll auf Antrag 
der Deutschen Bundespost oder der Deutschen Bun- 
desbahn die Genehmigungsbehörde die Stellung- 
nahme des Bundesministers für Verkehr einholen 
und bei ihrer Entscheidung verwerten. 


VII. Erlaß von Rechtsverordnungen und 
Allgemeinen V erwaltungs Vorschriften 

§ 58 

Bau- und Betriebsvorschriften 

(1) Der Bundesminister für Verkehr erläßt mit 
Zustimmung des Bundesrates die erforderlichen 
Rechtsverordnungen 

1. über den Bau und Betrieb von Straßen- 
bahnen und Obussen, welche 

a) die Anforderungen an Bau, Einrichtun- 
gen und Betriebsweise der Anlagen 
und Fahrzeuge nach dem jeweiligen 
Stand der Technik und nach den inter- 
nationalen Abmachungen einheitlich 
regeln, 

b) die notwendigen Vorschriften zum 
Schutz der Anlagen und des Betriebs 
der Straßenbahnen und Obusse gegen 
Schäden und Störungen enthalten; 
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2. über den Betrieb von Kraftfahrunterneh- 
men im Personenverkehr, welche 

a) die Anforderungen an den Bau und 
die Einrichtungen der in diesen Unter- 
nehmen verwendeten Kraftfahrzeuge 
nach dem jeweiligen Stand der Tech- 
nik und nach den internationalen Ab- 
machungen einheitlich regeln, 

b) die notwendigen Vorschriften über die 
Sicherheit und Ordnung des Betriebs 
sowie die Kennzeichnung der Kraft- 
fahrzeuge nach ihrer Verwendung in 
der betreffenden Verkehrsform ent- 
halten. 

(2) Soweit es die öffentliche Sicherheit erfordert, 
können einzelne Vorschriften der nach Absatz 1 
Nr. 2 erlassenen Rechtsverordnung auf Beförderun- 
gen ausgedehnt werden, die nach § 1 Abs. 2 diesem 
Gesetz nicht unterliegen oder nach § 2 von der 
Genehmigungspflicht befreit sind oder für die nach 
§ 59 Abs. 1 Nr. 1 Befreiung erteilt wird. 

(3) Rechtsverordnungen zur Durchführung der 
Vorschriften nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. Der Bundes- 
minister für Verkehr hat vor dem Erlaß der Rechts- 
verordnungen die für die Durchführung der Vor- 
schriften zuständigen obersten Landesbehörden zu 
hören. 

§ 59 

Sonstige Rechtsverordnungen 

(1) Der Bundesminister für Verkehr kann mit 
Zustimmung des Bundesrates Rechtsverordnungen 
erlassen, 

1. durch die für bestimmte, im Rahmen des 
Gesamtverkehrs nicht besonders ins Ge- 
wicht fallende Beförderungsfälle allgemein 
Befreiung von den Vorschriften dieses 
Gesetzes erteilt wird, 

2. durch die der Gelegenheitsverkehr zum 
Zwecke des Krankentransports, insbeson- 
dere die Anwendung der §§ 1, 4, 13, 14, 
21, 22 und 50 auf diesen Verkehr sowie 
die Voraussetzungen für die erforderliche 
Fachkunde und die Bereitstellung ausrei- 
chenden und geschulten Personals gere- 
gelt werden, 

3. durch die der grenzüberschreitende (§ 53) 
und der Transit- (Durchgangs-) Verkehr 
(§ 54), soweit dies zur Durchführung inter- 
nationaler Übereinkommen erforderlich 
ist, abweichend von den Vorschriften 
dieses Gesetzes geregelt werden, 

4. über die zahlenmäßige Beschränkung der 
Verwendung von Kraftomnibussen des 
Linienverkehrs der Deutschen Bundespost 
und der Deutschen Bundesbahn für den 
Gelegenheitsverkehr, 

5. über einheitliche Allgemeine Beförde- 
rungsbedingungen für den Straßenbahn- 
und Obusverkehr sowie für den Linien- 


verkehr mit Kraftfahrzeugen und, vorbe- 
haltlich des § 52 Abs. 1 Satz 1, für den 
j Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen, 

insbesondere für Auflugsfahrten (§ 48) 
und für Ferienziel-Reisen (§ 49), 

6. über Rahmenvorschriften für Beförde- 
rungsentgelte im Verkehr mit Kraftomni- 

j bussen, 

7. über Gebühren für behördliche oder amt- 
lich angeordnete Maßnahmen bei der Ge- 

| nehmigung und Beaufsichtigung der Ver- 

! kehrsunternehmen. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 6 und 7 

| ergehen die Rechtsverordnungen im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft. 

§ 60 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
j liehen allgemeinen Verwaltungsvorschriften erläßt 
der Bundesminister für Verkehr mit Zustimmung 
des Bundesrates. 


VIII. Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 61 

Straftaten 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig Personen mit 
Straßenbahnen, Obussen oder Kraftfahrzeugen ohne 
die nach diesem Gesetz erforderliche Genehmigung 
oder einstweilige Erlaubnis befördert, wird mit 
Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu sechs Monaten 
bestraft. Neben Gefängnis kann auf Geldstrafe er- 
kannt werden. 

(2) Hängt die Entscheidung davon ab, ob eine 
Beförderung den Vorschriften dieses Gesetzes un- 
terliegt, und ist eine endgültige Entscheidung nach 

j § 10 nicht ergangen, so kann das Verfahren aus- 
I gesetzt werden, bis über diese Frage endgültig ent- 
| schieden ist. 

§ 62 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
: oder fahrlässig 

1. den Bedingungen oder Auflagen der Ge- 

| nehmigung zuwiderhandelt; 

2. einen Verkehr mit Straßenbahnen, Obus- 
sen oder einen Kraftfahrlinien- oder Kraft- 
droschkenverkehr betreibt, ohne daß die 

i nach diesem Gesetz vorgeschriebene Zu- 

stimmung zu den Beförderungsentgelten 
oder Fahrplänen durch die Genehmigungs- 
behörde erteilt ist; 

; 3. den Vorschriften dieses Gesetzes über 

! a) die Anzeigepflicht des Arbeitgebers bei 

Beförderung mit werkeigenen Fahrzeu- 
gen (§ 2 Abs. 4), 
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b) die Mitteilungspflicht bei Betriebsstö- 
rungen im öffentlichen Verkehr, die ' 
den vorübergehenden Einsatz von 
Kraftfahrzeugen zur Folge haben (§ 2 
Abs. 6 Satz 2), 

c) das Mitführen und Vorzeigen von Ur- j 

künden (§ 17 Abs. 6, § 20 Abs. 3 Satz 2, ! 
§48 Abs. 5), j 

d) die Einhaltung der Beförderungsent- j 
gelte (§ 39 Abs. 3, § 41 Abs. 3, § 45 ! 
Abs. 1, § 52), 

e) die Bekanntmachung der Beförderungs- 
entgelte, der Besonderen Beförderungs- 
bedingungen und der gültigen Fahr- 
pläne (§ 39 Abs. 7, § 40 Abs. 4 Satz 1 
und 2, § 41 Abs. 3, § 45 Abs. 1, § 52 
Abs. 1), 

f) die ausschließliche Verwendung von 
Kraftfahrzeugen im Linien- oder 
Kraftdroschkenverkehr (§ 45 Abs. 4, 

§ 47 Abs. 5), 

g) Ausflugsfahrten oder Ferienziel-Reisen 
(§§ 48, 49) oder 

h) das Verbot der Bereitstellung von 
Mietomnibussen und Mietwagen auf 
öffentlichen Straßen oder Plätzen (§ 50 
Abs. 3 und 5) 

zuwiderhandelt oder 

4. einer Rechtsvorschrift oder schriftlichen 
Verfügung zuwiderhandelt, die auf Grund 
dieses Gesetzes oder auf Grund von 
Rechtsvorschriften, die auf diesem Gesetz ! 
beruhen, erlassen worden ist, soweit die ; 
Rechtsvorschrift oder die Rechtsvorschrift 1 
und die schriftliche Verfügung ausdrück- 
lich auf diese Vorschrift verweisen. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
10 000 Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig began- 
gen ist, mit einer Geldbuße bis zu 5000 Deutsche 
Mark geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Ge- 
nehmigungsbehörde; sie nimmt auch die Befugnisse 
der obersten Verwaltungsbehörde irn Sinne des 
§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten wahr. 

IX. Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 63 

Frühere Genehmigungen 

(1) Die auf Grund des bisherigen Rechts erteilten 
Genehmigungen für Straßenbahnen, Obusverkehr 
und Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen sowie für 
den Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen be- 
halten ihre Gültigkeit bis zum Ablauf der Dauer 
der Genehmigung; dabei gelten die für den bis- 
herigen Gelegenheitsverkehr mit Ausflugswagen 
erteilten Genehmigungen als Genehmigungen für 


Ausflugfahrten nach § 48 dieses Gesetzes. Dies gilt 
auch für den Linien- und Gelegenheitsverkehr mit 
Kraftfahrzeugen der Deutschen Bundespost und der 
Deutschen Bundesbahn, der im Einvernehmen mit 
den obersten Landesbehörden auf Grund der Ver- 
einbarungen über den Omnibusverkehr der Deut- 
schen Bundespost und der Deutschen Bundesbahn 
von 1948 (Verkehrsblatt 1948 S. 35, Verkehrsblatt 
1949 S. 1 und 3) und vom 8. Januar 1952 (Mini- 
sterialblatt Rheinland-Pfalz S. 35) betrieben wird. 

(2) Für Linien, die von der Deutschen Bundes- 
post und der Deutschen Bundesbahn auf Grund 
des Anzeigeverfahrens nach dem Gesetz über die 
Beförderung von Personen zu Lande vom 4. De- 
zember 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1217) in der Fas- 
sung des Gesetzes vom 6. Dezember 1937 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1319), vom 16. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 21) und vom 12. September 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 573) oder früherer Rechts- 
vorschriften betrieben werden, haben die Geneh- 
migungsbehörden Genehmigungen (Sammelgeneh- 
migungen) mit mindestens fünf- und höchstens 
achtjähriger Gültigkeit, gerechnet vom Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes, auszustellen. 
Die Deutsche Bundespost und die Deutsche Bun- 
desbahn werden bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
den zuständigen Genehmigungsbehörden die für 
die Ausfertigungen dieser Genehmigungen erfor- 
derlichen Angaben unaufgefordert mitteilen. Der 
Durchführung eines besonderen Anhörverfahrens 
nach § 14 dieses Gesetzes bedarf es in diesen 
Fällen nicht. 

(3) Nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der auf 
Grund der Vereinbarung über den Omnibusver- 
kehr der Deutschen Bundespost und Deutschen 
Bundesbahn bisher erteilten Einvernehmen und der 
nach Absatz 2 erteilten Genehmigungen gelten für 
die Fortführung dieser Linien ausschließlich die Be- 
stimmungen dieses Gesetzes. 

§ 64 

Ruhende Genehmigungen 

Die nach dem Runderlaß des Reichsverkehrs- 
ministers vom 11. Dezember 1939 — K 2/1.13 573 — 
(Reichsverkehrsblatt Ausgabe B S. 393) für „ru- 
hend“ erklärten Genehmigungen für den Linien- 
und Gelegenheitsverkehr, die 

1. inzwischen durch Zeitablauf erloschen sind, 

aber nach dem Runderlaß des Reichsver- 
kehrsministers vom 15. Januar 1944 — 

K 11.21 069/43 — (Reichsverkehrsblatt Aus- 
gabe B S. 7) ihre rechtliche Gültigkeit bis auf 
weiteres beibehalten haben, 

2. durch Zeitablauf noch nicht erloschen sind, 
auf Grund deren Berechtigung aber der Be- 
trieb noch nicht wieder aufgenommen ist, 

werden mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes un- 
gültig. 

§ 65 

Andere Gesetze 

(1) Durch dieses Gesetz werden die Vorschriften 
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1. des Straßenverkehrsgesetzes vom 19. De- 

zember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837) so- 
wie die auf Grund dieses Gesetzes er- j 
lassenen Vorschriften, | 

2. des Gesetzes betreffend die Verbindlich- 
keit zum Schadenersatz für die bei dem 
Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken 
usw. herbeigeführten Tötungen und Kör- 
perverletzungen vom 7. Juni 1871 (Reichs- 
gesetzbl. S. 207) in der Fassung des Ge- 
setzes zur Änderung des Reichshaftpflicht- 
gesetzes vom 15. August 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 489), 

3. des Gesetzes über die Haftpflicht der 
Eisenbahnen und Straßenbahnen für Sach- 
schäden vom 29. August 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 691), 

4. des Gesetzes über die Einführung der 

Pflichtversicherung für Kraftfahrzeughal- 
ter und zur Änderung des Gesetzes über 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen sowie 
des Gesetzes über den Versicherungsver- 
trag vom 7. November 1939 (Reichsgesetz- j 
bl. I S. 2223) und j 

5. des Gesetzes über die Haftpflichtversiche- ; 

rung für ausländische Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger vom 24. Juli 1956 j 
(Bundesgesetzbl. I S. 667) j 

nicht berührt, soweit sich nicht aus § 23 Abs. 1 
etwas anderes ergibt. 

i 

(2) Die Vorschriften des Gesetzes über Maßnah- j 
men zur Aufrechterhaltung des Betriebs von Bahn- ' 
unternehmen des öffentlichen Verkehrs vom j 
7. März 1934 (Reichsgesetzbl. II S. 91) in der Fas- | 
sung des § 9 Abs. 4 des Allgemeinen Eisenbahn- 1 
gesetzes vom 29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I i 
S. 225) sind auf Straßenbahnen und auf Obusunter- | 
nehmen mit der Maßgabe entsprechend anzuwen- ! 
den, daß zuständige Aufsichtsbehörde im Sinne des 
vorgenannten Gesetzes die von der obersten Lan- 
desverkehrsbehörde bestimmte Genehmigungsbe- 
hörde ist, und daß, wenn eine Straßenbahn oder 
ein Obusunternehmen das Gebiet mehrerer Länder 
berührt, die von der obersten Landesverkehrs- 
behörde bestimmte Genehmigungsbehörde ihre 
Entscheidung im Einvernehmen mit der von der 
obersten Landesverkehrsbehörde des mitbeteiligten 
Landes bestimmten Genehmigungsbehörde trifft. 

(3) Für die Begriffe „Obus" (§ 4 Abs. 3) und 
„Nachbarortslinienverkehr" (§ 8 Abs. 2 Nr. 2) gilt 
nicht § 2 des Gesetzes zur Wiedererhebung der Be- 
förderungsteuer im Möbelfernverkehr und im 
Werkfernverkehr und zur Änderung von Beförde- 
rungsteuersätzen vom 2. März 1951 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 159). Die in § 43 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 und 
Abs. 3 genannten Verkehrsformen sind nicht Linien- 
verkehr im Sinne des Beförderungsteuerrechts. 

(4) Der Titel VII sowie die diesen Titel ergän- 
zenden Vorschriften der Gewerbeordnung gelten 
auch für Straßenbahnbetriebe. Vorschriften auf 
Grund des § 120 e Abs. 1 der Gewerbeordnung, die 
sich auf Straßenbahn-, Obus- und Kraftomnibus- : 


betriebe beziehen, werden vom Bundesminister für 
Verkehr gemeinsam mit dem Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung erlassen. Die Aufsicht 
über die Ausführung der in den Sätzen 1 und 2 
genannten Vorschriften über die Aufsichtsbehörden 
nach § 55 dieses Gesetzes und die Gewerbeauf- 
sichtsbehörden aus. Der Bundesminister für Verkehr 
regelt gemeinsam mit dem Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung die Abgrenzung der 
Aufsichtsbefugnisse dieser Behörden durch allge- 
meine Verwaltungsvorschriften mit Zustimmung des 
Bundesrates. 

(5) Bis zum Inkrafttreten der Verwaltungs- 
gerichtsordnung gilt hinsichtlich des Beschwerde- 
und Einspruchsverfahrens sowie hinsichtlich der 
verwaltungsgerichtlichen Klage folgendes: 

1. Bescheide und Verfügungen der Geneh- 
migungs- oder Aufsichtsbehörde sind auf 
Antrag in einem Verwaltungsbeschwerde- 
verfahren nachzuprüfen; wenn ausnahms- 
weise eine übergeordnete Beschwerde- 
behörde nicht besteht, tritt an die Stelle 
des Beschwerdeverfahrens das Einspruchs- 
verfahren. § 57 ist anzuwenden. 

2. Der Antrag ist innerhalb von zwei Wo- 
chen nach Zustellung bei derjenigen Be- 
hörde einzubringen und zu begründen, 
gegen deren Bescheide oder Verfügungen 
er sich richtet. Diese kann den Bescheid 
oder die Verfügung abändern oder auf- 
heben. Die Frist wird auch gewahrt, wenn 
der Antrag bei der Stelle, die die Nach- 
prüfung vorzunehmen hat, fristgemäß 
eingereicht wird. Die Entscheidung ist mit 
einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 

3. Gegen die Entscheidung in den Be- 
schwerde- oder Einspruchsverfahren ist 
die Klage im Verwaltungsstreitverfahren 
innerhalb einer Frist von einem Monat 
gegeben. 

§ 66 

Inkrafttreten; Aufhebung von Rechtsvorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf 
die Verkündung folgenden dritten Kalendermonats 
in Kraft. 

(2) Am gleichen Tage treten den Bestimmungen 
dieses Gesetzes widersprechende oder den gleichen 
Gegenstand regelnde Vorschriften außer Kraft. 
Hierzu gehören insbesondere 

1. Das Gesetz über die Beförderung von 
Personen zu Lande vom 4. Dezember 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1217) in der 
Fassung des Gesetzes vom 6. Dezember 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1319), 

2. das Gesetz über das Inkrafttreten von 
Vorschriften des Gesetzes über die Beför- 
derung von Personen zu Lande vom 
16. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 21), 

3. das Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Beförderung von Personen zu 
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Lande vom 12. September 1955 (Bundes- 
desgesetzbl. I S. 573), 

4. die Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über die Beförderung von Per- 
sonen zu Lande vom 26. März 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 473), 

5. Artikel 5 Abs. 1 des Gesetzes zur Siche- 
rung des Straßenverkehrs vom 19. De- 
zember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 832), 

6. die „Erste Anordnung zum Gesetz zur 

Änderung des Gesetzes über die Beför- 
derung von Personen zu Lande" vom 

6. Dezember 1937 (Reicbsverkehrsblatt 
Ausgabe B S. 150), 

7. die Anordnung über „Geltungsbereich 

der Genehmigung für den Droschken- 
und Mietwagenverkehr' 1 vom 17. Mai 
1935 (Reicbsverkehrsblatt Ausgabe B 
S. 65), 

8. die Anordnung über „Genehmigungen 

für den Gelegenheitsverkehr" vom 
26. Juni 1935 (Reicbsverkehrsblatt Aus- 
gabe B S. 87), 

9. die Anordnung über „Reisebüros als 

Unternehmer von Gelegenheitsverkehr 11 
vom 16. November 1935 (Reicbsver- 
kehrsblatt Ausgabe B S. 176), 

10. die Anordnung über „Bereithalten von 
Ausflugswagen" vom 16. November 1935 
(Reicbsverkehrsblatt Ausgabe B S. 183), 

11. die Anordnung über „Verwendung von 
Linienfahrzeugen im Gelegenheitsver- 
kehr" vom 15. Februar 1936 (Reichsver- 
kehrsblatt Ausgabe B S. 33), 

12. die Anordnung über Erteilung einer 

„Einstweiligen Erlaubnis" für den Linien- j 
und Gelegenheitsverkehr vom 27. August ! 
1937 (Reicbsverkehrsblatt Ausgabe B j 
S. 92), ! 

13. die Anordnung über „Gelegenheitsver- j 
kehr mit Kraftfahrzeugen vom Auslande 
her" vom 19. Januar 1937 (Reichsver- i 
kehrsblatt Ausgabe B S. 8), 

14. die Anordnung über „Anzeigen der j 
Deutschen Reichspost und Deutschen i 
Reichsbahn wegen Einrichtung von Li- 
nienverkehr" vom 22. April 1941 (Reichs- 
verkehrsblatt Ausgabe B S. 63), 

15. die Anordnung über „Übertragung der ! 
aus der Genehmigung erwachsenden | 
Rechte und Pflichten des Unternehmers 1 
auf einen anderen" vom 5. Januar 1942 j 
(Reicbsverkehrsblatt Ausgabe B S. 1), 

16. die Anordnung über „Vorschriften über ! 
die Beförderung von Personen zu Lande" 
vom 28. Februar 1942 (Reichsverkehrs- 
blatt Ausgabe B S. 33), 

17. die Anordnung über „Vereinfachung des 

Anhörungsverfahrens nach § 9 DV 


PBefG" vom 12. Dezember 1942 (Reichs- 
verkehrsblatt Ausgabe B S. 192), 

18. die Vereinbarungen zwischen dem Direk- 
tor der Verwaltung für Verkehr, dem 
Direktor der Verwaltung für das Post- 
und Fernmeldewesen, dem Präsidenten 
der Deutschen Reichsbahn und den Ver- 
kehrsministern (-Senatoren) der Länder 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes über 
den Omnibusverkehr der Deutschen 
Post vom 15. Juni 1948 (Verkehrsblatt 
1948 S. 35 und 1949 S. 1) und der Deut- 
schen Reichsbahn vom 10. Dezember 1948 
(Verkehrsblatt 1949 S. 3) nebst dem 
Übereinkommen vom 10. Dezember 1948 
zur Durchführung der Postvereinbarung 
(Verkehrsblatt 1949 S. 1) und der zwi- 
schen den obersten Landesverkehrsbe- 
hörden der französischen Zone mit den 
Oberpostdirektionen und Eisenbahn- 
direktionen der franzöischen Zone ge- 
schlossenen Vereinbarungen über den 
Kraftomnibusverkehr der Deutschen Bun- 
despost und der Deutschen Bundesbahn 
vom 8. Januar 1952 (Ministerialblatt 
Rheinland-Pfalz S. 35), 

19. die Verordnung PR Nr. 45/52 über Fahr- 
preise für die Beförderung von Perso- 
nen mit Straßenbahnen und im Linien- 
verkehr mit Landfahrzeugen vom 16. Juni 
1952 (Bundesanzeiger Nr. 118 vom 
21. Juni 1952 S. 1). 

(3) Als Rechtsverordnungen gelten bis auf wei- 
teres fort, soweit sie diesem Gesetz nicht wider- 
sprechen, 

1. die Verordnung über den Bau und Be- 
trieb der Straßenbahnen (BOStrab) vom 
13. November 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1247) in der Fassung vom 14. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 974), 

2. die Verordnung über die Bestätigung und 
Prüfung der Betriebsleiter von Straßen- 
bahnbetrieben vom 23. Dezember 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1590), 

3. die Verordnung zur Durchführung der 
Straßenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
vom 29. März 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 250), 

4. die Verordnung über den Betrieb von 
Kraftfahrunternehmen im Personenver- 
kehr (BOKraft) vom 13. Februar 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 231), 

5. die Vorläufige Gebührenordnung für den 
Gelegenheitsverkehr vom 27. November 
1936 (Reichsgesetzbl. I S. 996), 

6. die Verordnung über Einführung einheit- 
licher Haltestellenzeichen für Straßen- 
bahnen und Kraftfahrlinien vom 19. Juli 
1939 (Deutscher Reichsanzeiger und Preu- 
ßischer Staatsanzeiger Nr. 172 vom 
28. Juli 1939). 
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§ 67 

Geltung im Land Berlin 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

(2) Anstelle einer zuständigen Bundespostdirek- 
tion tritt in Berlin die Landespostdirektion Berlin. 
Die Vorschriften der § 14 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c f 
Nr. 2 Buchstabe b, Nr. 4, § 52 Abs. 2 und § 57 gelten, 


soweit sie sich auf die Deutsche Bundesbahn bezie- 
hen, nicht in Berlin. 

§ 68 

Geltung im Saarland 

Beträge in Deutscher Mark, die in diesem Ge- 
setz erwähnt werden, sind im Saarland bis zum 
Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des Saar- 
vertrages vom 27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II 
S. 1587) in entsprechender Anwendung des § 5 
Abs. 1 Satz 1 der Dritten Verordnung über die Er- 
höhung der Unterhaltsansprüche und sonstigen Be- 
träge in gerichtlichen Angelegenheiten vom 7. März 
1951 (Amtsblatt des Saarlandes S. 441) umzu- 
rechnen. 


Begründung 


Allgemeines 

Die Bemühungen des Gesetzgebers, den entgelt- 
lichen Personenverkehr mit Kraftfahrzeugen ent- 
sprechend den Erfordernissen des Gesamtverkehrs 
und der Wirtschaft in das bestehende Verkehrs- 
system einzubeziehen, begannen bald nach dem 
ersten Weltkriege. Die Verordnung betreffend 
Kraftfahrzeuglinien vom 21. Januar 1919 (RGBl. 
S. 97) unterwarf die entgeltliche Beförderung von 
Personen oder Sachen mit Kraftfahrzeugen auf be- 
stimmten, über die Grenzen eines Gemeindebezirks 
hinausgehenden Strecken (Kraftfahrzeuglinien) 
einem Genehmigungszwang. Die Genehmigung 
durfte nur erteilt werden, wenn nach der Persön- 
lichkeit des Unternehmers und nach der Beschaffen- 
heit des Betriebs Gewähr für die Sicherheit und 
für seine Leistungsfähigkeit gegeben war und das 
Unternehmen den öffentlichen Interessen des Ver- 
kehrs nicht zuwiderlief. Der Omnibusverkehr in- 
nerhalb eines Gemeindebezirks unterlag weiterhin 
den Bestimmungen der Reichsgewerbeordnung. Das 
Gesetz über Kraftfahrlinien (Kraftfahrlinien-Gesetz) 
vom 26. August 1925 (RGBl. I S. 319) brachte eine 
Verschärfung der Bestimmungen. Der Reichspost 
wurde erstmals die Verpflichtung auferlegt, die be- 
absichtigte Einrichtung einer Kraftfahrlinie mit vier- 
wöchiger Frist der obersten Landesbehörde anzu- 
zeigen. Kam eine Einigung nicht zustande, so ent- 
schied ein Schiedsgericht. Zur Durchführung dieses 
Gesetzes wurde von der Reichsregierung am 20. Ok- 
tober 1928 die Kraftfahrlinien-Verordnung (RGBl. I 
S. 380) erlassen, die eingehende Begriffsbestimmun- 
gen und Vorschriften über das Genehmigungsver- 
fahren enthielt. Um eine Entspannung des weiter- 
bestehenden scharfen Wettbewerbs herbeizuführen, 
schloß im Jahre 1927 der damalige Verein deut- 
scher Straßenbahnen, Kleinbahnen und Privat- 
Eisenbahnen ein Abkommen mit der Reichspost, das 
jedoch nur von kurzer Dauer war. Im Jahre 1929 
schlossen Reichspost und Reichsbahn einen Vertrag 
mit dem Ziel, „die Zersplitterung des Verkehrs der 
öffentlichen Hand einzuschränken und diesen Ver- 
kehr in enger Zusammenarbeit wirtschaftlicher zu 
gestalten". Die fortschreitende Motorisierung, der 


i Wettbewerb zwischen Kraftfahrzeug und Schiene 
| im Personen- und Güterverkehr führte wenige 
1 Jahre später zu einer Neuregelung durch die Dritte 
i Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung 
| von Wirtschaft und Finanzen und zur Bekämpfung 
politischer Ausschreitungen vom 6. Oktober 1931, 
Fünfter Teil Kapitel V (RGBl. I S. 558), deren Zweck 
es war, den unbilligen Wettbewerb im Straßen- 
' Personenverkehr zu unterbinden. Die Verordnung 
j bestimmte u. a., daß dem Reichsverkehrsminister 
die Beschwerdeentscheidung oblag, wenn ein Wi- 
derspruch eines öffentlichen Verkehrsbetriebes da- 
I mit begründet war, daß die beantragte Kraftfahr- 
I zeuglinie den öffentlichen Interessen zuwiderliefe. 

1 Auch dieser weitgehenden einheitlichen reichsrecht- 
lichen Regelung blieb der Erfolg im wesentlichen 
versagt, so daß schließlich das Gesetz über die Be- 
förderung von Personen zu Lande vom 4. Dezember 
1934 (RGBl. I S. 1217) — im nachfolgenden „Gesetz 
1934" genannt — und die Verordnung zur Durch- 
führung des Gesetzes über die Beförderung von 
Personen zu Lande vom 26. März 1935 (RGBl. I 
S. 472) — im nachfolgenden „DVO 1935" genannt 
— erlassen wurden. Durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Beförderung von Per- 
sonen zu Lande vom 6. Dezember 1937 (RGBl. I 
S. 1319) — im nachfolgenden „Änderungsgesetz" 
genannt — wurden einzelne Bestimmungen des 
1 Gesetzes 1934 den geänderten wirtschaftlichen Ver- 
j hältnissen angepaßt. Die durch das Änderungs- 
gesetz beschlossene Neufassung des § 2 Nr. 2 und 
: des § 4 des Gesetzes 1934 ist erst durch das Gesetz 
! über das Inkrafttreten von Vorschriften des Gesetzes 
über die Beförderung von Personen zu Lande vom 
| 16. Januar 1952 (BGBl. I S. 21) in Kraft gesetzt 
worden. Auf Initiative des Deutschen Bundestages 
ist schließlich das Gesetz zur Änderung des Ge- 
setzes über die Beförderung von Personen zu Lande 
vom 12. September 1955 (BGBl. I S. 573) ergangen, 
durch das § 9 Abs. 2 eine Neufassung erhalten hat. 
Das Gesetz 1934 faßte erstmalig die Bestimmungen 
über die Straßenbahnen, die bis dahin dem Landes- 
recht unterworfen waren, und über die gewerbliche 
Personenbeförderung im Linien- und Gelegenheits- 
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verkehr mit Kraftfahrzeugen und Fuhrwerken zu- 
sammen. Die Reichspost wurde mit ihrem Kraft- 
fahrzeugverkehr dem Gesetz ausdrücklich unter- 
stellt, behielt jedoch ihre bisherige Sonderstellung 
im wesentlichen bei. Auch nach diesem Gesetz hat 
sie die Einrichtung von Linienverkehr der höheren 
Verwaltungsbehörde, ferner aber auch der Reichs- 
bahn, 4 Wochen vorher anzuzeigen; ihre Betätigung 
im Gelegenheitsverkehr wurde wesentlich einge- 
schränkt. In Angleichung an die Sonderstellung der 


Reichspost regelt das Gesetz die Personenbeförde- 
rung mit Kraftfahrzeugen durch die Reichsbahn. 

Das Gesetz 1934 mit seinen Änderungen hat sich 
grundsätzlich bewährt und anderen europäischen 
Staaten in ihrer Gesetzgebung als Vorbild gedient. 
Die stürmische Entwicklung des Kraftfahrzeugver- 
kehrs vor und nach dem zweiten Weltkriege hat 
sich naturgemäß auch auf den gewerblichen Per- 
sonenverkehr mit Kraftfahrzeugen ausgewirkt. Fol- 
gende Vergleichszahlen geben hierüber Aufschluß: 


Gesamtbestand an Kraftomnibussen 
(jeweils am Ende des Jahres) 


im 

Reichsgebiet 

1937 


a) kommunale und gemischtwirtschaftliche Betriebe 3 742 

b) private Unternehmen 7 357 

c) Deutsche (Reichs-) Bundespost 3 821 

d) Deutsche (Reichs-) Bundesbahn 129 

e) nichtbundeseigene Eisenbahnen — 


im Bundesgebiet 


1937 


1950 


1956 


7 000 1 ) 

2 738 

. 5 141 


8 245 

9 842 

2 461 

3 131 

4 032 2 ) 

86 

829 

2 001 3 ) 

— 

— . 

827 4 ) 


Insgesamt 


15 049 


9 547 14 943 21 843 


9 Die Statistik weist diese Zahlen nur in einer Summe nach. 

2 ) davon angemietet: 378 

3 ) davon angemietet: 834 

4 ) Bis zum Jahre 1955 waren die statistischen Zahlen in a) bzw. b) enthalten. 


Länge der Linien in km 
(jeweils am Ende des Jahres) 

im 

Reichsgebiet 1 

1937 

ir 

1937 

n Bundesgebie 

1950 

!t 

1956 

a) kommunale und gemischtwirtschaftliche Betriebe 

b) private Unternehmen 

j 37 681 1 ) 

24 207 1 ) 

17 256 

119 864 

19716 

112 885 

c) Deutsche (Reichs-) Bundespost 

48 977 

32 901 

35 972 

48 881 

d) Deutsche (Reichs-) Bundesbahn 

4 506 

2 792 

21 441 

47 627 

e) nichtbundeseigene Eisenbahnen 

— 

— 

— 

7 983 2 ; 

Insgesamt 

91 164 

59 900 

194 533 

237 092 


4 ) Die Statistik weist diese Zahlen für die beiden Verkehrsträger nur in einer Summe nach. 
2 ) Bis zum Jahre 1955 waren die statistischen Zahlen in a) bzw. b) enthalten. 
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Anzahl 


der beförderten Personen 
in 1000 


im 

Reichs- 

gebiet 


1937 


a) kommunale und ge- 


mischtwirtschaftliche 

Betriebe 


461 399 1 ) 


b) private Unternehmer 

c) Deutsche (Reichs-) 
Bundespost 


82 317 


d) Deutsche (Reichs-) 
Bundesbahn 


2 389 


e) nichtbundeseigene 
Eisenbahnen 


Insgesamt 


546 105 


im Linienverkehr 


im Bundesgebiet 


im 

Reichs- 

gebiet 


1937 1950 

424 421 

174 410 1 ) 

206 558 

45 058 133 901 

2 058 35 637 


1956 | 1937 

112 895 

344 825 

339 982 

202 474 
84 63 1 2 ) 


CD 

T3 


CD 

GJ 

> 

t/3 


CD jü 

Ä Tj 

s 

0) -P 
Cd w 


Q) 

n 

o 

CD 

Q 


nd 


t+- 

co 

CD 


221 526 800 517 2 084 807 


im Gelegenheitsverkehr 
mit Kraftomnibussen 

im Bundesgebiet 

1937 [ 1950 j 1956 

3 026 3 405 

16 721 37 952 

744 2 060 

604 1 799 

— 1 299 2 ) 

— 21 095 46 515 


*) Die Statistik weist diese Zahlen für die beiden Verkehrsträger nur in einer Summe nach. 
2 ) Bis zum Jahre 1955 waren die statistischen Zahlen in a) bzw. b) enthalten. 


Zahlreiche Fragen, die man mit dem Gesetz 1934 
weithin zufriedenstellend geregelt zu haben glaubte, 
zeigen sich heute in einem anderen Lichte und ver- 
langen eine dem jetzigen Stande des Verkehrs 
entsprechende Regelung. Der Verkehr, der einer 
ständigen Dynamik unterliegt, insbesondere der 
Wettbewerb zwischen Schiene und Straße, hat Tat- 
bestände geschaffen, denen das Gesetz 1934 nicht 
mehr gerecht zu werden vermag. Schließlich erfor- 
dern auch die politischen und staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse und die Einführung der Verwaltungsge- 
richtsbarkeit die Änderung des Gesetzes 1934. 

Reichspost und Reichsbahn haben für den Bereich 
des damaligen Vereinigten Wirtschaftsgebietes auf 
Ausübung gewisser, ihnen durch das Gesetz 1934 
eingeräumter Vorrechte in den Vereinbarungen 
über den Omnibusverkehr der Deutschen Post vom 
15. Juni 1948 (VkBl. 1948 S. 35 und VkBl. 1949 
S. 1) und über den Omnibusverkehr der Deutschen 
Reichsbahn vom 10. Dezember 1948 (VkBl. 1949 
S. 3) nicht mehr bestanden. Zwar bedürfen beide 
staatlichen Verkehrsverwaltungen formell keiner 
Genehmigung, vielmehr ist nur eine Anzeige über 
die Einrichtung eines beabsichtigten Linienverkehrs 
nach § 27 des Gesetzes 1934 in der Fassung des 
Änderungsgesetzes in Verbindung mit § 36 DVO 
1935 erforderlich. In den vorgenannten Vereinba- 
rungen ist vorgesehen, daß beide staatlichen Ver- 
kehrsverwaltungen Linien- oder Gelegenheitsver- 
kehr nur betreiben, einrichten, ändern oder ein- 
stellen dürfen, wenn die oberste Landesverkehrs- 
behörde ihr Einverständnis hierzu gibt. In der ehe- 
mals französisch besetzten Zone sind ähnliche Ver- 
einbarungen zwischen den Ländern und den Ober- 
postdirektionen und Eisenbahndirektionen getroffen 
worden. 


Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag 
am 21. September 1954 einen Personenbeförderungs- 
gesetz-Entwurf vorgelegt — Drucksache 831 der 
2. Wahlperiode — . Dieser Entwurf ist in den Aus- 
schüssen für Kommunalpolitik, für Post- und Fern- 
meldewesen, für Wirtschaftspolitik und in dem 
federführenden Ausschuß für Verkehrswesen sowie 
abschließend in dem Unterausschuß „Personenbe- 
förderungsgesetz“ behandelt worden. Seine Verab- 
schiedung war in der zweiten Legislaturperiode 
jedoch aus zeitlichen Gründen nicht mehr möglich. 

Da es sich bewährt hat, Vorschriften für die Be- 
förderung von Personen mit Straßenbahnen und mit 
Kraftfahrzeugen in einem Gesetz zusammenzu- 
fassen, hält der Entwurf hieran fest. Die Verflech- 
tung von Straßenbahn-, Obus- und Kraftomnibus- 
verkehr schreitet weiter fort. Der Entwurf enthält 
deshalb auch die Vorschriften über den Verkehr 
mit Oberleitungsomnibussen (jetzt „Obusse“ ge- 
nannt), die sich bisher nur in der Verordnung über 
den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Personen- 
verkehr (BOKraft) vom 13. Februar 1939 (RGBL I 
S. 231) und in einzelnen Erlassen des Reichsver- 
kehrsministers befinden. Mit Rücksicht auf die nur 
örtliche und geringe Bedeutung der gewerblichen 
Beförderung von Personen mit Landfahrzeugen, die 
durch die Kraft von Tieren bewegt werden (§ 1 des 
Gesetzes 1934), sieht der Entwurf von einer bundes- 
rechtlichen Regelung dieser Materie ab. 

Materiell geht der Entwurf von einer Gleichstellung 
der Deutschen Bundespost und der Deutschen Bun- 
desbahn mit den kommunalen und gemischtwirt- 
schaftlichen Unternehmen sowie mit dem privaten 
Gewerbe aus. 
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Die Begriffsbestimmung für Straßenbahnen ist neu I 
gefaßt, die für Obusse neu geprägt. Um bestehende | 
Rechtszweifel zu beseitigen, werden Sonderformen ] 
im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen geschaffen. 
Die Formen des Gelegenheitsverkehrs mit Kraft- 
fahrzeugen sind um die Ferienziel-Reisen erweitert. 
Der Begriff der Ausflugsfahrten ist neu formuliert. 
Die Tatsache des in den letzten Jahren erheblich 
angewachsenen Auslandsverkehrs findet im Ent- 
wurf ebenfalls Berücksichtigung. Die oben genann- 
ten Zahlen lassen erkennen, wie notwendig ein 
Ausgleich der Interessen der verschiedenen Ver- 
kehrsträger (Deutsche Bundespost, Deutsche Bun- 
desbahn, Betriebe der nichtbundeseigenen Eisen- 
bahnen, kommunale und gemischtwirtschaftliche 
Unternehmen, private Unternehmen) ist. Dieser 
Notwendigkeit soll § 8 des Entwurfs Rechnung 
tragen. 

Schließlich bringt der Entwurf auch eine Anpassung 
an das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 
25. März 1952 (BGBl. I S. 177). Die umfangreiche 
DVO 1935, die zahlreiche materiell-rechtliche Be- 
stimmungen enthielt, ist unter Angleichung an die 
gegebenen Notwendigkeiten ebenso in den Ent- 
wurf eingearbeitet wie zahlreiche Einzelanordnun- 
gen und Erlasse des Reichsverkehrsministers und 
des Direktors der Verwaltung für Verkehr. 


Im einzelnen 

I. Allgemeine Vorschriften 

Zu § 1 (Sachlicher Geltungsbereich) 

In Anlehnung an die Gesetzgebung des Auslandes 
und an die dem Gesetz 1934 vorausgegangenen Re- 
gelungen wie auch unter Berücksichtigung der 
Schwierigkeiten, die bei Anwendung des Begriffs 
der Gewerbsmäßigkeit entstehen, unterliegt dem 
Gesetz jede Beförderung, die entgeltlich oder ge- 
schäftsmäßig ausgeübt wird. Entgelt ist jede Gegen- 
leistung, die mit einer Beförderung angestrebt wird. 
Geschäftsmäßig ist jede auf die Dauer gerichtete, 
in Wiederholungsabsicht vorgenommene Beförde- 
rung. Nicht zum Begriff der Geschäftsmäßigkeit 
gehört — im Gegensatz zur Gewerbsmäßigkeit — , 
daß die Tätigkeit auf Gewinnerzielung gerichtet ist. 
In Übereinstimmung mit der bisherigen (auch in 
mehreren Erlassen des Reichsverkehrsministers 
niedergelegten) Auffassung müssen auch die Beför- 
derungsfälle unter das Gesetz eingereiht werden, 
bei denen das Entgelt nur mittelbar erstrebt wird 
(Absatz 1 Satz 2). 

In Absatz 2 werden bestimmte Beförderungen vom 
Gesetz freigestellt; die Interessen des öffentlichen 
Verkehrs werden durch diese Beförderungsvor- 
gänge nicht wesentlich berührt. Da der Kranken- 
transport in eigens hierfür eingerichteten Fahrzeu- 
gen eine Sonderregelung erfahren soll (§ 59 Abs. 1 
Nr. 2), mußte er von der Freistellung ausgenommen 
werden. Absatz 2 Nr. 3 entspricht übrigens dem § 1 
Abs. 2 des Gesetzes 1934. Die Landkraftposten wa- 
ren auch den früheren Gesetzen nicht unterworfen, 


weil diese Nebentätigkeit der Postverwaltung aus- 
schließlich an die Postsachenbeförderung geknüpft 
ist. 

Zu § 2 (Genehmigungspflicht) 

Der Entwurf übernimmt den in der Gesetzgebung 
auf dem Gebiete des Verkehrswesens üblichen Be- 
griff der Genehmigung, obwohl es sich in einigen 
Fällen nicht um eine Genehmigung im engeren 
Sinne (Konzession), sondern um eine gewerberecht- 
liche Erlaubnis handelt. 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen dem § 2 des 
Gesetzes 1934. 

Absatz 2 ist den bisherigen Bestimmungen in § 5 
des Gesetzes 1934 entnommen, der den Umfang 
der Genehmigung festlegte. 

In den Absätzen 3 und 4 werden einzelne Verkehrs- 
vorgänge von der Genehmigungspflicht gesetzlich 
freigestellt. Die im Absatz 3 aufgeführten Verkehrs- 
vorgänge innerhalb des Betriebes waren schon bis- 
her durch den Erlaß des Reichsverkehrsministers 
vom 15. Februar 1939 (RVkBl. B S. 72) von der 
Genehmigungspflicht ausgenommen; neu ist die 
Freistellung solcher regelmäßiger Fahrten von der 
Genehmigungspflicht, mit denen der Arbeitgeber 
seine Arbeitnehmer in betriebseigenen Kraftfahr- 
zeugen zwischen Wohnung und Arbeitsstelle beför- 
dert (Absatz 4). 

Um einer nachhaltigen Beeinträchtigung der öffent- 
lichen Verkehrsinteressen (§ 13) durch die Freistel- 
lung von Verkehrsvorgängen nach Absatz 4 vorzu- 
beugen, ist im Absatz 5 die Bestimmung getroffen, 
daß die Genehmigungsbehörde Bedingungen und 
Auflagen festsetzen oder die Beförderung allgemein 
untersagen kann, wenn die öffentlichen Verkehrs- 
interessen nachhaltig beeinträchtigt werden. Jedoch 
soll dies nur dann geschehen, wenn die freigestell- 
ten Beförderungen mit werkseigenen Kraftomni- 
bussen ausgeführt werden. 

Die Befreiungen von der Genehmigungspflicht be- 
rühren nicht die Unterstellung dieser Beförderungs- 
vorgänge unter das Gesetz nach der Abgrenzung 
seines sachlichen Geltungsbereichs durch § 1. Des- 
wegen wird auch auf die freigestellten Beförde- 
rungsfälle die nach § 58 des Entwurfs zu erlassende 
Rechtsverordnung über den Betrieb von Kraftfahr- 
unternehmen im Personenverkehr insoweit Anwen- 
dung finden, als es durch die Interessen der öffent- 
lichen Sicherheit geboten ist (§ 58 Abs. 2). 

Beförderungen des Arbeitgebers, die nicht den im 
Absatz 4 genannten Voraussetzungen entsprechen, 
namentlich also solche Beförderungen, 

a) die nicht ausschließlich für die Arbeitnehmer 
seines Betriebes bestimmt sind oder 

b) die nicht in betriebseigenen Kraftfahrzeugen 
durchgeführt werden oder 

| c) für die der Arbeitgeber von den Beförderten 
ein Entgelt erhebt, 

sind genehmigungspflichtig; auf diese ist dann auch 
! die Vorschrift des § 43 des Entwurfs für die dort 
: vorgesehenen Fälle anzuwenden. 
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Absatz 6 übernimmt im wesentlichen einen Rund- 
erlaß des Direktors der Verwaltung für Verkehr 
vom 9. Juni 1949 (VkBl. S. 65). Erläuternd sei be- 
merkt, daß z. B. gewerkschaftliche Streiks nicht als 
Betriebsstörungen anzusehen sind. Unberührt bleibt 
die Meldepflicht der Unternehmer, in deren Betrieb 
die Störung eintritt, nach den Vorschriften der 
BOStrab und der BOKraft. Wenn der Entwurf von 
Notständen und Betriebsstörungen , r im öffentlichen 
Verkehr“ spricht, so soll damit der diesbezügliche 
Gesamtverkehr erfaßt sein, also z. B. auch der Luft- 
verkehr, Schiffahrts- und Fährverkehr. 


Zu § 3 (Unternehmer) 

Absatz 1: Der Grundsatz, daß die Genehmigung 
dem Unternehmer nur für seine Person erteilt wird, 
ist auch im § 10 des Gesetzes 1934 enthalten. Da- 
gegen ließ § 5 Nr. 2 des Gesetzes 1934 die Über- 
tragung der aus der Genehmigung erwachsenden 
Rechte und Pflichten (d. h. eine Abtretung der Kon- 
zession), § 5 Nr. 3 die Übertragung (lediglich) des 
Betriebes auf einen anderen zu. Demgegenüber be- 
stimmt der Entwurf, daß die Genehmigung grund- 
sätzlich nicht übertragbar ist. Die staatliche Kon- 
zession (Genehmigung) darf nicht, wie es vielfach 
nicht nur im Omnibusgewerbe, sondern auch im 
Kraftdroschkengewerbe geschieht, als Handelsobjekt 
dienen. Nur in bestimmten Fällen ist — in enger 
Anlehnung an das Gesetz zur Änderung des Güter- 
kraftverkehrsgesetzes (GüKG) vom 3. Juni 1957 
(BGBl. I S. 593) — eine Übertragung der Konzession 
zulässig. Beim Freiwerden von Genehmigungen ist 
nach den Grundsätzen des § 8 des Entwurfs zu ver- 
fahren und insbesondere auch den Interessen der 
Verkehrsträger, die durch Kriegs- oder Nachkriegs- 
maßnahmen benachteiligt worden sind, Rechnung 
zu tragen. Dies gilt sinngemäß auch beim Freiwer- 
den solcher Genehmigungen, die aus kriegsbeding- 
ten Gründen ohne gehörige Beachtung der Bestim- 
mung des § 11 Abs. 2 Nr. 2 DVO 1935 erteilt wor- 
den sind. 

Absatz 2 lehnt sich an die in Schrifttum und Recht- 
sprechung vertretene Auslegung des Unternehmer- 
begriffs an. „Im eigenen Namen" betreibt ein Un- 
ternehmen, wer nach außen hin als Inhaber des 
Unternehmens auftritt. „Für eigene Rechnung" be- 
deutet, daß dem Unternehmer Lasten und Nutzun- 
gen des Unternehmens, wenn nicht ganz, so doch 
mindestens zu einem erheblichen Teil zufallen. „In 
eigener Verantwortung" bedeutet, daß der Unter- 
nehmer der Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde 
gegenüber nach Maßgabe des Gesetzes, der dazu 
erlassenen Ausführungsbestimmungen und der 
durch die Genehmigung auferlegten sonstigen Ver- 
pflichtungen die Verantwortung für die ordnungs- 
mäßige Durchführung des Betriebes trägt, unbescha- 
det seiner Haftung als Unternehmer für die Beför- 
derungsteuer nach dem Beförderungsteuerrecht und 
unbeschadet der Haftpflicht und Verantwortlichkeit 
als Kraftfahrzeughalter und -fahrer. 

Durch die in Absatz 2 Satz 2 zugelassenen Ausnah- 
men wird den in der Praxis vorkommenden Fällen, 
daß Straßenbahn-Konzessionäre den Betrieb großen 
Betriebsunternehmungen übergeben, Rechnung ge- 


tragen. Solche Ausnahmen können auch bei Obus- 
und Omnibusunternehmern in Einzelfällen notwen- 
dig werden. Hinsichtlich der Reisebüros wird auf 
§ 48 Abs. 6 des Entwurfs verwiesen. 

Zu § 4 (Straßenbahnen; Obusse; Kraftfahrzeuge) 

Die bisherigen Begriffsbestimmungen sind für Stra- 
ßenbahnen in § 3 des Gesetzes 1934, für Obusse in 
§ 1 der BOKraft und für Kraftfahrzeuge in § 2 der 
DVO 1935 enthalten. 

Der Begriff der Straßenbahnen ist neu gefaßt wor- 
den. Auf Grund der seitherigen Erfahrungen soll bei 
der Beurteilung, ob eine Schienenbahn als Eisen- 
bahn oder als Straßenbahn anzusehen ist, entschei- 
dend sein, ob die Merkmale der Bau- und Betriebs- 
weise einer Straßenbahn diejenigen Merkmale 
überwiegen, die für eine Einreihung als Eisenbahn 
im Sinne des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
sprechen. Dabei ist es unerheblich, ob eine Straßen- 
bahn innerhalb des Verkehrsraumes einer öffent- 
lichen Straße fährt und somit vom allgemeinen 
Straßenverkehr nicht getrennt werden kann, oder 
ob sie außerhalb oder innerhalb dieses Verkehrs- 
raumes auf besonderem Bahnkörper fährt oder eine 
Straßenbahn den besonderen Bahnkörper einer 
Eisenbahn streckenweise mitbenutzt. Die Bestim- 
mung, daß die Straßenbahnen ausschließlich oder 
überwiegend der Beförderung von Personen im 
Orts- oder Nachbarschaftsbereich dienen, lehnt sich 
an § 3 des Gesetzes 1934 an. Zum Nachbarschafts- 
bereich gehören neben den Nachbarorten auch Sied- 
lungen, Arbeitsstätten usw., auch wenn sie nicht 
| mehr zum Nachbarort gehören. Der Begriff schließt 
auch solche Orte ein, die nicht unmittelbar mit 
ihrer Gemeindemarkung aneinander grenzen, aber 
in einem weiteren Sinne einander benachbart 
sind. 

Der Verkehr mit Obussen (vgl. Allgemeine Begrün- 
dung) wird im Gesetz nicht mehr als Linienverkehr 
mit Kraftfahrzeugen behandelt, sondern als eine 
eigene Verkehrsart (§ 41 des Entwurfs). Das Be- 
griffsmerkmal „Fahrleitung" ist weit auszulegen, so 
daß auch die sogenannten Gyrobusse erfaßt werden. 
Die Obusse bleiben jedoch Kraftfahrzeuge im Sinne 
des § 1 Abs. 2 des Straßenverkehrsgesetzes vom 
19. Dezember 1952 (BGBl. I S. 837) und der beför- 
derungsteuerrechtlichen Vorschriften (vgl. § 65 
Abs. 3 des Entwurfs). Die Haftung für Personen- 
und Sachschäden ergibt sich auch weiterhin aus den 
für den Kraftfahrzeugverkehr maßgebenden Vor- 
schriften. 

Absatz 4 übernimmt im wesentlichen die Definition 
aus § 2 der DVO 1935. Aus verkehrswirtschaftlichen 
Erwägungen ist jedoch die Sitzplatzzahl bei Per- 
sonenkraftwagen von 8 auf 7 herabgesetzt worden. 

Zu § 5 (Landkraftposten) 

Die Vorschrift stimmt im wesentlichen mit § 2 
Abs. 5 der DVO 1935 überein. Die Erhöhung der 
Nutzlast von 1,5 t auf 1,75 t ist durch eine Konstruk- 
tionsänderung des von der Deutschen Bundespost 
verwendeten Fabrikats bedingt. 


25 



Drucksache 255 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Zu § 6 (Umgehungsverbot) 

Die Bestimmung lehnt sich an § 6 des Gesetzes 
1934 an. 

Zu § 7 (Beförderung von Personen auf Lastkraft- 
wagen und auf Anhängern hinter Last- 
kraftwagen und Zugmaschinen) 

Genehmigungen (§§ 2 und 9) zur Personenbeförde- 
rung auf den genannten Fahrzeugen dürfen nicht 
erteilt werden. Das Verbot ist aus Gründen der 
Verkehrssicherheit notwendig. § 34 StVO bleibt un- 
berührt. In besonderen Fällen sind Ausnahmemög- 
lichkeiten über § 59 Abs. 1 Nr. 1 gegeben. 

In enger Anlehnung an § 23 Abs. 1 StVZO bestimmt 
der Entwurf die Grenzen, in denen Kombinations- 
kraftwagen zur Personenbeförderung im Sinne die- 
ses Gesetzes verwendet werden dürfen. Aber auch 
im Rahmen dieser Grenzen wird die Verwendung 
von Kombinationskraftwagen keine große Bedeu- 
tung gewinnen können, weil für Genehmigungen 
nach diesem Gesetz in erster Linie solche Bewerber 
in Frage kommen, die in der ihnen zu genehmigen- 
den Personenbeförderung Beruf und Lebensaufgabe 
sehen, und demgegenüber solche Bewerber aus- 
scheiden, die die Personenbeförderung nur neben- 
beruflich (Geschäftsleute, Handwerker u. dgl.) und 
berufsfremd ausüben wollen. 

Zu § 8 (Ausgleich der Verkehrsinteressen) 

Absatz 1 lehnt sich an § 8 des Allgemeinen Eisen- 
bahngesetzes vom 29. März 1951 (BGBl. I S. 225) 
sowie an § 7 des Güterkraftverkehrsgesetzes vom 
17. Oktober 1952 (BGBL I S. 697) und an § 33 des 
Gesetzes über den gewerblichen Binnenschiffs- 
verkehr vom 1. Oktober 1953 (BGBl. I S. 1453) an. 

Absatz 2 bringt in Ausführung des Absatzes 1 
Grundsätze für eine Berücksichtigung der beson- 
deren Interessenlage im Schienenparallel- und 
Schienenersatzverkehr, im Orts- und Nachbarorts- 
linienverkehr und im Gelegenheitsverkehr. 

Absatz 3 will den Belangen des bewährten Alt- 
unternehmers gerecht werden und Besonderheiten 
im Kraftpostverkehr berücksichtigen. 


II. Genehmigung 

Zu § 9 (Umfang der Genehmigung) 

Absatz 1: § 5 Abs. 1 des Gesetzes 1934 ist ergänzt 
worden; zu Absatz 1 Nr. 3 wird auf die Erleich- 
terung in § 45 Abs. 3 verwiesen. 

Absatz 2: Durch § 5 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes 1934 
waren Zweifel entstanden, ob eine Genehmigung 
auch bei dem Austausch von Fahrzeugen erforder- 
lich ist. Diese Zweifel werden nunmehr beseitigt. 
Eine Vermehrung der Fahrzeuge bleibt in jedem 
Falle genehmigungspflichtig. 

Absatz 3: Grundsätzlich sollen die für den Linien- 
verkehr genehmigten Fahrzeuge auch nur in dieser 
Verkehrsart verwendet werden. Dadurch wird die 
ordnungsmäßige Aufrechterhaltung des Linienver- 
kehrs gewährleistet und gleichzeitig erreicht, daß der 


Unternehmer in verkehrsfreien Zeiten die Fahr- 
zeuge pflegen und ihren betriebssicheren Zustand 
sorgfältig prüfen kann. Der Entwurf gestattet des- 
halb die Genehmigung zur Verwendung von Fahr- 
zeugen des Linienverkehrs im Gelegenheitsverkehr 
nur in besonders begründeten Einzelfällen. Aus- 
nahmen von der Einzelgenehmigung (für jedes 
Fahrzeug) kann die Genehmigungsbehörde nur für 
die Deutsche Bundespost, die Deutsche Bundesbahn 
und für Betriebe von erprobter Zuverlässigkeit und 
mit ausreichender Fahrzeugreserve gestatten 
(Sätze 2 und 3). Eine ähnliche Regelung bestand 
bereits durch den Runderlaß des Reichsverkehrs- 
ministers vom 15. Februar 1936 (RVkBl. B S. 33). 
Eine Zusammenziehung der Fahrzeuge dieser Un- 
ternehmer (Schwerpunktbildung) ist nicht gestattet. 

Zu § 10 (Entscheidung in Zweifelsfällen) 

Die Vorschrift stimmt im wesentlichen mit § 7 des 
Gesetzes 1934 überein. 

Zu § 11 (Genehmigungsbehörden) 

Der Entwurf übernimmt das Beratungsergebnis des 
Unterausschusses „Personenbeförderungsgesetz". Er 
entspricht dem Vorschlag des Bundesrates (vgl. 
Drucksache 831 der 3. Wahlperiode S. 53 und 54). 

Absatz 1: Auch die Zulassung der Deutschen Bun- 
despost und der Deutschen Bundesbahn zum Linien- 
und Gelegenheitsverkehr gehört zu den hoheit- 
lichen Aufgaben der Verkehrsverwaltung. Diese 
stehen nach dem Grundgesetz den Ländern zu. 
Artikel 87 GG berührt diese Hoheitsverwaltung 
nicht. Den praktischen Erfordernissen trägt die 
Lösung nach Absatz 1 am besten Rechnung. 

Absatz 3: Nach der bisherigen Regelung im § 6 der 
DVO 1935 richtete sich die Zuständigkeit der Ge- 
nehmigungsbehörde nach dem größten Streckenteil 
an einer Linie. Im Entwurf wird die Zuständigkeit 
der Genehmigungsbehörde nach dem Ausgangs- 
punkt eines Linienverkehrs bestimmt, da die bis- 
herige Regelung nach Auffassung aller Länder 
nicht mehr für zweckmäßig gehalten wird, insbeson- 
dere im Hinblick auf die Interessen der Länder mit 
beschränktem Gebietsumfang. 

Absatz 4 sieht die Einschaltung des Bundesministers 
für Verkehr in Zweifelsfällen vor. Sie ist notwen- 
dig, um einen Verkehr nicht daran scheitern zu las- 
sen, daß eine Einigung der obersten Landes- 
verkehrsbehörde nicht zustande kommt. Die Ent- 
scheidung des Bundesministers für Verkehr in die- 
sem Fall darf sich nur auf den gestellten Antrag 
erstrecken. 

Zu § 12 (Antragstellung) 

In der gegenüber der bisherigen Regelung (§ 7 der 
DVO 1935) abgeänderten Fassung sind die Erfah- 
rungen der Genehmigungsbehörden und die Wün- 
sche der obersten Landesverkehrsbehörden berück- 
sichtigt worden und entsprechende Bestimmungen 
, für den Obusverkehr (bisher Runderlaß des Reichs- 
I Verkehrsministers vom 18. Februar 1942 [RVkBl. B 
i S. 33]) enthalten. 
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Zu § 13 (Voraussetzung der Genehmigung) 

Die in den Absätzen 1 und 2 aufgestellten Geneh- 
migungsvoraussetzungen und Versagungsgründe 
stimmen im wesentlichen mit den bisher geltenden 
überein. In Absatz 2 Nr. 1 werden die Worte „In- 
teressen des öffentlichen Verkehrs" durch die Worte 
„öffentliche Verkehrsinteressen" ersetzt. Hierdurch 
wird die bisherige Fassung sprachlich und sachlich 
richtiggestellt. Außerdem soll bereits die Beein- 
trächtigung der öffentlichen Verkehrsinteressen zur 
Ablehnung des Genehmigungsantrags führen. Die 
Regelung in Absatz 2 Nr. 2 ist inhaltlich dem § 11 
Abs. 2 Nr. 1 der DVO 1935 entnommen. 

In den Absätzen 3, 4, 5 und 8 ist erläutert, wann 
eine Beeinträchtigung der öffentlichen Verkehrs- 
interessen vorliegt. Absatz 3 Satz 2, der für alle im 
Gesetz geregelten Verkehrsarten gilt, stimmt inhalt- 
lich mit § 9 Abs. 2 PBefG in der Fassung des Ände- 
rungsgesetzes vom 12. September 1955 (BGBl. I 
S. 573) überein. Diese Vorschrift ist in zweierlei 
Hinsicht von Bedeutung: 

1. Bei der Prüfung der Frage, ob ein Verkehr die 
öffentlichen Verkehrsinteressen beeinträchtigt, soll 
kein Unterschied zwischen den verschiedenen Ver- 
kehrsarten gemacht werden. Insbesondere sind die 
öffentlichen Verkehrsinteressen auch bei der Zulas- 
sung zum Verkehr mit Ausflugswagen und mit 
Mietwagen zu berücksichtigen. 

2. Außerdem wird klargestellt, daß ein Unterneh- 
men, für das die Genehmigung beantragt ist, bereits 
dann die öffentlichen Verkehrsinteressen beein- 
trächtigt, wenn der Verkehr mit den vorhandenen 
Verkehrsmitteln befriedigend bedient werden kann. 
Da das Grundrecht der freien Berufswahl dort seine 
Begrenzung findet, wo die Sicherstellung geordneter 
Verhältnisse im öffentlichen Verkehr gefährdet 
wird, bedeutet es keinen Verstoß gegen Artikel 12 
Abs. 1 GG, wenn vorgeschrieben wird, daß zum 
öffentlichen Verkehr, dessen Ordnung sichergestellt 
bleiben muß, alle Verkehrsarten gehören, die im 
Gesetz geregelt werden. 

§13 Abs. 3 Satz 2 enthält auch keine dem Grund- 
recht der freien Berufswahl widersprechende Be- 
dürfnisprüfung. Denn es soll nicht das wirtschaft- 
liche, sich aus den Interessen der vorhandenen 
Unternehmer ergebende Bedürfnis, sondern ledig- 
lich das öffentliche Verkehrsbedürfnis geprüft wer- 
den. Das Bedürfnis muß sich auf den Verkehr be- 
ziehen, und es muß ein öffentliches, also ein Be- 
dürfnis der Allgemeinheit sein. 

Ein öffentliches Verkehrsbedürfnis liegt vor, so- 
lange die Nachfrage nach Verkehrsmitteln größer 
als das Angebot ist. Es liegt also nicht mehr vor, wenn 
der Verkehr mit den vorhandenen Verkehrsmitteln 
betrieblich und tarifmäßig befriedigend bedient 
werden kann. 

Durch die Beschränkung der Zulassungen entspre- 
chend dem öffentlichen Verkehrsbedürfnis wird 
überhaupt erst die Ordnung im Verkehrswesen her- 
gestellt. Die Zulassung von Verkehrsunternehmen 
über das öffentliche Verkehrsbedürfnis hinaus 
würde zu einer Vernichtungskonkurrenz zwischen 


| den Verkehrsunternehmen führen und die Sicher- 
heit und Ordnung im öffentlichen Verkehr gefähr- 
den und schließlich beseitigen. 

Daneben wird der Schutz solcher Unternehmen be- 
zweckt, die nach gemeinwirtschaftlichen Grund- 
sätzen betrieben werden (Verkehrsbetriebe der 
öffentlichen Hand, Eisenbahnen). Diese Unterneh- 
men haben einen Verkehr ohne Rücksicht auf seine 
Wirtschaftlichkeit durchzuführen, sofern nur ein 
echtes Verkehrsbedürfnis vorliegt. Dies gilt sowohl 
für die Bedienung verkehrsarmer Gegenden als 
auch für die soziale Gestaltung der Beförderungs- 
tarife. Die Erfüllung dieser der Allgemeinheit die- 
nenden Aufgaben darf solchen Unternehmen nicht 
dadurch unmöglich gemacht werden, daß ihnen auf 
wirtschaftlich günstigen Verkehrslinien eine Ver- 
nichtungskonkurrenz erwächst. Die Unwirtschaftlich- 
keit solcher Betriebe würde sich zu Lasten der All- 
gemeinheit auswirken. 

Einzelne Verwaltungsgerichte haben die Frage, ob 
die mit § 13 Abs. 3 Satz 2 des Entwurfs übereinstim- 
mende Neufassung des § 9 Abs. 2 PBefG mit dem 
Grundgesetz vereinbar ist, dem Bundesverfassungs- 
gericht zur Entscheidung vorgelegt. Das BVerfG hat 
noch nicht darüber entschieden. 

Absatz 9 stellt klar, daß in den dort genannten Fäl- 
len nicht die zeitliche Reihenfolge der Anträge bin- 
dend sein soll. 


Zu § 14 (Anhörverfahren) 

Das Anhörverfahren, das in § 9 der DVO 1935 ent- 
halten ist, wird durch den Entwurf umgestaltet. Im 
Prinzip hat sich das Anhörverfahren durchaus be- 
währt, weil es der Genehmigungsbehörde die sach- 
liche Kenntnis für eine gerechte Entscheidung ver- 
mittelt. Daß die Genehmigungsbehörde am Geneh- 
migungsverfahren interessierte Landesbehörden 
verwaltungsintern anhört, wird vorausgesetzt. Das 
Widerspruchsverfahren ist aufgegeben worden, um 
das Genehmigungsverfahren zu vereinfachen und zu 
beschleunigen. Die nur gutachtliche Anhörung be- 
rechtigt nicht zur Anfechtung der erlassenen Ent- 
scheidung; allerdings wird es darauf ankommen, 
ob Landesrecht ausdrücklich eine Anfechtbarkeit 
einräumt (vgl. Erstes Gesetz zur Neuordnung und 
Vereinfachung der Verwaltung vom 23. Juli 1957 — 
Gesetz- und Verordnungsbl. für das Land Nord- 
rhein-Westfalen Ausgabe A S. 189). 

Zu Absatz 1 Nr. 4: Es wird davon ausgegangen, daß 
der Landes-Fremdenverkehrsverband bei seiner gut- 
achtlichen Stellungnahme den Reisebüro-Verband 
beteiligt, da dessen Stellungnahme mit Rücksicht 
auf die §§ 48 und 49 des Entwurfs von wesentlicher 
Bedeutung sein kann. 

Die nach Absatz 3 vorausgesetzte Kenntnis der 
Sachlage kann die Genehmigungsbehörde sich auch 
durch die in einzelnen Ländern der Bundesrepublik 
bestehenden sogenannten Koordinierungsausschüsse 
verschafft haben. Den Nachweis des Antragstellers, 
daß alle Beteiligten mit seinem Unternehmen ein- 
verstanden sind (§ 9 Abs. 4 der DVO 1935), hat der 
Entwurf nicht übernommen, weil das Verfahren sich 


27 



Drucksache 255 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


in der Praxis der Genehmigungsbehörden nicht be- 
währt hat. 

Zu § 15 (Erteilung und Versagung der 
Genehmigung) 

Das in Absatz 2 enthaltene ausdrückliche Verbot 
rechtfertigt sich, weil in zahlreichen Fällen ohne 
jede Rechtsgrundlage solche Genehmigungen erteilt 
worden sind; die ohne Durchführung des vorge- 
schriebenen Genehmigungsverfahrens erteilte einst- 
weilige Erlaubnis (§ 20) ist keine Genehmigung im 
Sinne dieses Gesetzes. 

Absatz 3 entspricht § 20 der DVO 1935; Absatz 4 
geht auf § 23 DVO 1935 zurück. 

Zu § 16 (Bedingungen, Auflagen und zeitliche 
Beschränkung der Genehmigung) 

Absatz 1: Auch nach dem bisherigen Recht war die 
Festsetzung von Bedingungen und Auflagen in der 
Genehmigungsurkunde vorgesehen (§ 14 der DVO 
1935 und § 13 des Gesetzes 1934). Es fehlte jedoch 
eine ausdrückliche Vorschrift, wie sie nunmehr 
Absatz 1 bringt. 

Absatz 2: Auch nach § 10 des Gesetzes 1934 durfte 
die Genehmigung nur auf Zeit erteilt werden. Es ist 
erforderlich, die Möglichkeit der Beschränkung auf 
bestimmte Zeitabschnitte im Jahr für sogenannte 
Saison-Unternehmen in den Entwurf aufzunehmen 
(letzter Halbsatz). 

Zu § 17 (Genehmigungsurkunde) 

§§ 14 und 32 der DVO 1935 sind ergänzt worden. 

Zu § 18 (Aushändigung der Genehmigungsurkunde 
an juristische Personen) 

Die Bestimmung geht auf § 16 der DVO 1935 zu- 
rück und stimmt mit der entsprechenden Vorschrift 
des Güterkraftverkehrsgesetzes (§ 15 Abs. 4 Satz 2) 
überein. 

Zu § 19 (Tod des Unternehmers) 

Die bisherige Regelung in § 18 der DVO 1935 hat 
eine Änderung erfahren; § 19 des Entwurfs stimmt 
im wesentlichen mit der entsprechenden Vorschrift 
des Güterkraftverkehrsgesetzes (§ 19) überein. 

Absatz 2: Der Genehmigungsbehörde bleibt es 
überlassen, nach pflichtgemäßem Ermessen etwa er- 
forderliche Bedingungen zu stellen und Auflagen zu 
machen. 

Absatz 3 ist im Interesse der Aufrechterhaltung des 
Linienverkehrs notwendig. Die Frist für die Über- 
gangszeit bestimmt sich nach Absatz 2 auf 3 Mo- 
nate. Die einstweilige Erlaubnis gibt kein Recht, in 
das Vermögen des Erblassers (Fahrzeuge, Einrich- 
tungen) einzugreifen. 

Zu § 20 (Einstweilige Erlaubnis) 

Die Erteilung einer einstweiligen Erlaubnis war 
durch den Runderlaß des Reichsverkehrsministers 
vom 27. August 1937 (RVkBl. B S. 92) auf Grund 
von § 39 des Gesetzes 1934 zum Teil auch für den 


Gelegenheitsverkehr (Mietwagenverkehr) vorgese- 
hen. Der Entwurf beschränkt die einstweilige Er- 
laubnis auf den Linienverkehr, weil nach den Er- 
fahrungen für den Gelegenheitsverkehr keine Not- 
wendigkeit dafür vorliegt. Die Erlaubnis erlischt 
nach 6 Monaten kraft Gesetzes. Auf die Begrün- 
dung zu § 15 Abs. 2 wird verwiesen. 

Wenn die Voraussetzungen ( Absatz 1) für die einst- 
weilige Erlaubnis auch nach deren Erlöschen fort- 
bestehen, so kann eine neue einstweilige Erlaubnis 
erteilt werden. 

Die nach dem Beratungsergebnis des Unteraus- 
schusses „Personenbeförderungsgesetz 1 ' vorgese- 
hene Verpflichtung der Genehmigungsbehörde, in- 
nerhalb von 6 Monaten eine Entscheidung über die 
Erteilung der Genehmigung zu treffen, wurde von 
den obersten Landesverkehrsbehörden einhellig für 
undurchführbar gehalten. 

Zu § 21 (Betriebspflicht) 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen den §§ 23 und 
24 (Straßenbahn- und Linienverkehr) des Gesetzes 
1934. 

Die Vorschrift über die Betriebspflicht ist nunmehr 
aus den Sonderbestimmungen für die einzelnen 
Verkehrsarten herausgenommen und durch § 21 
allgemein (soweit nicht bei einzelnen Verkehrs- 
arten im Gesetz etwas anderes bestimmt ist) fest- 
gesetzt worden. 

Zu § 22 (Beförderungspflicht) 

Stimmt mit § 63 BOKraft (Linien- und Droschken- 
verkehr) überein. Eigene Bestimmungen für die 
Straßenbahnen über die Beförderungspflicht bestan- 
den im Gesetz 1934 nicht; ihre Beförderungspflicht 
wurde im Schrifttum in der Regel aus § 17 des Ge- 
setzes 1934 abgeleitet. Die Bestimmung (§ 63 
BOKraft) mußte in das Gesetz übernommen werden 
und ist als allgemeine Beförderungspflicht (soweit 
nicht bei einzelnen Verkehrsarten etwas anderes 
bestimmt ist) festgesetzt worden. 

Zu § 23 (Haftung; Versicherungsnachweis) 

Die Vorschrift bezieht sich auf sämtliche durch den 
Gesetzentwurf zu regelnden Verkehrsarten. Im 
Straßenbahnverkehr darf also, abgesehen von dem 
bereits durch § 5 des Reichshaftpflichtgesetzes vom 
7. Juni 1871 (RGBL S. 207) in der Neufassung vom 
15. August 1943 (RGBl. I S. 489) bestehenden Ver- 
bot des Haftungsausschlusses für Personenschaden 
auch die Haftung aus Vertrag, aus unerlaubter 
Handlung und aus dem Haftpflichtgesetz vom 
29. April 1940 (RGBL I S. 691) nur für Sachschaden 
über 1000 DM hinaus ausgeschlossen werden. Im 
Linien- und Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen bestand nach §§25 und 28 des Gesetzes 1934 
das Verbot des Haftungsausschlusses, jedoch ließ 
die Bestimmung des § 8 Abs. 2 des Kraftfahrzeug- 
gesetzes, die erst durch das Änderungsgesetz vom 
7. November 1939 (RGBl. I S. 2223) eingeführt und 
am 1. April 1940 in Kraft getreten ist, den Haf- 
tungsausschluß für Sachschaden zu. Hieran hat sich 
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durch das Gesetz über Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Verkehrsrechts und Verkehrshaftpflicht- 
rechts vom 16. Juli 1957 (BGBl. I S. 710) nichts ge- 
ändert. Durch den Entwurf wird eine Änderung 
angestrebt. 

Zu § 24 (Einstellung des Betriebs) 

Die Bestimmung entspricht im wesentlichen dem 
§ 31 der DVO 1935. Hinsichtlich der Anwendbar- 
keit des Gesetzes über Maßnahmen zur Aufrecht- 
erhaltung des Betriebs von Bahnunternehmen des 
öffentlichen Verkehrs vom 7. März 1934 (RGBl. II 
S. 91) wird auf § 65 Abs. 2 des Entwurfs verwiesen. 

Zu § 25 (Rücknahme der Genehmigung) 

Die Rücknahme war in den §§ 13 und 31 Abs. 2 des 
Gesetzes 1934 und in den §§ 22, 23 und 32 der 
DVO 1935 geregelt. Der Entwurf unterscheidet zwi- 
schen Muß- und Kannvorschriften. Die Rücknahme 
im Falle des Absatzes 2 Nr. 4 bezieht sich nur auf 
die Unternehmen, für die eine Betriebspflicht (§21 
des Entwurfs) nicht besteht. Hierbei ist auch an die 
bei Mietwagenunternehmern (§ 50 des Entwurfs) 
vorkommenden Fälle gedacht, daß der Unternehmer 
seinen Mietwagen einem anderen Unternehmer in 
Sachmiete dauernd vermietet. Die Möglichkeit der 
Rücknahme bei wiederholter Nichterfüllung steuer- 
gesetzlicher Verpflichtung ist insbesondere wegen 
der Beförderungsteuer vorgesehen, bei der Steuer- 
schuldner der Fahrgast ist. 

Zu § 26 (Erlöschen der Genehmigung) 

Absatz 1 entspricht § 21, Absatz 3 dem § 31 Abs. 1 
des Gesetzes 1934. 

§ 27 (Zwangsmaßnahmen) 

entspricht im wesentlichen § 12 des Gesetzes 1934. 


III. Sonderbestimmungen 
für die einzelnen Verkehrsarten 

A. Straßenbahnen 

Zu §§ 28 bis 30 

Der Bau von Straßenbahnen war schon im Gesetz 
1934 von der vorherigen Planfeststellung abhängig 
gemacht worden. In der Zwischenzeit ist das Plan- 
feststellungsrecht weiterentwickelt worden, insbe- 
sondere durch das Bundesfernstraßengesetz vom 
6. August 1953 (BGBl. I S. 903). Es ist notwendig, 
dieser Entwicklung Rechnung zu tragen und die 
Planfeststellung noch eingehender zu regeln, als das 
bisher der Fall war. Die Vorschriften stimmen 
weitgehend mit den entsprechenden Vorschriften 
des Bundesfernstraßengesetzes überein. 

Zu § 28 (Planfeststellung) 

Absatz 1 entspricht § 19 Abs. 1 des Gesetzes 1934 
und lehnt sich im übrigen an § 36 Abs. 1 des Bun- 
desbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 (BGBl. I 
S. 955) und an § 17 Abs. 1 Satz 1 des Bundesfern- 
straßengesetzes an. 


Absatz 2 gibt im Interesse der Verwaltungsverein- 
fachung der Genehmigungsbehörde die Möglichkeit, 
bei Änderungen oder Erweiterungen von unwesent- 
licher Bedeutung auf die Planfeststellung zu ver-' 
zichten. 

Absatz 4 Satz 1 entspricht § 18 des Gesetzes 1934, 
Satz 2 dem § 27 der DVO 1935. 

Zu § 29 (Inhalt der Planfeststellung) 

Absatz 1: Die einheitliche rechtsgestaltende Wir- 
kung der Planfeststellung entspricht der bisherigen 
Praxis und der Regelung in § 17 Abs. 1 Satz 2 
und 3 des Bundesfernstraßengesetzes, sowie in § 36 
Abs. 1 Satz 2 des Bundesbahngesetzes. 

Absatz 2 geht auf § 20 Abs. 1 des Gesetzes 1934 
zurück und entspricht außerdem § 17 Abs. 4 des 
Bundesfernstraßengesetzes. 

Absätze 3 bis 5 entsprechen § 17 Abs. 5 bis 7 des 
Bundesfernstraßengesetzes. 

Absatz 3 bezieht sich nur auf typisch nachbarrecht- 
liche Veränderungen; nicht erfaßt werden sollen 
die Fälle des § 35. 

Absatz 4: Ähnlich wie die gewerbepolizeiliche Ge- 
nehmigung hat die Planfeststellung die Wirkung, 
daß die Betroffenen weder eine Beseitigung noch 
eine Änderung der Anlagen, sondern allenfalls eine 
Entschädigung verlangen können (vgl. § 26 Ge- 
werbeordnung). 

Absatz 5; Die Vorschrift ist darin begründet, daß 
der festgestellte Plan zwar keine rechtlichen Ver- 
fügungsbeschränkungen hinsichtlich der von ihm 
betroffenen Grundstücke enthält, aber tatsächliche 
Beeinträchtigungen der wirtschaftlichen Verwer- 
tungsmöglichkeiten zur Folge haben kann, die sich 
bei dauernder Beschränkung wie eine Enteignungs- 
maßnahme auswirken können. Sie können den Be- 
troffenen daher nicht unbefristet zugemutet wer- 
den. 

Zu § 30 (Planfeststellungsverfahren) 

Die frühere Regelung in § 28 der DVO 1935 ist ge- 
ändert worden, um das Planfeststellungsverfahren 
nach dem PBefG dem eingespielten Verfahrens- 
ablauf bei Planfeststellungen nach anderen Rechts- 
vorschriften anzugleichen. 

Absätze 2 bis 5 und 8 entsprechen § 18 Abs. 1 bis 4 
und 6 des Bundesfernstraßengesetzes. 

Im Falle des Absatzes 6 hat der Bundesminister für 
Verkehr für eine Beteiligung der Ressorts, deren 
Interessen berührt werden, zu sorgen. 

Zu § 31 (Enteignung) 

Das bisherige Recht enthielt hierzu Bestimmungen 
in § 28 Abs. 5 der DVO 1935; § 31 des Entwurfs 
entspricht § 19 Abs. 1, 2 und 5 des Bundesfern- 
straßengesetzes. 

Zu § 32 (Benutzung öffentlicher Straßen) 

Die Straßenbenutzung mußte, wie bisher, bundes- 
einheitlich geregelt werden, da das Wegerecht nur 
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für die Fernstraßen des Bundes bundesrechtlich, für 
die Straßen und Wege der Länder und Gemeinden 
landesrechtlich geregelt ist. Die Vorschrift des Ent- 
wurfs geht als lex specialis den wegerechtlichen 
Vorschriften der Länder vor. 

Absatz 1 entspricht § 15 Abs. 1, Absatz 2 dem § 15 
Abs. 3 des Gesetzes 1934; Absatz 1 läßt die Rechte 
des Eigentümers unberührt. 

Absatz 3 beseitigt eine Lücke im bisherigen Recht; 
es handelt sich jedoch nur um eine Kannvorschrift. 
Bestehende Verträge zwischen Unternehmer und 
Träger der Straßenbaulast werden nicht berührt. 
Bestehen solche vertraglichen Regelungen nicht 
oder laufen bestehende Verträge aus, so kann von 
der Bestimmung Gebrauch gemacht werden. Die 
Vorschrift des § 8 Abs. 5 des Bundesfernstraßen- 
gesetzes behält Gültigkeit. 

Absatz 4 entspricht § 16 des Gesetzes 1934. 

Absatz 5: Die bestehenden Verträge werden nicht 
berührt. Für neue Verträge soll der Genehmigungs- 
behörde die Möglichkeit gegeben werden, auf die 
Festsetzung der Höhe des Entgelts unter Abwägung 
aller Umstände Einfluß zu nehmen. 

Zu § 33 (Entscheidung bei fehlender Einigung) 

Während nach § 15 Abs. 2 des Gesetzes 1934 bei 
fehlender Einigung die Genehmigungsbehörde die 
Zustimmung ersetzen und die Höhe des Entgelts 
festsetzen konnte, entscheiden nach dem Entwurf 
die zuständigen obersten Landesbehörden. 

Zu § 34 (Vorarbeiten) 

Die Aufnahme der Bestimmung ist notwendig, um 
die zur Planfeststellung erforderlichen Vorarbeiten 
vornehmen zu können. 

Zu § 35 (Duldung technischer Einrichtungen) 

Diese Bestimmung ist sinngemäß § 14 Abs. 3 der 
Verordnung über den Bau und Betrieb der Straßen- 
bahn (Straßenbahn-Bau- und Betriebsordnung — 
BOStrab) vom 13. November 1937 (RGBl. I S. 1247) 
in der Fassung vom 14. August 1953 (BGBL I S. 974) 
entnommen, der damit gegenstandslos wird. 

Zu § 36 (Bau- und Unterhaltungspflicht) 

Die Bestimmung enthält in Verbindung mit § 26 
Abs. 1 des Entwurfs die bisherige Regelung in den 
§§ 21 und 23 des Gesetzes 1934 und ergänzt sie. 

Zu § 37 (Abnahme) 

Die Bestimmung ist wörtlich aus § 30 der DVO 
1935 übernommen. 

Zu § 38 (Dauer der Genehmigung) 

Die Vorschrift berücksichtigt die bisherige Regelung 
in § 17 der DVO 1935. Die Dauer für die Erneuerung 
der Genehmigung ist auf 25 Jahre festgesetzt wor- 
den, um nach Ablauf dieser Zeit unter Berücksichti- 
gung der Verkehrsentwicklung eine neue Entschlie- 
ßung treffen zu können. 


Zu § 39 (Beförderungsentgelte; Beförderungs- 
bedingungen) 

Bisher sind durch § 17 des Gesetzes 1934 und § 26 
der DVO 1935 Beförderungspreise, Beförderungs- 
bedingungen und Fahrpläne gemeinsam geregelt; 
§ 39 des Entwurfs dagegen beschränkt sich auf die 
Vorschriften für Beförderungsentgelte und Beförde- 
rungsbedingungen, er behandelt in den Absätzen 
1 bis 5 die Beförderungsentgelte, im Absatz 6 die 
Beförderungsbedingungen und im Absatz 7 gemein- 
same Vorschriften der Veröffentlichung. Wie bisher 
durch § 24 des Gesetzes 1934 und § 33 der DVO 
1935, finden auch die Vorschriften des § 39 des 
Entwurfs über Beförderungsentgelte und Beförde- 
rungsbedingungen auf den Linienverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen entsprechende Anwendung (§ 45 des 
Entwurfs), während Beförderungsentgelte und Be- 
förderungsbedingungen für den Gelegenheitsver- 
kehr im § 52 des Entwurfs besonders geregelt wer- 
den. 

In Anpassung an § 1 des Entwurfs ist statt des im 
Gesetz 1934 und in der DVO 1935 verwendeten 
Wortes „Beförderungspreise" die Bezeichnung „Be- 
förderungsentgelte" gewählt worden. 

Im einzelnen ist zum § 39 folgendes zu bemerken: 

Nach Absatz 1 bedürfen die Beförderungsentgelte 
der Zustimmung durch die Genehmigungsbehörde. 
Damit kommt zum Ausdruck, daß die Regelung der 
Beförderungsentgelte von dem Unternehmer, wie 
bisher, ausgearbeitet und der Genehmigungsbehörde 
vorgeschlagen wird, daß die Beförderungsentgelte 
aber erst mit der formellen Zustimmung durch die 
Genehmigungsbehörde verbindlich werden. Die Ge- 
staltung der Tarife (Tarif Schema) soll dem Unter- 
nehmer nach wie vor überlassen bleiben. 

Absatz 2 entspricht im wesentlichen § 26 Abs. 1 
der DVO 1935. Unter Gemeinwohl ist auch die Ge- 
meinwirtschaftlichkeit der staatlichen und kommu- 
nalen Verkehrsträger zu verstehen. 

Absatz 3 stellt den Festpreischarakter der Beförde- 
rungsentgelte eindeutig fest und entspricht im übri- 
gen § 17 Abs. 2 des Gesetzes 1934. Die Beförde- 
rungsentgelte im Straßenbahn- und Linienverkehr 
mit Kraftfahrzeugen hatten von jeher Festpreis- 
charakter. Die im Interesse der Gesamtwirtschaft 
und der Ordnung im Verkehr unerläßliche Koordi- 
nierung der Beförderungsentgelte der einzelnen 
Verkehrsträger untereinander und im Verhältnis 
zum Schienenverkehr ist nur bei Beförderungsent- 
gelten mit Festpreischarakter möglich. Rechtszwei- 
fel über den Festpreischarakter, die durch die Aus- 
legung der Anordnung über Preisbildung und Preis- 
überwachung nach der Währungsreform vom 
25. Juni 1948 (WiGBl. S. 61) entstanden waren, sind 
durch die Verordnung PR Nr. 45/52 über Fahrpreise 
für die Beförderung von Personen mit Straßen- 
bahnen und im Linienverkehr mit Landfahrzeugen 
vom 16. Juni 1952 (BAnz. Nr. 118 vom 21. Juni 1952 
S. 1) behoben worden. 

Absatz 4 ist neu und im Interesse einer einheitlichen 
Verkehrspolitik nicht zu entbehren. 

Absatz 5 entspricht dem § 26 Abs. 3 Satz 2 der DVO 
1935, wobei die Frist auf 7 Tage erhöht wird. 
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Absatz 6: Die ehemalige Reichsverkehrsgruppe 
Kraftfahrgewerbe hatte seinerzeit Richtlinien für 
die Allgemeinen Beförderungsbedingungen aufge- 
stellt. Im Einvernehmen mit den obersten Landes- 
verkehrsbehörden hat der Bundesminister für Ver- 
kehr Richtlinien über „Allgemeine Beförderungs- 
bedingungen für den Straßenbahn-, Obus- und Om- 
nibuslinienverkehr" aufgestellt (VkBl. 1953 S. 175). 
Es ist beabsichtigt, auf Grund der Ermächtigung in 
§ 59 Abs. 1 Nr. 5 des Entwurfs einheitliche Allge- 
meine Beförderungsbedingungen durch Rechtsver- 
ordnung festzusetzen. Darüber hinaus kann jedes 
Unternehmen im Einzelfalle Besondere Beförde- 
rungsbedingungen mit Zustimmung der Genehmi- 
gungsbehörde einführen. 

Absatz 7 stellt entgegen der bisherigen Fassung 
des § 26 Abs. 3 der DVO 1935 klar, daß die Beför- 
derungsentgelte veröffentlicht werden müssen. 

Zu § 40 (Fahrpläne) 

Die bisherigen Bestimmungen über Fahrpläne in 
§ 17 (Straßenbahnen) und § 24 (Linienverkehr) des 
Gesetzes 1934 und in § 26 Abs. 2 und 3, § 33 und 34 
der DVO 1935 sind jetzt in § 40 (Fahrpläne) zusam- 
mengefaßt. Wegen der Fassung der Vorschrift des 
Absatzes 2, nach der die Fahrpläne der Zustimmung 
durch die Genehmigungsbehörde bedürfen, gilt das 
zu § 39 Abs. 1 des Entwurfs Gesagte entsprechend. 
Absatz 1 entspricht dem bisherigen Recht. 

Wie bisher finden die Vorschriften des § 40 des 
Entwurfs über Fahrpläne auch auf den Linienver- 
kehr mit Kraftfahrzeugen entsprechende Anwen- 
dung (§ 45 des Entwurfs). Für den Gelegenheitsver- 
kehr sind Vorschriften über Fahrpläne (wie bisher) 
entbehrlich. 


B. Verkehr mit Obussen 

Zu § 41 

Wegen der Ähnlichkeit der allgemeinen Merkmale 
des Obusverkehrs und des Straßenbahnverkehrs, 
insbesondere hinsichtlich der Anlage (Fahrleitung) 
und des Betriebs, finden auf den Obusverkehr die 
Vorschriften über Straßenbahnen Anwendung. 


C. Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 

Zu § 42 (Begriffsbestimmung Linienverkehr) 

Zum Begriff des Linienverkehrs gehörte bisher, daß 
Fahrten zwischen bestimmten Punkten regelmäßig 
— oder nach dem Wortlaut des § 4 Änderungsgesetz 
„planmäßig" — ausgeführt werden, wobei es nach 
§ 3 Abs. 3 der DVO 1935 dem linienmäßigen Ver- 
kehr keinen Abbruch tut, daß ein Fahrplan mit be- 
stimmten Abfahrts- und Ankunftzeiten fehlt. 

Diese Definition ist nicht befriedigend, weil sie 
weitere Merkmale des Linienverkehrs, die ihn vom 
Gelegenheitsverkehr (§ 46 Abs. 1 des Entwurfs) 
grundsätzlich unterscheiden, außer acht läßt. Es 
geht aus der bisherigen Begriffsbestimmung nicht 


klar hervor, daß der Linienverkehr an eine feste 
Streckenführung mit bestimmten Ausgangs- und 
Endpunkten gebunden ist, daß aber andererseits 
die Fahrgäste freizügig sind, d. h. daß jeder Fahr- 
gast an allen dafür vorgesehenen Stellen ein-, zu- 
oder aussteigen kann. Der ständige Fahrgastwech- 
sel auf der Hin- und auf der Rückfahrt oder — beim 
Fehlen von Zwischenhaltestellen — für die Hin- 
und für die Rückfahrt gehört also zum wesentlichen 
Merkmal des Linienverkehrs (Streckenbindung — 
Fahrgastfreiheit) . 

Diesen Gesichtspunkten versucht der Wortlaut des 
§ 42 des Entwurfs besser gerecht zu werden als der 
§ 4 Änderungsgesetz. Die neue Begriffsbestimmung 
hebt den Linienverkehr von dem in seinem Wesen 
und nach seinen Zwecken grundverschiedenen Ge- 
legenheitsverkehr ab, insbesondere von den Aus- 
flugsfahrten (§ 48) und den Ferienziel-Reisen (§ 49), 
deren wesentliche Begriffsmerkmale das Zurück- 
führen der Fahrgäste zum Ausgangspunkt unter 
Ausschluß jeglicher Unterwegsbedienung ist (Strek- 
kenfreiheit — Fahrgastbindung). 

Daß der Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen nur 
mit Kraftomnibussen oder Personenkraftwagen, 
also nicht mehr mit Lastkraftwagen ausgeführt wer- 
den darf, ergibt sich aus § 7 des Entwurfs. 

Zu § 43 (Besondere Formen des Linienverkehrs) 

Nach den Vorschriften des Gesetzes 1934 stand es 
nicht einwandfrei fest, ob die im Absatz 1 Nr. 1, 3 
und 4 bezeichneten Beförderungen als Linienver- 
kehr genehmigungspflichtig waren. Auch die dazu 
ergangenen Erlasse des ehemaligen Reichsverkehrs- 
I ministers haben die Frage nicht eindeutig genug 
geklärt, laufen aber doch im allgemeinen darauf 
hinaus, daß es sich bei diesen Beförderungen um 
Linienverkehr handelt. Auch die obersten Landes- 
verkehrsbehörden haben sich fast einhellig an diese 
Erlasse des ehemaligen Reichsverkehrsministers ge- 
halten. Das Bundesverwaltungsgericht hat das bis- 
herige Recht nicht für ausreichend erachtet, um in 
dem Falle des Absatzes 1 Nr. 1 einen Linienverkehr 
annehmen zu können (BVerwG. I C 136.54, „Der 
Personenverkehr" 1956 S. 202). 

Es erschien deshalb notwendig, im Anschluß an den 
§ 42 klarzustellen, daß diese Beförderungen als be- 
sondere Arten des Linienverkehrs mit gewissen Er- 
leichterungsmöglichkeiten (§ 45 Abs. 3) zu behan- 
deln sind. Als Marktfahrten (Nr. 4) im Sinne regel- 
mäßiger Beförderungen sollen dabei nur die Fahr- 
ten zu in kurzen Zeitabständen stattfindenden 
Märkten (z. B. Wochenmarkt) angesehen werden. 
Hinzugekommen ist der sogenannte Werkferien- 
verkehr (Nr. 2). Als fünfte besondere Art des Li- 
nienverkehrs ist die regelmäßige Beförderung von 
Theaterbesuchern festgesetzt worden, um die regel- 
mäßigen Beförderungen zu erfassen, die syste- 
matisch der Heranführung von Theaterbesuchern 
(Theater-Abonnenten) aus der näheren oder weite- 
ren Umgebung zu den Theateraufführungen nach 
bestimmten Plänen dienen; ähnliche Einrichtungen 
für Konzertveranstaltungen u. dgl. sind ebenfalls 
als Theaterfahrten anzusehen. Der Gelegenheits- 
verkehr zum Theaterbesuch pp. wird durch diese 
Vorschrift nicht beeinträchtigt. 
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Absatz 2 entspricht im wesentlichen den Bestim- 
mungen in dem den Gelegenheitsverkehr mit Uber- 
landwagen betreffenden § 3 Abs. 4 der DVO 1935. 
Zwar ist der Gelegenheitsverkehr mit Überland- 
wagen durch die Neufassung des § 4 des Gesetzes 
1934 abgeschafft, die Wiedereinführung dieser Vor- 
schrift ist jedoch von den obersten Landesverkehrs- 
behörden gewünscht worden, weil sie zur Verhin- 
derung eines ungenehmigten Linienverkehrs un- 
entbehrlich ist. 

Durch Absatz 3 wird eine Lücke im bisherigen Recht 
geschlossen, die häufig zu Unklarheiten Anlaß gab. 

Zu § 44 (Dauer der Genehmigung) 

Im Gegensatz zu § 17 Satz 2 der DVO 1935, wonach 
die Höchstdauer 10 Jahre beträgt, ist mit Rücksicht 
auf die ständige Weiterentwicklung des Verkehrs 
eine Höchstdauer von nur 8 Jahren als begründet 
anzusehen. Der Abschreibung der Fahrzeuge (in 
der Regel 4 bis 5 Jahre) ist auch bei dieser Ver- 
kürzung noch voll Rechnung getragen. Damit die 
Höchstdauer nicht weiterhin die Regel bildet, son- 
dern jeder Fall auf die voraussichtliche Dauer des 
öffentlichen Verkehrsbedürfnisses geprüft und die 
Geltungsdauer der Genehmigung danach bemessen 
wird, ist dieser Grundsatz in Satz 1 vorangestellt. 

Zu § 45 (Sonstige Vorschriften) 

Die Bestimmung entspricht den §§ 17 und 24 des 
Gesetzes 1934 und § 33 der DVO 1935. Für die Be- j 
förderungsentgelte und Beförderungsbedingungen 
der bundeseigenen Verkehrsanstalten ist eine be- | 
sondere Behandlung notwendig. Bei der Wichtigkeit 
dieser Entscheidungen ist es Angelegenheit des 
Bundesministers für Verkehr, eine Beteiligung der 
obersten Landesverkehrsbehörden sicherzustellen. 

Absatz 3 gibt die Bestimmung des § 34 Satz 2 der 
DVO 1935 in klarerer Form wieder. 

Absatz 4 ist notwendig geworden, nachdem sich in 
zunehmendem Maße herausgestellt hat, daß Per- 
sonenkraftwagen für Ausübung einer dem Perso- 
nenbeförderungsrecht nicht unterworfenen gewerb- 
lichen Tätigkeit, nämlich zur Vermietung an Selbst- 
fahrer, verwendet werden. Absatz 4 enthält das 
Verbot für Linienfahrzeuge, § 47 Abs. 5 für Kraft- 
droschken. Für Mietwagen (Personenkraftwagen 
§ 50) erscheint kein Verbot notwendig. 


D. Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen 

Zu § 46 (Formen des Gelegenheitsverkehrs) 

Der bisherige § 38 der DVO 1935 ist abgeändert 
und ergänzt. Auf die einzelnen Verkehrsformen 
wird jeweils bei den sie betreffenden Bestimmun- 
gen eingegangen. 

Absatz 3 geht auf einen Erlaß des Reichsverkehrs- 
ministers vom 26. Juni 1935 (RVkBl. B S. 87) zurück; 
für diese Regelung haben sich die obersten Landes- 
verkehrsbehörden überwiegend eingesetzt. 


Zu § 47 (Verkehr mit Kraftdroschken [Taxen]) 

§ 39 Abs. 1 und § 41 Abs. 1 der DVO 1935 sind 
nach den praktischen Erfahrungen (Erlaß des Reichs- 
verkehrsministers vom 4. Juni 1938 ( — RVkBl. B 
S. 128) und in Anlehnung an die Rechtsprechung 
neu gefaßt. 

Absatz 4 übernimmt § 63 Abs. 2 BOKraft. 

Absätze 2 und 4 des Entwurfs überschneiden sich 
nicht. Die Beförderungsentgelte werden von der 
Genehmigungsbehörde in der Regel für ihren Zu- 
ständigkeitsbereich festgesetzt (vgl. auch § 68 

BOKraft). Die Genehmigung kann aber nach Ab- 
satz 2 für einen darüber hinausgehenden Bereich 
erteilt worden sein; eine Beförderungspflicht des 
Kraftdroschkenunternehmers für diesen darüber 
hinausgehenden Bereich besteht nicht (Absatz 4). 

Absatz 5: Auf die Begründung zu § 45 Abs. 4 wird 
verwiesen. 

Zu § 48 (Ausflugsfahrten) 

Im bisherigen Recht (§ 39 Abs. 2 und § 41 Abs. 2 
der DVO 1935) fehlte es an einer näheren Defini- 
tion der Ausflugsfahrten. Sie hat sich erst in der 
Praxis und in der Rechtsprechung entwickelt. Die 
Vorschrift soll Mißbräuche, z. B. Betreiben eines 
ungenehmigten Linienverkehrs, verhindern. 

Absatz 2 gibt die Möglichkeit, die Genehmigung 
auch für Ausflugsfahrten mit Personenkraftwagen 
zu erteilen, wenn hierfür ein öffentliches Verkehrs- 
bedürfnis vorliegt. Die Einführung dieser Bestim- 
mung entspricht einer von vielen Unternehmern 
des Mietwagenverkehrs in Fremdenverkehrsorten 
seit langem ausgeübten Betätigung, die nach dem 
Gesetz 1934 (vgl. § 39 Abs. 2 der DVO 1935) bisher 
nicht zugelassen war. Welche Orte als Fremden- 
verkehrsgemeinden gelten, wird im Zweifel von 
der Genehmigungsbehörde im Benehmen mit dem 
Landes-Fremdenverkehrsverband festzustellen sein. 

Absätze 3 bis 5 entsprechen einer auf § 39 des Ge- 
setzes 1934 gestützten Anordnung des Reichsver- 
kehrsministers vom 6. November 1935 (RVkBl. B 
S. 183). 

Absatz 6 unterstellt, daß alle Voraussetzungen des 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 des Entwurfs erfüllt sind, wenn 
Reisebüros als Veranstalter auftreten, der Unter- 
nehmer aber auch nach außen hin als Genehmi- 
gungsinhaber erkennbar ist. Durch einen Erlaß des 
Reichsverkehrsministers vom 16. November 1935 
(RVkBl. B S. 176) war nämlich bestimmt, daß Reise- 
büros auch dann einer Genehmigung für den Aus- 
flugswagenverkehr bedürfen, wenn sie (ohne eigene 
Fahrzeuge zu verwenden) bei diesem Ausflugs- 
wagenverkehr sich der Unternehmer bedienten. 
Diese Regelung war nicht nur unzweckmäßig, sie ver- 
anlaßte die Reisebüros auch, sich eigene Fahrzeuge 
anzuschaffen und damit die Wettbewerbslage noch 
zu verschärfen. Aufgabe der Reisebüros nach dem 
Gesetz über die Ausübung der Reisevermittlung 
vom 26. Januar 1937 (RGBl. I S. 31) ist vor allem 
die eigentliche Reisevermittlung (vgl. „Allgemeine 
Reisebedingungen" vom Oktober 1952, heraus- 
gegeben vom Deutschen Reisebüro-Verband eV 
[DRV], Frankfurt [Main], abgedruckt in der Zeit- 
schrift „Der Personenverkehr" 1952 S. 202). Die 
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Fiktion in Absatz 6 wird dieser Aufgabe gerecht 
Mit ihr wird gleichzeitig erreicht, daß der Unter- 
nehmer seine Unternehmereigenschaft in jedem 
Falle beibehält. 

Der Bedingung in Absatz 6 Satz 3, nach der der 
Unternehmer „bei der Veranstaltung nach außen 
hin als Genehmigungsinhaber erkennbar" sein muß, 
wird neben der durch die BOKraft vorgeschriebenen 
Beschriftung des Fahrzeugs mit dem Namen und 
Wohnsitz (Betriebssitz) des Unternehmers dadurch 
ausreichend Rechnung getragen, daß auf dem Fahr- 
schein, der die Beförderungsstrecke und das Beför- 
derungsentgelt auszuweisen hat (Absatz 1), der 
Unternehmer als Vertragspartner des reinen Be- 
förderungsvertrages angegeben ist. 

Zu § 49 (Ferienziel-Reisen) 

Diese Form der Reisen — sie werden international 
„Pendelreisen" genannt — hat sich eingebürgert, 
sie entspricht jedoch keiner der bisher zugelassenen 
Formen des Gelegenheitsverkehrs. Der Entwurf 
bringt nunmehr für diesen bisher gesetzlich nicht 
einwandfrei erfaßten Verkehr eine gesetzliche Re- 
gelung. Die nach § 49 Abs. 3 Satz 2 vorausgesetz- 
ten Erfahrungen sind auch als gegeben anzusehen, 
wenn der Unternehmer etwa 1 Jahr in einem Be- 
trieb tätig gewesen ist, der mit solchen Reisen be- 
faßt war, oder wenn eine Zusammenarbeit mit be- 
währten Reisebüros nachgewiesen wird. In Absatz 5 
sind Uberwachungsmöglichkeiten geschaffen; die 
Vorschrift dient auch der Erleichterung der durch 
die Genehmigungsbehörden vorzunehmenden Ab- 
stimmung der Ferienziel-Reisen. Bei Überwachung 
der Ferienziel-Reisen wird die Genehmigungs- 
behörde auch zu beachten haben, daß die Vorschrif- 
ten über die Arbeitszeit im Verkehr eingehalten 
werden. Absatz 6 bezweckt insbesondere den Schutz 
der Eisenbahnen und des Linienverkehrs. 

Zu § 49 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 5 kann sich eine 
Beteiligung der Fremdenverkehrsreferenten der 
Länderbehörden durch die Genehmigungsbehörden 
empfehlen. 

Hinsichtlich der Reisebüros gelten die Ausführun- 
gen zu § 48 Abs. 6. 

Zu § 50 (Verkehr mit Mietomnibussen und mit 
Mietwagen) 

Im bisherigen Recht (§ 39 Abs. 4 und § 41 Abs. 4 
der DVO 1935) fehlte eine klare Definition. Sie 
wird durch den Entwurf in Anlehnung an die prak- 
tische Handhabung und an Runderlasse des Reichs- 
verkehrsministers gegeben. 

Hinsichtlich der Reisebüros gelten die Ausführun- 
gen zu § 48 Abs. 6. 

Zu § 51 (Dauer der Genehmigung für den Gelegen- 
heitsverkehr) 

Während die Genehmigung bisher nach § 17 der 
DVO 1935 auf die Dauer von 2 Jahren, nadi dem ' 
Erlaß des Reichsverkehrsministers vom 26. Juni 
1935 (RVkBl. B S. 87) im Höchstfälle auf die Dauer 


von 5 Jahren erteilt werden kann, sieht der Ent- 
wurf eine Höchstdauer von 4 Jahren vor. Er geht 
also über das Gesetz 1934 hinaus. Auf den Vorrang 
der privaten Unternehmer im Gelegenheitsverkehr 
(§ 8 Abs. 2 Nr. 4) wird verwiesen. 

Zu §52 (Beförderungsentgelte; Beförderungs- 
bedingungen) 

Die Bestimmung geht auf § 32 des Gesetzes 1934 
und § 45 der DVO 1935 zurück. Bei der Neufassung 
mußte Artikel 80 GG berücksichtigt werden. Außer- 
dem enthält die BOKraft (§§ 68 und 69) auf diesem 
Gebiet Sonderbestimmungen für den Droschken- 
verkehr. 

über das bisherige Recht hinaus soll der Bundes- 
minister für Verkehr ermächtigt sein, im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
Rahmenvorschriften über die Beförderungsentgelte 
im Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen zu 
erlassen. Diese Ermächtigung ist notwendig, weil 
dieser Gelegenheitsverkehr in zunehmendem Maße 
dem an feste Tarife gebundenen Schienenverkehr 
und Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen einen un- 
billigen Wettbewerb bereitet, dem begegnet wer- 
den muß. 


IV. Auslandsverkehr 

Der Auslandsverkehr in seinen beiden Formen, dem 
grenzüberschreitenden Verkehr und dem Transit- 
verkehr, wird in den §§53 und 54 geregelt, über 
die gesetzlich festzulegende Zusammenarbeit zwi- 
schen Bund und Ländern auf diesem Gebiet haben 
mit den obersten Landesverkehrsbehörden der Bun- 
desrepublik eingehende Besprechungen stattgefun- 
den. Es wurde allseitig anerkannt, daß dem Bund, 
dem nach Artikel 32 GG die Pflege der Beziehun- 
gen zu auswärtigen Staaten zusteht, auf dem Ge- 
biete des Auslandsverkehrs eine besondere Stel- 
lung eingeräumt werden muß. 

Zu § 53 (Grenzüberschreitender Verkehr) 

In § 38 des Gesetzes 1934 war der Reichsverkehrs- 
minister ermächtigt, die gewerbsmäßige Beförde- 
rung von Personen, die im Ausland beginnt oder 
mit Kraftfahrzeugen betrieben wird, die im Aus- 
lande zugelassen sind, abweichend von den Vor- 
schriften des Gesetzes zu regeln. Er hat von dieser 
Ermächtigung nur für den Gelegenheitsverkehr 
durch den sogenannten „Olympiade-Erlaß" (Anord- 
nung vom 27. Juni 1936 — RVkBl. B S, 239) und 
Runderlaß vom 19. Januar 1937 (RVkBl. B S. 8) 
Gebrauch gemacht. Für Fälle, die durch den Erlaß 
vom 19. Januar 1937 nicht betroffen sind, gelten 
bisher für den internationalen Verkehr die Vor- 
schriften des Gesetzes 1934 und seiner Ausführungs- 
bestimmungen. Zu Absatz 1 wird im übrigen auf 
die Ermächtigung in § 59 Abs. 1 Nr. 3 des Entwurfs 
verwiesen. 

Übereinkommen im Sinne des Absatzes 4 sind be- 
reits mit der Mehrzahl der Nachbarstaaten der Bun- 
desrepublik (ausgenommen die Oststaaten) bilateral 
getroffen worden. Hinzu kommen die multilatera- 
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len Abkommen, wie z. B. das Abkommen über die 
Aufhebung der Beschränkungen der Freiheit der 
Straße, das zwischen der Mehrzahl der westeuropä- 
ischen Staaten für den Touristenverkehr abge- 
schlossen wurde. 

Zu § 54 (Transit-[Durchgangs-]Verkehr) 

Zu Absatz 1 wird auf die Ermächtigung in § 59 
Abs. 1 Nr. 3 verwiesen. 

Der entgeltliche Transitverkehr hat sich erst nach 
dem letzten Kriege unter Förderung durch die UN 
(ECE-Binnenverkehrsausschuß) entwickelt und ist 
besonders in den letzten Jahren stark angewachsen. 
Dies gilt sowohl für den Linien- als auch für den 
Gelegenheitsverkehr. Es besteht bereits ein aus- 
gedehntes europäisches Autobus-Liniennetz. Es ist 
anerkannt und bereits Praxis geworden, daß die 
Genehmigung in diesem Falle vom Bunde erteilt 
wird. 


V. Aufsicht 

Zu § 55 (Aufsicht) 

Die Bestimmung entspricht im wesentlichen den 
Vorschriften des § 11 des Gesetzes 1934, des § 21 
der DVO 1935 und dem Erlaß des Reichsverkehrs- 
ministers vom 23. Februar 1942 (RVkBl. B S. 22). 
Die Aufsichtsbefugnis schließt das Recht und die 
Pflicht der Aufsichtsbehörden zu Weisungen an den 
Unternehmer ein. 

Absatz 3, der die Aufsichtsangelegenheiten der 
Deutschen Bundespost und der Deutschen Bundes- 
bahn betrifft, läßt im übrigen § 90 BOKraft un- 
berührt. 


VI. Rechtsmittelverfahren 

Zu § 56 (Rechtsmittel) 

§ 35 Abs. 2 des Gesetzes 1934 sah vor, daß der 
Reichsverkehrsminister über Beschlüsse und Ver- 
fügungen der höheren Verwaltungsbehörde in der 
Beschwerdestufe zu entscheiden hatte (vgl. auch 
§§ 47, 48 DVO 1935). Insoweit ist § 35 Abs. 2 des 
Gesetzes 1934 durch Artikel 30, 83 GG überholt. 
Zuständig für diese Entscheidungen sind die ober- 
sten Landesverkehrsbehörden. Das Beschwerde- 
verfahren wird jedoch in den Ländern nicht einheit- 
lich nach § 35 des Gesetzes 1934 durchgeführt; viel- 
mehr wird in einzelnen Ländern Landesrecht ange- 
wandt bzw. nach der Mil. -Reg. -Verordnung Nr. 165 
über die Verwaltungsgerichtsbarkeit in der bri- 
tischen Zone (VOB1. für die britische Zone 1948 
S. 261) verfahren. Hinzu kommt, daß auch der Ver- 
waltungsaufbau in den einzelnen Ländern verschie- 
den (zwei- oder dreistufige Verwaltung) und ver- 
einzelt die oberste Landesverkehrsbehörde selbst 
Genehmigungsbehörde ist. Durch den dem Deut- 
schen Bundestag vorgelegten Entwurf einer Ver- 
waltungsgerichtsordnung wird eine für die Bundes- 
republik einheitliche verwaltungsgerichtliche Ver- 
fahrensordnung angestrebt, die nach ihrem Inkraft- 


treten auch auf dem Gebiet des Personenbeförde- 
rungsgesetzes gelten soll. Gerade auf diesem Ge- 
biet hat die Erfahrung gelehrt, daß es notwendig 
ist, den Verwaltungsakt in einem weiteren Ver- 
fahren nachprüfen zu lassen, bevor die Verwal- 
tungsgerichte angerufen werden. Dieser Notwendig- 
keit der Praxis trägt Satz 2 unter Ausschöpfung der 
im § 70 Abs. 1 Nr. 2 des Entwurfs einer Verwal- 
tungsgerichtsordnung vorgesehenen Möglichkeit 
Rechnung. Bis zum Inkrafttreten der Verwaltungs- 
gerichtsordnung soll die im § 65 Abs. 5 vorgesehene 
Übergangsregelung gelten, die ebenfalls den vor- 
genannten Erfordernissen entspricht. 

Zu § 57 (Verfahren in besonderen Fällen) 

Die Sonderregelung bedeutet eine Einflußnahme 
des Bundesministers für Verkehr bei Entscheidun- 
gen, die die Interessen der Deutschen Bundespost 
oder der Deutschen Bundesbahn betreffen. 

Den Genehmigungsbehörden soll dargelegt werden, 
wie vom Standpunkt des Bundes die Aufgabe der 
überregionalen Verkehrsbedienung durch die bei- 
den Bundesverkehrsanstalten im Einzelfall mit dem 
Gesamtverkehr in Einklang zu bringen ist. Die 
Stellungnahme des Bundesministers für Verkehr 
bindet jedoch die Genehmigungsbehörden nicht. 


VII. Erlaß von Rechtsverordnungen 
und allgemeinen Verwaltungsvorschriften 

Der ehemalige Reichsverkehrsminister war durch 
§ 39 Abs. 1 des Gesetzes 1934 zum Erlaß von Rechts- 
und Verwaltungsver Ordnungen in allgemeiner Form 
ermächtigt, ferner durch § 38 zur abweichenden 
Regelung des Auslandsverkehrs und durch § 1 
Abs. 3 zur Erteilung von Befreiungen von den Vor- 
schriften des Gesetzes. Der Entwurf wiederholt 
diese Ermächtigungen in den §§ 58 und 59 in be- 
stimmter, dem Artikel 80 Abs. 1 GG Rechnung tra- 
gender Form und ergänzt sie in § 60 durch eine Er- 
mächtigung zum Erlaß der erforderlichen allgemei- 
nen Verwaltungsvorschriften. 

Zu § 58 (Bau- und Betriebsvorschriften) 

In Ausübung der ihm erteilten Ermächtigung hat 
der Reichsverkehrsminister zum Personenbeförde- 
rungsgesetz zwei Verordnungen, im wesentlichen 
polizeilichen und technischen Inhalts, erlassen: Die 
Verordnung über den Bau und Betrieb der Straßen- 
bahnen (BOStrab) und die Verordnung über den 
Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Personen- 
verkehr (BOKraft). Es erscheint nicht angängig, 
diese Bestimmungen in das Gesetz selbst zu über- 
nehmen. Sie müssen Rechtsverordnungen Vorbehal- 
ten bleiben. 

Absatz 2: Die BOKraft erfaßt die genehmigungs- 
pflichtigen Unternehmen. Es wird aber notwendig 
sein, im Interesse der Verkehrssicherheit einzelne 
Vorschriften der BOKraft auf die dem Gesetz nicht 
unterliegenden oder von der Genehmigungspflicht 
freigestellten Beförderungen zur Anwendung zu 
bringen (z. B. Ausweise für Fahrer von Omnibussen, 
regelmäßige Untersuchung der Fahrzeuge). 
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Absatz 3: Um ein Höchstmaß an Verkehrssicherheit 
zu erzielen, müssen die technischen Vorschriften 
über die Beschaffenheit und Prüfung von Fahrzeug- 
teilen und über Einzelteile für den Bau und Betrieb 
von Straßenbahnen und Obussen laufend und 
schnell dem jeweiligen Stand der technischen Ent- 
wicklung angepaßt werden können. Zu den Vor- 
schriften für den Bau und Betrieb von Straßen- 
bahnen, Obussen und Kraftfahrzeugen wurden zur 
Anpassung an die schnell fortschreitende technische 
Entwicklung vom Reichsverkehrsminister Aus- 
führungsbestimmungen erlassen. Der Bundesmini- 
ster für Verkehr muß diese Bestimmungen ohne 
Mitwirkung des Bundesrates lediglich nach An- 
hörung der für den Verkehr zuständigen obersten 
Landesbehörden ergänzen oder ändern können. Im 
einzelnen handelt es sich um Vorschriften über die 
Beschaffenheit und Prüfung von Fahrzeugteilen, 
insbesondere des Antriebs, der Brems- und Beleuch- 
tungseinrichtungen von Straßenbahnen und Obus- 
sen, um die Gestaltung und Verlegung des Unter- 
und Oberbaues der Straßenbahnen, Stromversor- 
gung, Fahrleitungen, Signalanlagen und Betriebs- 
vorschriften. Eine entsprechende Regelung ist be- 
reits in Artikel 5 des Gesetzes zur Sicherung des 
Straßenverkehrs vom 19. Dezember 1952 (BGBl. I 
S. 832) getroffen (vgl. § 66 Abs. 2 Nr. 5). 

Zu § 59 (Sonstige Rechtsverordnungen) 

§ 59 bringt die Ermächtigungen für die Regelung der 
übrigen Sachgebiete. 

VIII. Straf- und Bußgeldvorschriften 

Zu §§ 61 und 62 (Straftaten; Ordnungswidrigkeiten) 

Die Strafbestimmungen waren in § 40 (Vergehen) 
und § 41 (Übertretungen) des Gesetzes 1934 ent- 
halten. Der Entwurf übernimmt im wesentlichen 
§ 40 des Gesetzes 1934 und geht im übrigen auf das 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 25. März 
1952 (BGBl. I S. 177) zurück. 

IX. Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Zu § 63 (Frühere Genehmigungen) 

Der Entwurf enthält die Überleitung der bestehen- 
den Genehmigungen einschließlich der auf Grund 


des Anzeigeverfahrens erworbenen Rechte der 
Deutschen Bundespost und der Deutschen Bundes- 
bahn. 

Zu § 64 (Ruhende Genehmigungen) 

Die Bestimmung ist nur für Einzelfälle von prak- 
tischer Bedeutung und soll auf diesem Gebiet ab- 
schließend klare Verhältnisse schaffen. 

Zu § 65 (Andere Gesetze) 

Absatz 1: Die bisherige Regelung befand sich im 
wesentlichen in § 34 Abs. 1 des Gesetzes 1934. Die 
Aufzählung im Entwurf dient der Klarstellung. 

Absatz 2 entspricht § 34 Abs. 2 des Gesetzes 1934. 
Von der in Satz 2 dieser Vorschrift enthaltenen Er- 
mächtigung hatte der Reichsverkehrsminister durch 
Erlaß vom 6. Dezember 1937 (RVkBl. B S. 150) Ge- 
brauch gemacht. Der Entwurf bringt eine Anpassung 
des Gesetzes vom 7. März 1934 (RGBl. II S. 91) an 
die neuen Vorschriften und erweitert die Anwen- 
dung auf die Obusunternehmen. 

Absatz 3 bringt eine Klarstellung im Verhältnis 
zum Beförderungsteuerrecht. 

Absatz 4: Nach § 6 der Gewerbeordnung sind deren 
Vorschriften auf „Eisenbahnunternehmungen“ nicht 
anzuwenden. Die Straßenbahnen gehören zu den 
Eisenbahnunternehmungen im Sinne der Gewerbe- 
ordnung. Es liegt aber in der Linie der allgemeinen 
Entwicklung des Arbeitsschutzrechts, die Bestim- 
mungen des Titels VII der Gewerbeordnung auch 
auf Straßenbahnbetriebe anzuwenden. Satz 2 regelt 
die Zuständigkeit für die auf Grund des § 120 e 
Abs. 1 der Gewerbeordnung zu erlassenden Rechts- 
verordnungen. In den Verwaltungsvorschriften soll 
insbesondere festgelegt werden, daß die Gewerbe- 
aufsichtsbehörden die Aufsicht in den Werkstätten 
und den Verwaltungsgebäuden ausüben, während 
die technischen Aufsichtsbehörden im Sinne dieses 
Gesetzes die Betriebe als Ganzes, insbesondere hin- 
sichtlich des Baues und Betriebs der Anlagen und 
Fahrzeuge, beaufsichtigen. Die §§ 37, 40 und 76 der 
Gewerbeordnung waren bereits durch § 45 des Ge- 
setzes 1934 aufgehoben worden. 

Absatz 5: Auf die Begründung zu § 56 wird ver- 
wiesen. 

Zu § 66 (Inkrafttreten; Aufhebung von Rechts- 
vorschriften) 

Die Aufzählung in Absatz 2 ist nur beispielhaft. 
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Anlage 2 


Änderungen des Bundesrates 


1. In § 3 Abs. 2, §§ 10, 11 Abs. 1 und 3, § 20 
Abs. 1, § 29 Abs. 5, § 30 Abs. 2, 4, 5 und 7, § 33 
Abs. l f § 39 Abs. 8, § 53 Abs. 2 und 3, § 55 
Abs. 3, § 58 Abs. 3 und § 65 Abs. 2 ist jeweils 
die Regelung über die Zuständigkeit von Lan- 
desbehörden durch die Formulierung „ . . . die 
von der Landesregierung bestimmte Be- 
hörde . . ." zu ersetzen. 

Begründung 

Entsprechend der vom Bundesrat wiederholt 
vertretenen Auffassung sollte in Bundesgeset- 
zen davon abgesehen werden, über die Zustän- 
digkeit von Landesbehörden Vorschriften zu 
treffen. Die Zuständigkeitsregelung wird zweck- 
mäßigerweise den Ländern selbst überlassen. 

2 . § 1 

a) In Absatz 2 ist die Nr. 1 zu streichen. 
Begründung 

Nach der Fassung des Absatzes 1 in Ver- 
bindung mit § 6 ist die Vorschrift über- 
flüssig. Die jetzige Fassung würde zudem 
zu Schwierigkeiten und Unklarheiten in der 
Praxis führen. 

b) In Absatz 2 ist die Nr. 2 als neue Nr. 1 wie 
folgt zu fassen: 

„1. Beförderungen, die im Zubringer- und 
Abholdienst vom Beherbergungsgewerbe 
für seine Wohngäste mit Personenkraft- 
wagen (§ 4) durchgeführt werden" r 

Begründung 

Die gestrichenen Buchstaben a und b ent- j 
halten Vorschriften über den Werkverkehr, 
der aus systematischen Gründen in § 2 er- 
faßt werden sollte. (Vergleiche § 2 Abs. 2 
Buchstabe a). 

Absatz 2 Nr. 3 wird Nr. 2. 

3. §2 

a) Folgender neuer Absatz 2 a ist einzufügen: 

„(2 a) Der Genehmigung bedürfen nicht 
Beförderungen, die im Zubringer- und Ab- 
holdienst durchgeführt werden 

a) von Fluggesellschaften und Flughäfen für 
ihr Personal und die Fluggäste, 

b) von Krankenhäusern, Heilstätten und 
ähnlichen Einrichtungen für ihr Personal, 
die Kranken und deren Besucher, soweit 
die Beförderungen nicht nach § 59 Abs. 1 
Nr. 2 geregelt werden." 

Begründung 

Vergleiche Begründung zur vorgeschlagenen | 
Neufassung von § 1 Abs. 2 Nr. 1. ; 


b) In Absatz 4 Satz 1 ist das Wort „regel- 
mäßig" zu streichen. 

Begründung 

Bei Beibehaltung der Fassung der Regie- 
rungsvorlage würde die einmalige Beförde- 
rung genehmigungspflichtig sein. Das ist 
nicht gewollt. 

c) In Absatz 6 Satz 1 ist das Wort „öffent- 
lichen" zu streichen. 

Begründung 

Der Begriff „öffentlicher Verkehr" ist im 
ganzen Entwurf nicht ein zweites Mal zu 
finden und ist daher nur geeignet, die alte 
Streitfrage um die Unterscheidungsmerk- 
male zwischen öffentlichem und nicht öffent- 
lichem Verkehr wieder aufzuwerfen. Der 
Begriff „Verkehr" allein dürfte ausreichen. 

4. § 3 

In Absatz 2 Satz 2 sind die Worte „in beson- 
ders gelagerten Einzelfällen" zu streichen. 

Begründung 

Das Ermessen der Behörde soll nicht unnötig 
eingeschränkt werden. 

5. § 7 

Folgender Absatz 2 ist anzufügen: 

„(2) Die Genehmigungsbehörde kann Aus- 
nahmen zulassen." 

Begründung 

Unter bestimmten Voraussetzungen (bergiges 
Gelände) können Beförderungen nur mit ent- 
sprechenden Lastkraftwagen ausgeführt werden. 

Die in der Vorlage vorgesehene Bestimmung 
wird Absatz 1. 

6. § 8 

a) Absatz 2 Nr. 1 Satz 2 ist eingangs wie folgt 
zu fassen: 

„Schienenparallelverkehr ist der Linienver- 
kehr mit Kraftfahrzeugen auf den in der 
allgemeinen Verkehrsrichtung der Schiene 
verlaufenden und für diesen Verkehr ge- 
eigneten Straßen, wobei Ausgangs- und 
Endpunkt oder wesentliche der zu bedienen- 
den Orte Bahnstationen sind oder bei 
dem ..." 

Begründung 

Die vorliegende Fassung ist zu eng, weil 
sonst Verkehr, der ohne Zweifel als Schie- 
nenparallelverkehr angesehen werden muß, 
künftig nicht mehr als solcher behandelt 
werden kann. 
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b) In Absatz 2 Nr. 7 sind die Worte „Verkehr 
mit Mietautobussen (§ 50)" durch die Worte 
„Gelegenheitsverkehr (§§ 48 bis 50)" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Die Beschränkung soll entsprechend § 9 1 
Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 3 auf sämtliche For- | 
men des Gelegenheitsverkehrs ausgedehnt 
werden. 

c) In Absatz 2 ist der Text der bisherigen Nr. 8 
unter Streichung von „8." als Satz 2 von 
Absatz 2 auszurücken. 

Begründung 
Redaktionelle Änderung. 

d) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Ist der Verkehr von dem Unterneh- 
mer jahrelang in einer das öffentliche Ver- 
kehrsbedürfnis befriedigenden Weise betrie- 
ben worden, so soll dieser Umstand bei der 
Erneuerung ablaufender Genehmigungen be- 
rücksichtigt werden; das gleiche gilt beim 
Linienverkehr der Deutschen Bundespost, 
wenn sich die Verbindung von Personen- 
und Postsachenbeförderung im Öffentlichen 
Interesse bewährt hat." 

Begründung ! 

Die Neuformulierung dient der Klarstellung, j 
Eine unterschiedliche Behandlung der im 
Linien- oder Gelegenheitsverkehr bewähr- 
ten Altunternehmer ist nicht berechtigt. 

7. § 9 

a) In Absatz 1 ist Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Die Vorschrift ist entbehrlich, weil der in ihr 
niedergelegte Grundsatz in Absatz 3 ent- 
halten ist. 

b) Absatz 3 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„(3) In begründeten Fällen können für den 
Linienverkehr desselben Unternehmers nach 
Absatz 1 Nr. 3 genehmigte Fahrzeuge auch 
für den Gelegenheitsverkehr nach Absatz 1 
Nr. 4 genehmigt werden, sofern . . 

Begründung 

Die Änderung entspricht der bisherigen 
Praxis, besonders in den süddeutschen Län- 
dern, die nicht auf Einzelfälle beschränkt ist 
und — sofern die ordnungsmäßige Durch- 
führung des Linienverkehrs nicht beein- 
trächtigt wird — auch in Zukunft nicht mehr 
als notwendig beschränkt werden soll. 

c) In Absatz 3 Satz 2 sind die Worte „Betrieben 
von erprobter Zuverlässigkeit und mit aus- 
reichender Fahrzeugreserve" durch die 
Worte „bewährten Betrieben mit ausrei- 
chendem Fahrzeugbestand" zu ersetzen. 


Begründung 

Es kommt nicht auf die Zuverlässigkeit an, 
sondern auf die bereits erfolgte Bewährung. 

8 . § 10 

In Satz 1 sind die Worte „einer Genehmigung" 
durch die Worte „den Vorschriften dieses Ge- 
setzes" zu ersetzen. 

Begründung 

Anpassung an die Fassung des § 61 Abs. 2. 

9. § 11 

In Absatz 3 Satz 1 sind die Worte „in deren 
Bezirk die Linie ihren Ausgangspunkt hat" 
durch die Worte „in deren Bezirk der Unter- 
nehmer seinen Betriebssitz hat" zu ersetzen. 

Begründung 

Der Begriff „Ausgangspunkt" ist zu unbestimmt 
und kann in der Verwaltungspraxis zu Schwie- 
rigkeiten führen. Es ist denkbar, daß z. B. ein 
Unternehmer den Ausgangspunkt einer von 
ihm beantragten Linie in einem angrenzenden 
Nachbarland oder in einem angrenzenden an- 
deren Bezirk wählt und so der Aufsicht meh- 
rerer Genehmigungsbehörden unterliegt. 

10 . § 12 

In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a sind nach dem 
Wort „Name" die Worte „ , Geburtstag und 
-ort" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung ist notwendig, wenn die Einho- 
lung von Strafregisterauszügen erforderlich er- 
scheint. Dadurch wird auch Verwaltungsarbeit 
erspart. 

11. § H 

a) In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b werden nach 
den Worten „bei kreisangehörigen Gemein- 
den auch der Landkreis" die Worte „oder 
die Kreisverwaltungsbehörde" eingefügt. 

Begründung 

Die Bezeichnungen zwischen den Landkrei- 
sen und den kreisangehörigen Gemeinden 
sind in den einzelnen Ländern verschieden 
geregelt. In einem Teil der Länder besteht 
zwischen Landkreis und kreisangehörigen 
Gemeinden kein Verhältnis der über- und 
Unterordnung. In diesen Ländern ist daher 
an Stelle des Landkreises die Kreisverwal- 
tungsbehörde zu hören. 

b) In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe d sind die 
Worte „zuständige Planungsbehörde" durch 
die Worte „zuständigen Planungsbehörden" 
zu ersetzen. 

Begründung 

In der Regel sind mehrere Planungsbehör- 
den beteiligt, z. B. die der Gemeinde und 
des Bezirks. 
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c) In Absatz 5 ist der letzte Satz wie folgt zu 
fassen: 

„Einwendungen können zur Beschleunigung 
des Genehmigungsverfahrens mit dem An- 
tragsteller und allen oder einzelnen Betei- 
ligten mündlich erörtert werden.“ 

Begründung 

Eine Beschleunigung des Anhörverfahrens 
wird nur erreicht, wenn die Genehmigungs- 
behörde nicht in allen Fällen das mündliche 
Anhörverfahren in vollem Umfange durch- 
führen muß. 

12. § 17 

a) In Absatz 2 ist die Nr. 8 wie folgt zu fassen: 

„8. bei Linien verkehr mit Kraftfahrzeugen 
die Linienführung, die Zahl, die Art und 
das Fassungsvermögen (Sitz- und Steh- 
plätze) der genehmigten Kraftfahrzeuge 
und Anhänger,“ 

Begründung 

Der gestrichene Halbsatz ist überflüssig, 
weil die Genehmigungsurkunde bereits An- 
gaben über die Zahl der genehmigten Kraft- 
fahrzeuge und Anhänger enthalten muß. Auf 
die Angabe der amtlichen Kennzeichen kann 
verzichtet werden. 

b) In Absatz 8 sind die Worte „ausreichender 
Fahrzeugreserve " durch die Worte „ausrei- 
chendem Fahrzeugbestand“ zu ersetzen. 

Begründung 

Notwendige redaktionelle Anpassung des 
Wortlauts an die zu § 9 Abs. 3 Satz 2 vor- 
geschlagene Fassung. 

13, § 20 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Duldet die Einrichtung, Erweiterung oder 
wesentliche Änderung eines Linienverkehrs mit 
Kraftfahrzeugen keinen Aufschub, so kann, 
wenn 

1. dies im öffentlichen Verkehrsinteresse gebo- 
ten ist und 

2. in den betreffenden Verkehrsbeziehungen 
andere Verkehrseinrichtungen nicht vorhan- 
den sind oder die vorhandenen Verkehrs- 
unternehmen nicht bereit oder nicht in der 
Lage sind, das Verkehrsbedürfnis zu befrie- 

' digen, 

die von der Landesregierung bestimmte Be- 
hörde, in deren Gebiet der Verkehr betrieben 
werden soll, eine jederzeit widerrufliche einst- 
weilige Erlaubnis erteilen, wobei die Voraus- | 
Setzungen für die Erteilung der Genehmigung 
(§ 13 Abs. 1) gegeben sein müssen.“ j 

B egründung i 

Notwendige sprachliche Verbesserung und Be- j 

rücksichtigung der erforderlichen Systematik. j 


14. § 23 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Der Unternehmer kann die ihm den be- 
förderten Personen gegenüber obliegende Haf- 
tung für Personenschäden nicht ausschließen. 
Die Haftung für Sachschäden darf gegenüber 
jeder beförderten Person nur insoweit ausge- 
schlossen werden, als der Schaden 1000 Deut- 
sche Mark übersteigt.“ 

Begründung 

Die Neufassung dient der Klarstellung. 

15. § 25 

In Absatz 4 Satz 2 sind nach den Worten „der 
Genehmigung ist“ die Worte „bei den in § 17 
Abs. 4 genannten Verkehrsarten“ einzufügen. 

Begründung 

Die Einfügung soll klarstellen, daß die Ver- 
öffentlichung der Rücknahme im amtlichen Ver- 
kündungsblatt nur in den Fällen in Betracht 
kommt, in denen bei Erteilung der Genehmi- 
gung gleichfalls eine Bekanntmachung im amt- 
lichen Verkündungsblatt erfolgt ist. 

16. § 26 

Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Im Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen erlischt die Genehmigung, wenn der 
Unternehmer seinen Betriebssitz in eine andere 
Gemeinde verlegt.“ 

Begründung 

Der gestrichene zweite Halbsatz kann zu einer 
irrtümlichen Auslegung durch die Verwaltungs- 
gerichte führen. Man könnte aus ihm entneh- 
men, daß Genehmigungen für Stadtteile erteilt 
werden können. Das ist nicht gewollt. Die Vor- 
schrift ist aber auch entbehrlich. Ihr Zweck kann 
nötigenfalls durch eine Beschränkung der Ge- 
nehmigung erreicht werden. 

17. § 29 

Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Unberührt bleibt die Zuständigkeit der für die 
Baugenehmigung zuständigen Behörden." 

Begründung 

Die derzeitige Fassung dieses Absatzes läßt die 
Auslegung zu, daß unter „Genehmigungen“ 
auch bauaufsichtliche Genehmigungen wie sol- 
che für Werkstätten, Obusgaragen, Straßen- 
bahnhallen usw. zu verstehen sind. Gegen eine 
solche Regelung würden aber erhebliche Beden- 
ken bestehen, weil eine Aufsplitterung des 
Baugenehmigungsverfahrens unter keinen Um- 
ständen gebilligt werden kann. Hinzu kommt, 
daß als Träger der Baumaßnahmen in der Regel 
nicht Behörden oder sonstige Hoheitsträger in 
Frage kommen (wie z. B. bei Bundesstraßen), 
sondern nur private Unternehmen. 
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Im übrigen wird darauf aufmerksam gemacht, 
daß der Bundesrat bereits in seiner Stellung- 
nahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Luftverkehrsgesetzes — Drucksache 
100 — einen gleichen Vorschlag bezüglich des 
§ 7 c Abs. 1 gemacht hat. 

18 . § 32 

a) In Absatz 3 sind die Worte „aus Gründen 
des Verkehrs" zu streichen. 

Begründung 

Es soll klargestellt werden, daß die Straßen- 
bahn nur dann herangezogen werden soll, 
wenn sie ganz oder teilweise Veranlasserin 
ist. 

b) Absatz 6 ist wie folgt zu fassen: 

„(6) Auf Vereinbarungen des Unterneh- 
mers mit dem Träger der Straßenbaulast 
über die Benutzung öffentlicher Straßen ist 
im Planfeststellungsbeschluß hinzuweisen. 1 ' 

Begründung 

Eine Aufnahme derartiger Vereinbarungen 
im Planfeststellungsbeschluß, wie in § 32 
Abs. 6 gefordert wird, führt zu einer erheb- 
lichen Belastung in der Verwaltungspraxis, 
weil dann auch alle nachträglichen Verein- 
barungen in dem Planfeststellungsbeschluß 
Aufnahme finden müßten. 

19 . § 36 

In Satz 1 sind nach den Worten „Dauer der Ge- 
nehmigung" die Worte „nach den Bedürfnissen 
des Verkehrs und dem Stand der Technik" ein- 
zufügen. 

Begründung 

Anpassung an den Wortlaut des § 21. 

20. § 40 

In Absatz 4 ist der letzte Satz wie folgt zu 
fassen: 

„An den Haltestellen sind mindestens die Ab- 
fahrtzeiten anzuzeigen." 

Begründung 

Die Anzeige der Abfahrtzeiten sollte den Ver- 
kehrsunternehmern im Interesse der Öffentlich- 
keit nicht freigestellt werden, 

21 . § 45 

In § 45 Abs. 1 Satz 2 ist das Semikolon durch 
einen Punkt zu ersetzen und folgender neuer 
Absatz 2 einzufügen: 

„(2) Die Beförderungsentgelte und Beförde- 
rungsbedingungen der Deutschen Bundesbahn 
sind vom Bundesminister für Verkehr zu ge- 
nehmigen, die Beförderungsentgelte und Beför- 
derungsbedingungen der Deutschen Bundespost 
sind nach § 14 des Postverwaltungsgesetzes 
festzusetzen. Genehmigung und Festsetzung der 
Beförderungsentgelte erfolgen im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Wirtschaft. 


Die Beförderungsentgelte und Beförderungsbe- 
dingungen der Deutschen Bundesbahn und die 
Fahrpläne und Fahrplanänderungen der Deut- 
schen Bundespost und der Deutschen Bundes- 
bahn sind in ihren amtlichen Mitteilungsblät- 
tern zu veröffentlichen; als amtliche Mittei- 
lungsblätter gelten auch die Kursbücher." 

Begründung 

Bei der jetzigen Fassung des § 45 Abs. 1 ent- 
steht der Eindruck, daß die Genehmigungsbe- 
hörde beim Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
die Beförderungsentgelte nach dem entspre- 
chend anwendbaren § 39 nur im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft geneh- 
migen dürfte. Dies wäre eine verfassungsrecht- 
lich unzulässige Mischverwaltung. In Wirklich- 
keit bezieht sich § 45 Abs. 1 Satz 3 nur auf die 
Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bundes- 
post, was durch die vorgeschlagene Änderung 
klargestellt wird. 

Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Absätze 
3 bis 5. 

22. § 46 

Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„ (3) In Orten mit mehr als 50 000 Einwohnern 
oder in den von der höheren Verwaltungsbe- 
hörde bestimmten Orten unter 50 000 Einwoh- 
nern darf eine Genehmigung für den Kraft- 
droschkenverkehr und den Mietwagenverkehr 
nicht für denselben Personenkraftwagen erteilt 
werden." 

Begründung 

Neben der Einwohnerzahl eines Ortes können 
noch andere Umstände die örtliche Bedürfnis- 
lage maßgebend beeinflussen. Es soll daher der 
höheren Verwaltungsbehörde ermöglicht wer- 
den, das Verbot auch in Orten mit weniger als 
50 000 Einwohnern einzuführen, sofern diese 
Orte nach ihrer Verkehrsstruktur mit Orten 
über 50 000 Einwohnern vergleichbar sind. 

23. § 47 

In Absatz 3 Satz 1 ist der zweite Halbsatz zu 
streichen und durch folgende Fassung zu er- 
setzen, die als Satz 2 einzufügen ist: 

„Das Nähere wird durch Droschkenordnungen, 
die nach Landesrecht erlassen werden, bestimmt; 
für die Festsetzung von Droschkenordnungen 
gilt § 52 Abs. 1 Satz 1 und 2 entsprechend." 

Satz 2 wird Satz 3. 

Begründung 

Der Erlaß von Droschkenordnungen in den 
Ländern bedarf einer klaren Rechtsgrundlage, 
die durch die Ermächtigung entsprechend § 52 
Abs. 1 geschaffen werden soll. 

24. § 52 

a) In Absatz 1 ist Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Die Beförderungsentgelte und die Beförde- 
rungsbedingungen sind in jeder Kraft- 
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droschke mitzuführen und dem Fahrgast auf 
Verlangen vorzulegen. " 

b) In Absatz 2 ist Satz 4 zu streichen. 
Begründung 

Für eine Bekanntmachung in einer örtlichen 
Tageszeitung besteht kein Bedürfnis; die 
Bekanntmachung im amtlichen Verkün- 
dungsblatt versteht sich von selbst. 

25. § 54 

In Absatz 1 ist das Wort „Durchführungsbestim- 
mungen" durch das Wort „Rechtsverordnungen" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Anpassung an die Terminologie des Grund- 
gesetzes und Angleichung an § 53 Abs. 1. 

26. § 55 

ist wie folgt zu fassen: 

„§ 55 

(1) Der Unternehmer unterliegt hinsichtlich 
der Erfüllung der Vorschriften dieses Gesetzes 
sowie der hierzu erlassenen Rechtsverordnun- 
gen und der Einhaltung der durch die Genehmi- 
gung auf erlegten Verpflichtungen (Bedingun- 
gen, Auflagen) der Aufsicht der Genehmigungs- 
behörde. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann Unternehmen, 
die einen Omnibusbahnhof betreiben, anhalten, 
die Benutzung durch den Linien- und Gelegen- 
heitsverkehr mit Kraftfahrzeugen und den 
Betrieb so zu regeln, daß der Verkehr ordnungs- 
gemäß abgewickelt und den Pflichten nach § 39 
Abs. 7 und § 40 Abs. 4 genügt werden kann. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann sich über alle 
ihrer Zuständigkeit unterliegenden Einrichtun- 
gen und Maßnahmen des Unternehmers unter- 
richten. Der Unternehmer hat der Aufsichtsbe- 
hörde alle wesentlichen Veränderungen ohne 
Aufforderung unverzüglich anzuzeigen. 

(4) Die Aufsicht über den Bau und Betrieb 
der Straßenbahnen und Obus-Unternehmen 
(technische Aufsicht) wird von der von der 
Landesregierung bestimmten Behörde ausgeübt. 

(5) Die von der Landesregierung bestimmte 
Behörde kann die Genehmigungsbehörde er- 
mächtigen, die Aufsicht über den Linien- und 
Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen auf 
ihre nachgeordneten Behörden zu übertragen. 

(6) Die Deutsche Bundespost und die Deut- 
sche Bundesbahn sind für die Erfüllung der 
technischen Vorschriften dieses Gesetzes und 
der hierzu erlassenen Rechtsverordnungen für 
ihre Kraftfahrbetriebe selbst verantwortlich." 

Begründung 

Der Entwurf sieht eine Aufsicht nur hinsichtlich 
des Unternehmers vor. Es erscheint jedoch er- 
forderlich, auch die gemeinschaftlichen Halte- 


plätze dieser Unternehmer, z. B. Omnibusbahn- 
höfe, einer Aufsicht zu unterstellen. 

Der technischen Aufsicht sollte mehr Bedeutung 
beigemessen werden. Ihr wird daher ein be- 
sonderer Absatz gewidmet, in dem klargestellt 
wird, daß es sich im Gegensatz zur Verwal- 
tungsaufsicht um die Aufsicht über den Bau und 
Betrieb handelt. 

27. § 56 

ist wie folgt zu fassen: 

rr § 56 

Vorverfahren bei der Anfechtung 
von Verwaltungsakten 

Bei der Anfechtung von Verwaltungsakten, 
die von der obersten Landesverkehrsbehörde 
selbst erlassen worden sind, ist nach den Vor- 
schriften der Verwaltungsgerichtsordnung das 
Vorverfahren durchzuführen." 

Begründung 

Satz 1 des § 56 i. d. F. der Regierungsvorlage 
ist überflüssig. 

28. § 62 

In Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe c ist in der 
Klammer vor „§ 17" einzufügen „§ 2 Abs. 4 
Satz 3," 

Begründung 

Notwendige Ergänzung im Hinblick auf § 2 
Abs. 4 Satz 3. 

29. § 65 

Absatz 4 ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Der Titel VII der Gewerbeordnung sowie 
die auf Grund dieses Titels erlassenen Vor- 
schriften gelten auch für Straßenbahnbetriebe." 

Begründung 

Es handelt sich um eine redaktionelle Richtig- 
stellung. Die Entwurfsfassung erweckt den 
fälschlichen Eindruck, die Gewerbeordnung 
selbst enthalte ergänzende Vorschriften zu 
Titel VII. Unter den „ergänzenden Vorschrif- 
ten" im Sinne des Entwurfs sind in erster Linie 
die Vorschriften nach § 12 GewO zu verstehen. 

Satz 2 der Entwurfsfassung bedeutet eine Ände- 
rung des § 120 e Abs. 1 GewO für den Gel- 
tungsbereich des PBefG. Während nach der 
Gewerbeordnung die Bundesregierung zum Er- 
laß von Vorschriften nach § 120 e GewO zu- 
ständig ist, soll nach dem Entwurf der Bundes- 
minister für Verkehr gemeinsam mit dem Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung zu- 
ständig werden. Ein echtes Bedürfnis, die Zu- 
ständigkeitsregelung des § 120 e Abs. 1 GewO 
zu ändern, besteht nicht. Satz 1 des Entwurfs 
enthält zwar eine Ausdehnung des Geltungs- 
bereichs des Titels VII der Gewerbeordnung 
auf Straßenbahnbetriebe. Diese Ausdehnung ist 
aber relativ geringfügig und rechtfertigt die 
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vorgesehene Zuständigkeitsänderung nicht. Der 
Bundesminister für Verkehr hat als Kabinetts- 
mitglied genügend Möglichkeit, seine Belange 
beim Erlaß von Vorschriften nach § 120 e GewO 
in der jetzigen Fassung zu vertreten. 

Satz 3 sieht vor, daß die Aufsicht über die in 
Satz 1 genannten Vorschriften neben den Ge- 
werbeaufsichtsbehörden von den Aufsichtsbe- 
hörden nach § 55 des Entwurfs wahrgenommen 
wird. Für die Aufsicht über die Ausführung der 
wichtigsten Arbeitsschutzbestimmungen in 
Titel VII GewO sowie der auf Grund des 
§ 120 e GewG erlassenen Vorschriften sind ge- 
mäß § 139 b GewO (in Nordrhein-Westfalen in 
Verbindung mit § 1 Buchstabe a der Verord- 
nung über die Zuständigkeit der Staatlichen 
Gewerbeaufsichtsbehörden vom 18. Juni 1957 — 
GV NW S. 171) ausschließlich die Gewerbe- 
aufsichtsbehörden zuständig. Diese ausschließ- 
liche Zuständigkeit der Gewerbeaufsicht — ne- 
ben der parallel laufenden Tätigkeit der Berufs- 
genossenschaft im Unfallschutz — hat sich 
durchaus bewährt. Es erscheint nicht notwendig 
und nach allen Erfahrungen sogar bedenklich, 
anderen Behörden Aufsichtszuständigkeiten für 
Arbeitsschutzbestimmungen zu übertragen. Die 
Tatsache, daß Straßenbahnunternehmungen im 
Sinne des § 6 Abs. 1 GewO dem Titel VII der 
GewO bisher nicht unterlagen und erst durch 
Satz 1 a. a. O. den Vorschriften dieses Titels 
unterstellt werden sollen, kann die in der Ent- 
wurfsfassung vorgesehene Doppelzuständigkeit 
für die Durchführung von Arbeitsschutzvor- 
schriften nicht begründen. Die Entwurfsfassung 
würde im übrigen dazu führen, daß die Doppel- 
zuständigkeit nicht nur für Straßenbahnbetriebe, 
sondern für alle Verkehrsbetriebe im Sinne des 
PBefG, die jetzt hinsichtlich des Arbeitsschutzes 


allein der Gewerbeaufsicht unterliegen, gelten 
würde. Das würde eine erhebliche Einengung 
der Zuständigkeiten der Gewerbeaufsicht be- 
deuten. Es ist darauf hinzuweisen, daß in die- 
sem Absatz lediglich die Frage des Arbeits- 
schutzes angesprochen wird. Die Zuständigkeit 
der Aufsichtsbehörden nach § 55 hinsichtlich 
des Baues und Betriebes der Verkehrsanlagen 
bleibt hiervon unberührt. 

Satz 4 hat eine Berechtigung nur, solange Satz 3 
in der Entwurfsfassung besteht, d. h. solange 
eine Doppelzuständigkeit auf dem Gebiete des 
Arbeitsschutzes begründet ist. Nur in diesem 
Falle ist eine Abgrenzung der Zuständigkeiten 
der Aufsichtsbefugnis der Gewerbeaufsichtsbe- 
hörden und der Behörden nach § 55 erforder- 
lich. Dieses Abgrenzungserfordernis entfällt, 
wenn für den Arbeitsschutz die Gewerbeauf- 
sichtsbehörden allein zuständig sind. Schwierig- 
keiten, die sich bei der Durchführung des tech- 
nischen Arbeitsschutzes und der Aufsichtsfüh- 
rung über die Verkehrsbetriebe durch die Be- 
hörden nach § 55 im übrigen ergeben könnten, 
lassen sich auf Landesebene durch gemein- 
samen Erlaß der beteiligten Behörden beseiti- 
gen. Verwaltungsvorschriften im Sinne des 
Artikels 84 Abs. 2 GG dürften hierfür nicht 
erforderlich sein. 

30. § 67 

Absatz 2 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Anstelle der Deutschen Bundespost oder einer 
zuständigen Postdirektion tritt in Berlin die 
Landespostdirektion Berlin." 

Begründung 

Notwendige Änderung im Hinblick auf den 
rechtlichen Status Berlins, 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung erhebt gegen die Änderungs- 
vorschläge unter 3. b), 3. c), 6. c) r 8., 10., 11. a), 14., 
15., 16, 18. a), 18. b), 19, 22, 23, 24. b), 25, 28. 
und 29. keine Einwendungen. 

Zu den übrigen Änderungsvorschlägen wird folgen- 
des bemerkt: 

Zu 1. 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zu § 3 
Abs. 2, §§ 10, 11 Abs. 1 und 3, § 20 Abs. 1, § 29 
Abs. 5, § 30 Abs. 2, 4, 5 und 7, §§ 33, 39 Abs. 8, 
§ 53 Abs. 2 und 3, § 55 Abs. 3, § 58 Abs. 3 und 
§ 65 Abs. 2 wird nicht zugestimmt. 

Die in § 3 Abs. 2, §§ 10, 11 Abs. 1, § 20 Abs. 1 
und § 55 Abs. 3 vorgesehenen Aufgaben sollen 
von einer Fachbehörde wahrgenommen werden. Da- 
her sieht der Entwurf in diesen Fällen die Zustän- 
digkeit der obersten Landesverkehrbehörde oder 
der von ihr bestimmten Behörde zwingend vor. 

In den Fällen des § 11 Abs. 3, § 30 Abs. 7, § 53 
Abs. 2 und 3 und § 65 Abs. 2 soll ausschließlich die 
oberste Landesverkehrsbehörde zuständig sein. Eine 
Übertragung auf nachgeordnete Behörden verbietet 
sich im Hinblick auf die Bedeutung. 

Die Zuständigkeit der höheren Verwaltungsbehörde 
im Planfeststellungsverfahren in § 29 Abs. 5 und 
§ 30 Abs. 2, 4 und 5 entspricht der bisherigen Rege- 
lung auf dem Gebiet der Planfeststellung in anderen 
Bundesgesetzen, so in §§ 17, 18 des Bundesfern- 
straßengesetzes und in § 36 des Bundesbahn- 
gesetzes. 

In §§ 33 und 58 Abs. 3 sieht der Regierungsentwurf 
die Zuständigkeit der obersten Landesbehörde vor. 
Die Regelung in § 58 Abs. 3 entspricht § 6 des 
Straßenverkehrsgesetzes. 

§ 39 Abs. 8 bezweckt die Beteiligung einer bestimm- 
ten Fachbehörde, nämlich der Preisbehörde. Diesem 
Anliegen würde der Vorschlag des Bundesrates 
nicht, nachkommen. 

Zu 2. a) 

Die in § 1 Abs. 2 Nr. 1 genannten Beförderungen 
mit Personenkraftwagen werden durch diese Be- 
stimmung vom Gesetz freigestellt. Die Freistellung 
ist notwendig, weil diese Beförderungen für die 
Ordnung des entgeltlichen Straßenpersonenverkehrs 
nicht von wesentlicher Bedeutung sind. Eine Geneh- 
migungspflicht kann für diese Fälle auch mit Rück- 
sicht auf die Verkehrsentwicklung und die bisherige 
Übung nicht gefordert werden. Hierunter fällt z. B. 
die Mitnahme von Geschäftsfreunden, von Bekann- 
ten zur Ferienreise, von Arbeitskollegen von und zur 
Arbeitsstelle gegen Beteiligung an den Fahrkosten. 


Die ausdrückliche Ausnahme ist — entgegen der 
Begründung des Bundesrates — unerläßlich, wenn 
diese Fälle nicht nach § 1 Abs, 1 in Verbindung 
mit § 2 genehmigungspflichtig sein sollen. Die 
Unterstellung unter die Genehmigungspflicht würde 
in der Praxis größte Schwierigkeiten verursachen. 
Die Überwachung eines solchen genehmigungs- 
pflichtigen Verkehrs wäre zudem überhaupt nicht 
möglich. Die vom Bundesrat vorgeschlagene Ände- 
rung würde ständige Gesetzesverstöße zur Folge 
haben. Im übrigen würde in der Öffentlichkeit kein 
Verständnis für eine solche Maßnahme aufgebracht 
werden. 

Zu 2. b) 

Dem Vorschlag des Bundesrates, die Ausnahme zu- 
gunsten des Beherbergungsgewerbes in § 1 Abs. 2 
Nr. 2 Buchstabe c anders zu fassen, wird aus den 
zu 2. a) und 3. a) angegebenen Gründen nicht zu- 
gestimmt. 

Zu 3. a) 

Die Auffassung des Bundesrates, daß es sich beim 
Zubringer- und Abholdienst der Flughäfen und 
Krankenhäuser um Werkverkehr handelt, wird nicht 
geteilt. Denn außer dem Personal werden auch 
Fluggäste, Kranke und deren Besucher befördert. 
Ein enger Zusammenhang mit den übrigen vom 
Gesetz befreiten Beförderungen unter § 1 Abs. 2 
ist gegeben. Eine Aufführung in § 1 Abs. 2 emp- 
fiehlt sich auch deswegen, weil der enge Zusam- 
menhang mit § 1 Abs. 1 gewahrt werden muß. Die 
Freistellung vom Gesetz hindert nicht daran, die 
für diese Beförderungen verwendeten Fahrzeuge 
den Forderungen zu unterwerfen, die an die Ver- 
kehrssicherheit zu stellen sind (§ 58 Abs. 2). 

Zu 4. 

Dem Vorschlag des Bundesrates zu § 3 Abs. 2 Satz 2 
kann nicht gefolgt werden. Ausnahmeerteilungen 
sollen ausdrücklich auf Einzelfälle beschränkt blei- 
ben. Allgemeine Ausnahmen von der Vorschrift 
des § 3 Abs. 2 Satz 2 sind nur durch Rechtsverord- 
nung nach § 59 Abs. 1 Nr. 1 zulässig. 

Zu 5. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird unter der 
Voraussetzung zugestimmt, daß § 7 Abs. 2 folgende 
Fassung erhält: 

„(2) Die Genehmigungsbehörde kann in beson- 
ders begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulassen." 

Auf die Stellungnahme zu 4. letzter Satz wird ver- 
wiesen. 
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Zu 6. a) 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung des 
§ 8 Abs. 2 Nr. 1 würde zu einer Ausweitung des 
Begriffs „Schienenparallelverkehr" zuungunsten der 
übrigen Verkehrsträger führen. Das Begriffsmerk- 
mal „auf den in der allgemeinen Verkehrsrichtung 
der Schiene verlaufenden . . . Straßen" gibt keine 
ausreichende Begrenzung, überdies muß der Ver- 
kehr zwischen den Bahnorten gegenüber dem 
außerhalb des Schienenbereichs aufkommenden 
Unterwegsverkehr (Flächenverkehr) überwiegen, 
wenn nicht die Mehrzahl der zu bedienenden Orte 


Haltepunkte dieser Schienen Verbindung sind. Dem 
notwendigen Schutz des Schienenverkehrs wird 
durch den Vorschlag der Bundesregierung in ge- 
nügender und auch den anderen Verkehrsträgern 
zumutbarer Weise Rechnung getragen. 

Zu 6. b) 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates zu § 8 Abs. 2 
Nr. 7, der abgelehnt wird, würde den in dieser 
Vorschrift genannten Verkehrsträgern die Mög- 
lichkeit genommen werden, für andere Formen des 
Gelegenheitsverkehrs besonders eingerichtete Omni- 
busse vorzubehalten. Dies gilt z. B. für den Ferien- 
ziel-Reiseverkehr der Deutschen Bundesbahn und 
für Stadtrundfahrten der kommunalen Betriebe. 

Zu 6. d) 

Die vom Bundesrat zu § 8 Abs. 3 vorgeschlagene 
Ausdehnung des Besitzstandschutzes würde eine 
weitere Festlegung des jetzigen Zustandes bedeu- 
ten. Die Entwurfsfassung wird für ausreichend er- 
achtet. Dem bedeutendsten Verkehrsträger im Ge- 
legenheitsverkehr, nämlich der Privatunternehmer- 
schaft, steht bereits der Vorrang im Gelegenheits- 
verkehr nach § 8 Abs. 2 Nr. 4 zu. 

Zu 7. a) 

Der vom Bundesrat zur Streichung vorgeschlagene 
Absatz 1 Satz 2 des § 9 dient der Klarstellung. Die 
Aussage dieser Vorschrift müßte sonst erst aus Ab- 
satz 3 geschlossen werden. Dem Vorschlag des Bun- 
desrates kann daher nicht gefolgt werden. 

Zu 7. b) 

Entsprechend der Stellungnahme zu 4. 

Zu 7. c) 

Dem Vorschlag des Bundesrates zu § 9 Abs. 3 wird 
unter der Voraussetzung zugestimmt, daß die Neu- 
fassung lautet: „bewährten Betrieben mit ausrei- 
chender Fahrzeugreserve". Auf den Begriff „Re- 
serve" kann nicht verzichtet werden. Er wird durch 
den Begriff „Bestand" nicht ersetzt. 

Zu 9. 

Der Betriebssitz, der nach dem Vorschlag des Bun- 
desrates zu § 11 Abs. 3 für die Behördenzuständig- 
keit maßgeblich sein, soll, kann auch in einem drit- 
ten, an dem betreffenden Verkehr unbeteiligten 


Land liegen. Dies wird bei großen Betrieben, ins- 
besondere aber bei der Deutschen Bundespost und 
der Deutschen Bundesbahn, häufig der Fall sein. Es 
könnte nach dem Vorschlag des Bundesrates da- 
durch ein Regierungspräsident zur Genehmigung 
einer Linie zuständig werden, die ganz außerhalb 
seines Regierungsbezirkes, ja sogar in einem an- 
deren Land eingerichtet werden soll. Es muß daher 
beim Regierungsentwurf verbleiben. 

Zu 11. b) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zu gestimmt. 
In Anlehnung an diesen Vorschlag empfehlen sich 
folgende zusätzliche Änderungen: 

In § 14 Abs. 1 müssen ersetzt werden 

in Nr. 1 Buchstabe b die Worte „der Landkreis" 
durch „die Landkreise", 

in Nr. 1 Buchstabe e die Worte „gutachtlich die 
Industrie- und Handelskammer" durch „gutachtlidi 
die beteiligten Industrie- und Handelskammern", 

in Nr. 2 Buchstabe b die Worte „die Oberpostdirek- 
tion und die Bundesbahndirektion" durch „die 
Oberpostdirektionen und die Bundesbahndirektio- 
nen", 

in Nr. 2 Buchstabe d die Worte „gutachtlich die 
Industrie- und Handelskammer" durch „gutachtlich 
die beteiligten Industrie- und Handelskammern". 

Zu 11. c) 

Dem Vorschlag des Bundesrates zu § 14 kann nicht 
gefolgt werden. Das im bisherigen Recht vorgese- 
hene Widerspruchsverfahren ist in den Gesetzent- 
wurf nicht übernommen worden. Dem Antragsteller 
und den Beteiligten soll durch Absatz 5 die Mög- 
lichkeit der mündlichen Erörterung gewährleistet 
werden. Eine wesentliche Beschleunigung wird be- 
reits durch die Beseitigung des bisherigen Wider- 
spruchsverfahrens erreicht. 

Zu 12. a) 

Dem Vorschlag des Bundesrates zu § 17 Abs. 2 
wird zugestimmt, jedoch müßte entsprechend in 
Absatz 8 gestrichen werden „Nr. 8 zweiter Halb- 
satz und". 

Zu 12. b) 

Entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates zu 
7. c) sind auch hier in § 17 Abs. 8 die Worte „Be- 
triebe von erprobter Zuverlässigkeit und" zu er- 
setzen durch „bewährte Betriebe". 

Zu 13. 

Dem Vorschlag zu § 20 über die einstweilige Er- 
laubnis wird grundsätzlich zugestimmt, jedoch müs- 
sen die Worte „die von der Landesregierung be- 
stimmte Behörde" ersetzt werden durch die Worte 
„die oberste Landesverkehrsbehörde oder die von 
ihr bestimmte Behörde" (vgl. oben zu 1.). 
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Zu 17. 

Dem Vorschlag wird grundsätzlich zugestimmt, je- 
doch müßte die Anfügung nicht bei § 29 Abs. 2, 
sondern bei § 29 Abs. 1, und zwar in folgender 
Fassung vorgenommen werden: 

„Unberührt bleibt die Zuständigkeit der für die 
Baugenehmigung zuständigen Behörden, soweit es 
sich nicht um Betriebsanlagen (§ 28 Abs. 1) han- 
delt.", 

und § 28 Abs. 1 müßte folgende Fassung erhalten: 

„(1) Neue Straßenbahnen dürfen nur gebaut, be- 
stehende nur geändert werden, wenn der Plan für 
ihre Betriebsanlagen vorher festgestellt ist." 

Der Vorschlag des Bundesrates bezieht sich inhalt- 
lich auf § 29 Abs. 1. Der Plan für die Betriebsan- 
lagen kann wegen der gegenseitigen betrieblichen 
Abhängigkeit aller Anlagenteile nur in einem ein- 
heitlichen Verfahren festgestellt werden. Dies ent- 
spricht auch der Regelung der Planfeststellung in 
anderen Gesetzen, so in § 17 Abs. 1 des Bundes- 
fernstraßengesetzes, § 36 Abs. 1 und 2 des Bundes- 
bahngesetzes, § 14 Abs. 1 des Wasserhaushalts- 
gesetzes. Die Einschränkung der rechtlichen Wir- 
kung der Planfeststellung auf Betriebsanlagen be- 
dingt eine Neufassung des § 28 Abs. 1. 


Zu 20. 

Die Fassung des Regierungsentwurfs zu § 40 Abs. 4 
über die Fahrplananschläge an Haltestellen trägt 
den Notwendigkeiten des Verkehrs Rechnung; sie 
berücksichtigt insbesondere auch die Verhältnisse 
in Großstädten bei dichter Fahrfolge. Dem Vor- 
schlag des Bundesrates wird daher nicht zugestimmt. 


Zu 21. 

Dem Vorschlag zu § 45 wird grundsätzlich zuge- 
stimmt. Um jedoch klarzustellen, daß die §§ 39 und 
40 auch für den neuen Absatz 2 entsprechend an- 
zuwenden sind, wird vorgeschlagen, im neuen Ab- 
satz 1 den letzten Satz zu streichen und einen 
neuen Absatz 3 mit folgendem Wortlaut anzufügen: 

„(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 sind die 
§§39 und 40 entsprechend anzuwenden." 


Die Absätze 2, 3 und 4 des Regierungsentwurfs 
werden Absätze 4, 5 und 6. 

Zu 24. a) 

Dem Vorschlag zu § 52 wird grundsätzlich zuge- 
stimmt. Zur Klarstellung muß jedoch Absatz 1 
Satz 3 wie folgt gefaßt werden: 

„Die Vorschriften über Beförderungsentgelte und 
Beförderungsbedingungen sind in jedem Kraftfahr- 
zeug mitzuführen und dem Fahrgast auf Verlangen 
vorzulegen." 

Zu 26. 

Dem Vorschlag zu § 55 Abs. 2 wird zugestimmt. 
Im übrigen muß es bei der Fassung des Regierungs- 
entwurfs verbleiben, Absätze 1, 3 und 6 des Vor- 
schlags des Bundesrates stimmen wörtlich mit der 
Fassung des Regierungsentwurfs überein. Durch 
den Zusatz „(technische Aufsicht)" in Absatz 4 des 
Bundesratsvorschlages wird der Eindruck erweckt, 
als ob es eine technische Aufsicht nur bei Straßen- 
bahnen und Obusunternehmen gäbe. Eine technische 
Aufsicht besteht aber auch für Omnibusse und Per- 
sonenkraftwagen. Die Einfügung des Klammerzu- 
satzes würde ferner zur Folge haben, daß ausdrück- 
lich noch der Begriff „ Verwaltungsaufsicht" einge- 
führt werden müßte, was eine unnötige Komplizie- 
rung des Gesetzes bedeuten würde. Wegen der 
Bestimmungen über die zuständigen Landesbehör- 
den in den Absätzen 4 und 5 des Bundesratsvor- 
schlages muß es bei der Fassung des Regierungs- 
entwurfs verbleiben (vgl. zu 1.). Die bisherigen 
Absätze 2, 3 und 4 der Regierungsvorlage werden 
Absätze 3, 4 und 5. 

Zu 27. 

Dem Vorschlag zu § 56 über die Rechtsmittel wird 
nicht zugestimmt. Der zur Streichung vorgeschla- 
gene Satz 1 von § 56 dient der Klarstellung; auf ihn 
kann nicht verzichtet werden. Demnach muß auch 
die Überschrift des Regierungsentwurfs beibehalten 
werden. 

Zu 30. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, jedoch muß es 
statt „Postdirektion" heißen „Oberpostdirektion". 
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